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46. Plenarsitzung de11 Landta.ge.s Rhelnla.nd-Pfalz 
am U. Dezember 1961 

Die Sitzung wird um g,38 Uhr durch den Präsidenten 
des Landtages eröffnet. 

Prlsldent Van Volxem; 

Ich eröffne die 46. Sitzung des Landtages. Be~sitzer 
sind Frau Abgeordnete Aretz und Herr Abgeordneter 
Ludes. Die Rednerliste führt Frau Abgeordnete Aretz. 
Es fehlen entschuldigt die Herren Abgeordneten Bög-

. ler und Schuler. 

Ich begrilße als Zuhörer auf der Tribüne Nachwuch~
krli!te der Bundesbahn.direktion Mainz und die Berg
beru!sschule Betzdorf. 

(Beifall des Hauses.) 

Meine Damen und Herren, wir fahren fort in der Be
ratung des Einzelplanes 02.. Ich erteile das Wort dem 
Herrn Ministerpräsidenten. · 

Mtnlsterprllsldent Dr. h. c. Altmeler: 

Herr Präsident 1 Meine verehrten Damen und Herren 1 
Die Beratung des Etats des Ministerpräsidenten und der 
Staatskanzlei gibt dem nach der Verfassung für die 
Richtlinien der Politik verantwortlichen Ministerpräsi
denten eine ...:.. ich darf wohl sagen - willkommene Ge
legenheit, die ihn aus eigener Initiative bewegenden 
Probleme vorzutragen wie auch Antwort zu geben auf 
die in der gestrigen Debatte dEs ·Hohen Hauses aufge
worfenen Fragen. Soweit, meine Damen und Herren, 
diese Antwort heute nicht in allen Fällen gegeben wer
den kann ...'.... es wurden ja eine ganze Anzahl von Fragen 
ar.1i1esc:..'L..ll"1itten, die rJ.c..'lt. zwu Etat des :1\„~inistcrpräsi-... 
denten gehören-, darf sich die Landesregierung vorbe
halten, bei der Erörterung der verschiedenen Einzel
pläne darauf zurückzukommen. 

Meine Damen und Herren! Der in Einnahmen und Aus
gaben ausgeglichene Etat von rund 2,1 Milliarden DM 
ist ln seinem Volumen der größte, den der Landtag von 
Rheinland-Pfalz bisher festgestellt hat. Trotzdem 
möchte Ich nicht nach Worteni des Superlativs greifen, 
wenn sch9n man mir die Anmerkung gestatten möge, 
daß angesichts dteser Entwicklung alle Sprecher wider
legt sind, die in diesem Hause in den vergangenen 
Jahren nicht müde wurden, den flnaru:iellen Zusam
menbruch an die Wand zu malen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

lhre · Prognosen war~n falsch. 

(Abg. König: Wann hat das denn jemand gesagt? 
Wer sprach denn jemals vom Zusammenbruch?) 

- Nun, Herr König, das wissen Sie am allerbesten, aber 
es kann gegebenenfalls auch wörtlich zitiert werden. I 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, es kann gar keinem Zweifel 1· 

unterliegen, daß die wirtschaftliche Entwicklun·g un
seres Landes in den letz.ten Jahren stetige und beächt- _ i 
Uche Fortschritte gemacht und die Konsolidierung des 1 
Landes herbeigeführt hat. 

(Abg. König: Das ist wohl Ihr Verdienst gewesen?) 

Es steht ebenso fest, daß wesentliche Punkte des Pro
gramms, das sich die . Regierung für diese Legislatur
periode vorgenommen hat, bereits jetzt verwirklicht 
werd.en konnten, wie d1es der Herr Kollege Matthes 
gestern dankenswerterweise festgestellt hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Mit allem Nachdruck, meine Damen und Herren, möchte 
ich hinzufügen, daß dies deswegen möglich war, weil 
die wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung in der Bun
desrepublik auf Gnmd der auch von uns stets bejahten 
sozialeni Marktwirtschaft und auf Grund des Zusam
menstehens mit der freien Welt einen unerhörten Auf
schwung genommen hat, die Arbeitslosigkeit überwand 
und :i:u einer Vollbeschäftigung führte, an der auch un
ser Land seinen erfreulichen Anteil hat. Weiterhin 
konnte dieses Zlel verwirkllcht werden, meine Damen 
und Herren, weil es in unserem Volke und in unserem 
Lande in diesen Jahren viele Köpfe gab, die mitdach
ten, aber auch viele Herzen, die den Mut zur mitbür
gerlichen Verantwortung aufbrachten, und viele Hände, 
die unverdrossen und :zielstrebig mitarbeiteten. 

(Beifall bei der CDU.) 

Freilich gab und gibt es in der Erfüllung der hieraus 
erwachsenden Aufgaben und Pflichten verschiedene 
Vorstellungen, sowohl über die Ausgestaltung unserer 
inneren Staatlichkeit als auch über die Bestimmung des 
Schidi:sals unseres Volkes in unserer heutigen außen
politischen Situation. Ich spreche damit bewußt das 
Vorhandensein der Opposition in Bund und Ländern 
und auch in diesem unserem Parlament an, wobei ich 
auf gar nichts anderes verweisen möchte, meine Da
men und Herren, als auf das Lebensgesetz der demo
kratischen Ordnung, in der es zwar keinen Zank, aber 
politischen Wettbewerb, keinen Strei.t, aber politischen 
Wettstreit und schließlich auch Debatten und Wahlen 
geben muß als bewegende Unruhe und als treibendes 
Element. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber auch das möchte ich aussprechen - es scheint mir 
gerade auf Grund des gestern hier von der Opposition 
Vorgetragenen erforderlich -: Politische Mehrheitsent
scheidungen sind genauso demokratisch und auch ge
nauso sittlich und verbindlich wie Kompromißbe-
schlüsse, 

(Beifall bei der CDU.) 

in denen sich Meinung und Gegenmeinung zur prakti
schen Lösung zusammenfinden. 

Nur der Geist steter Verneinung hat in diesem demo
kratischen System keinen Platz. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Und wer auch immer von den demokratischen Kräften 
in der Bundesrepublik und in unserem Lande das Heft 
in der Hand hat, er wird immer - gleich wo er steht-, 
bekennen und dazu stehen: Das ist unser Staat und das 
ist unser gemeinsames SchiCksaL 

(Beifall bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren! Schließlich sind wir unab
hängig und jenseits von aller Parteipolitik eingeschwo
ren auf die höchsten Prinzipien unserer Staatsordnung: 
die Grundrechte, die Gewaltenteilung, die Unabhängig
keit der Rechtsprechung und die Gesetzmäßigkeit der 
Verwaltung. Keine Verfassungsurkunde ist freilich nar
rensicher. Das haben wir alle erlebt und wir wollen es 
nicht wiedererleben. Ich meine, wenn das Wort von der 
Gemeinsamkeit im politischen Leben überhaupt einen 
Sinn haben kann, dann muß es sich vor allem einmal 
in diesen Grundprinzipien bewähren. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Das leitet ganz von selbst zu dem an-deren Thema 
über, das gestern hier angesprochen wurde, zu dem 
Bund-Länder-Verhältnis. Ich gehe darauf ein, nicht 
weil es etwa zum Instrumentarium einer jede n Etat
rede zu gehör en braucht, sondern weil darüber, ins-
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besondere auch nach der Erklärung der Bundesregie
rung vom 29. November, etwas 7.U ·sagen ist. In dieser 
Erklärung der Bundesregierung heißt es: 

Mit -einer gewissen Sorge hat die Bundesregierung 
in der vergangenen Legislaturperiode die Entwick
lung des Bund-Länder-Verhältnisses beobachtet. 

[eh glaube, gleiches ist vor allem auch \''Om Standpunkt 
der Länder aus zu sagen. Ich war nie glücklich dar
über, daß in den letzten Jahren das dem föderativen 
Staalsa.ufüau eminente Spannungsverhältnis stärkeren 
Belastungsproben ausgesetzt worden war. Ich brauche 
nut· daran 1.u erinnern, daß wegen der Ausgleichsforde
rung, wegea wasserrechtiicher Kompetenzen, vor allem 
wegen der Zuständigkeit bei Rundfunk un:d Fernsehen 
und in jüngster Zeit wegen des Kreditwesengesetzes 
das Bundesverfassungsgericht angerufen werden mußte. 
Schon vor .Jahresfrist, gelegentlich der vorjährigen Etat
bergtung, habe ich an dieser Stelle zum Ausdruck ge
bracht, daU ich in dem Auspaukcn verfassungsrecht
licher Meinungsverschiedenheiten hin bis zur letzten 
Instanz nicht der Weisheit letzter Schluß zu sehen ver
möchte. Nachdem aber nun in der Zwischenzeit bedeut
same Ent:-,cheidungen gefallen sind, die für alle Betei
ligten in Gesetzeskraft erwachsen, soll sich, so meine 
ich, ein jeder auf den Boden dieser Tatsache, das heißt 
auf den Boden des Rechtes stellen, gleichgültig, ob er 
nun selber für s ich diese höchstrichterliche Entschei
dung für richtig oder für nicht richtig hält. Halten wir 
fest: Im Gegensatz zu der Meinung von Leuten, die 
die Bundesländer zu qualifizierten Gebietskörperschaf
ten degradieren wollten, hat das Bundesverfassungs
gericht in seinem Fernsehurteil vom 28. Februar 1961 
festgestellt: In der Bundesrepublik Deutschland haben 
alle Länder den gleichen verfassungsrechtlichen Status. 
Sie sind Staaten. 

Diese bedeutsame Feststellung wurde noch ergänzt 
durch die Entscheidung des Bundesverfassungsgerich
les vom 11. Juli 1961, mit der die hessischen Expan
s ionsbestrebungen in ihre Schranken zurückgewiesen 
Wlirden, 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

WPil auch hier das Bundesverfassungsgericht eindeutig 
festgestellt hat - hören Sie gut zu, meine Damen und 
Herren von der SPD, sonst hören Sie es nicht -, daß 
die gegenwärtig bestehenden Länder vollwertige Glied
staaten der Bundesrepublik Deutschland sind. 

iBeifall bei der CDU. - Abg. Fuchs: Was heißt 
hier Expansionsbestrebungen? - Lebhafter Wi
det·:;prucll und Zwischenrufe bei der SPD. -
Glocke des Präsidenten. - Abg. Korbach: Sie 
wollen doch die Mainzer haben, Herr Kollege 

Fuchs, se-ien Sie ehrlich!) 
·- E:: wird nachher noch etwas darüber zu sagen sein. 
-·- Das Bund-Länder-Verhältnis ist -

(Glocke des Präsidenten.) 
- darf ich weitersprechen? - durch den ungeschriebe
nen Verfassungsgrundsatz von der wechselseitigen Pflicht 
des Bundes und der Länder zu bundesfreundlichem Ver
halten beherrscht. In der Tat sind die beiden hier zi
ti!"rf Pn Urteile des Bundesverfa~sungsgerichtes für un
sere bundesstaatliche Struktur und für die weitere Ent
wicklung des Bund-Länder-Verhältnisses, für die Ab
grenzung der Zuständigkeiten und auch für die Aus
gabenveran t:wortung, da& heißt für die finanziellen Be
ziehungen, über die an anderer Stelle noch zu spre
chen S!"in wird, von außerordentlicher Bedeutung. 
In der notwendigen Schlußfolgerung. meine Damen und 
Herren, brauche ich oft Gesagtes nicht zu wiederholen. 
Wir sehen uns in der von uns seit eh und je vertrete-

nen Auffassung über die föderative Ordnung der Bun
desrepublik bestätigt. Der Herr Abgeordnete Matthes 
hat gestern von dem rechtverstandenen Föderalismus 
gesprochen. Ich möchte dieses Wort von die::iem recht
vcr~t;:llldenen Fö<lel'alismus gern au.fgreifen. kh meine, 
es wäre an der Zeit, wenn Schlagworte vom Neoföde
rallsmus oder gar vom Länderpartikularismus, wie 
man sie hier und da immer wieder hört, e ndlich in 
der Mottenkiste verschwinden würden. Es ist eben -
um es in einem Satze auszudrücken - der eigentliche 
und der letzte Sinn eines echten Föderalismus, wie wir 
ihn verstanden wissen wollen, daß sich die verschie
denen Glieder des Staates in aller Freiheit, aber in 
einem harmonischen Spiel der Kräfte zum Wohle des 
Ganzen zusammenfinden. Da s erfordert ein Miteinan
der. Einmal ein MitPin~nder der Länder unter sich, 

{Sehr richtig! bei der CDU.) 

und dann vor allem aber auch ein Miteinander von 
Bund und Ländern. Deshalb begrüße ich das Bekennt
n.is der Bundesregierung zu dem in der Verfassung nie
dergelegten Grundsatz eines föderativen Staatsauf
baues und zur gegemeitigen Treuepflicht zwischen Bund 
und Ländern. Ich ~timme auch dem letzten Sa tz der 
Er:klärung der Bundesregierung zu, daß es ihr zu
kommt, „das Wohl der Bundesrepublik als Ganzes nach
drücklich zu wahren und zu vertreten", freilich mit 
dem Zusatz, daß dies der Bundesregierung nicht a llein 
zukommt, \\'eil auch die Länder die Pflicht haben, für 
das Wohlergehen des Staates als Ganzes zu sorgen. Sie 
haben diese Pflicht bisher sehr ernst genommen. Und 
es resultiert hieraus auch ihr Recht, im Bundesrat als 
Bundesorgan „bei der Gesetzgebung und bei de r Ver
waltung des Bundes mitzuwirken", wie es Artikel 50 
des Grundgesetzes kategorisch vorschreibt. 

Meine Damen und Herren! Die Landesregierung hat 
sich - unterstützt durch die Mehrheit dieses Hohen 
Hauses - auch dieser bundespolitischen Aufgabe stet,: 
verpflichtet gefühlt und damit aktiven Anten genom
men an den großen, vor allem auch außenpolitischen 
Entscheidungen, wie sie insbesondere im Jahre 1955 zu 
treffen waren. freilich, meine Damen und Herren von 
der SPD, zu einem Zeitpunkt, wo es - Herr Kollege 
Schmidt, Sie haben gestern davon gesprochen - noch 
kein Godesberger Programm gegeben hat. 

{Beifall bei der CDU.) 

Vieles, was dam<ils noch mi tten im Streit - auch in die
sem Hohen Hause - war , wird heute - wir freuen 
uns darüber - nicht mehr in Zweifel gezogen. son
dern für selbstverständlich gehalten. Ich denke hier 
an grundlegende Entscheidunge n z. B. über die Euro
päische Wirtschaftsgemeinschaft, über die Europäioche 
Verteidigungsgemeinschaft, über d ie Zugehörigkeit zum 
NATO-Bündnis oder über die Einführung der Wehr
pflicht, alles Aufgaben, die auch die Länder im Bun
desrat verantwortlich mitten in die gesamtdeutsdlen 
politischen Aufgaben h ineingestellt hatten. Dabei kam 
es mehr als einmal gerade auf die vier Stimmen von 
Rheinland-Pfalz an. Die Bundesregierung wird auch 
zukünftig auf Rheinland-Pfalz zählen können bei allen 
Maßnahmen., die zur Erhaltung der innel'en und der 
äußeren Freiheit, zul' Verstärkung der Verteidigungs
bereitschaft und zur Wiedergewinnung unserer gesamt
deutschen Staatlichkeit erforderlich sind. 

!Beifall bei den Regierungsparteie n .) 

Nun, meine Damen und Herren, zum Fina n<1.iellen! Es 
ist gesagt worden, der Etat für das Jahr 1962 rege zu 
Vergleichen. an: denn es sei ein gar weiter Weg von 
den 655 Millionen DM des Ordentlichen und Außer
ordentlichen Etats im Jahre 1950 bis zu den 2,1 Milliar-

• 

• 
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den DM der beiden Etats des Jahres 1962. Nun vermag 
ich allerdings nicht-Herr Kollege König, jetzt werde 
ich konkret, was Sie eben vermißten - den Ausführun
gen des Sprechers der SPD anläßlich der ,ersten Lesung 
des Etats filr 1962. zu folgerl, wenn er damals davon 
sprach, daß in diesen vergangenen Jahren seitens der 
Landesregierung - nun zitiere ich wörtlich - „bom- · 
bastische Worte gebraucht wurden, die die Not des 
Landes verbereen Sollten". 

Meine Damen und Herren! Sie waren mit dabei und 
werden mir recht geben, wenn ich . sage, daß davon 
ein-fach keine Rede sein kann. Wo immer im Laufe 
dieser Jahre durch die Landesregierung unter Darle
gung der jeweiligen finanziellen Verhältnisse gespro
chen wurde, da geschah es mit jener Offenheit, die sich 
aus der jeweiligen Situation ergab; aus der Not der 
ersten Jahre, der im Laufe der Zeit eine, wenn auch 
langsame, allmähliche Aufwärtsentwicklung zum Bes-
1eren folite, die es ermöglichte, die Haushaltvoran
schlll.ge von Jahr zu Jahr zu steigern und damit die 
Landesleistungen zu verbessern. Ein gedämpfter Opti
mismus also, der zwar oft bekämpft wurde, war dabei 
durchaus berechtigt. Ich möchte sagen Optimismus, weil 
nur Pessimisten niemals im Leben weiterkommen, 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

vielleicht, konkret gesehen, gar nicht weiterkommen 
wollen. Aber ein gedämpfter, ein vorsichtiger, ein nicht 
leicht!ertiger Optimismus war zu vertreten, der sich 
aus der bundeswirtschaftlichen Situation und Entwick
lung ergab, die auch die wirtschaftlichen Bereiche un
seres Landes erfaßte. So hat sich dieser gedämpfte Op
timismus, der einer politischen Entwicklung, vor allem 
aber einem politischen Willen entsprach.i vollau! ge
rechtfertigt. Fr eilich waren auch hier Regierung und 
Opposition verschiedener Meinung. Wir hatten eben 
den Glauben an den Erfolg dieser bundespolitischen 
Arbeit und an den Erfolg des Geschehens, während 
die SPD diesen Glauben nicht hatte. 
Nun will ich nicht bestreiten, daß sich im Blick auf 
die hierdurch möglich gewordene finanzielle bessere 
Gestaltung unseres Haushalts in diesem Jahre die !rü.:. 
her o!t gehörten Vokabeln einigerma.ß~ geändert ha
ben. Die Landesrederwig hatte sich in diesen ver
gangenen Jahren immer wieder dagegen zu wehren~ 
daß man die Landessltuation zu schlecht machte, in-· 
dem miin den Teufel an die Wand malte, und indem 
z. B. der SPD-Sprechei- zum Etat des .Tahres 1959, der 
Herr Kollege König meinte - jetzt will ich wörtlich 
zitieren -: „daß wir, mit einem Wort gesagt, mit Ab
lauf des Rechnungsjahres 1958 vor einer Situation 
ständen, die zu Alarmstimmung Anlaß gäbe". 

(Hört-Hört-Rufe bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren! Das war eine gar düstere 
Prognose, die slc:Q übrigens gottlob schon mit i:lem Ab
lauf des Rechnungsjahres 1958 nicht bewahrheitete. 
Aber ich habe eben gesagt, wir mußten uns in den ver
gangenen J a.P.ren dagegen wehren, daß man unsere 
Finanzen zu schlecht machte. Meine Damen und Her
ren, gestatten Sie mir die Feststellung, 

(Abg. Fuchs: Dabei war es so harmlos!) 

da müssen wir, so scheint es mir, in diesem .Tahre ge
wissermaßen abWehrend die Hände heben lllld fast 
fürchten, die Finanzen des Landes würden jetzt in 
einem zu rosigen Lichte erkannt und darge$tellt; so z.B. 
vom Bund der Steuerzahler, · 

(Abg. ~atthes: Sehr gut!) 

der in dem Schreiben - das er Ihnen, den verehrten 
Damen und Herren dieses Parlamentes, zugeschickt 

. ' ! . 
•·· " ., 

hat - von dem Etat der vollen Taschen spricht; so auch 
von dem Herrn Kollegen Sdlmidt, der in der, Presse, 
wie ich vor wenigen Tagen las, zur Begründung des 
Antrages wegen der Vergnügungs- und Schankverzehr
s~uer zum Ausdruck brachte, daß der dadurch den 
Städten und Gemeinden entstehende Steuerausfall nicht 
einmal 20 Millionen DM betrage und ohne Schwierig
keiten vom Lande ausgeglichen werden könne. Meine 
Damen und Herren! Nicht einmal 20 Millionen DM, 
scheinbar also eine Bagatelle! E!ne Auffassung, die ich 
mir nicht zu eigen machen kann, 

(Sehr richtig! und Sehr gut! bei der CDU.) 

vor der ich vie!rnehr \va.rnen möchte; denn 20 Millio
nen DM sind auch für den "Etat unseres Landes im 
Jahre 1962 eine ganz i-espektable und beachtliche 
Summe, über die man wirklich nicht so mir nichts dir 
nichts verfügen kann, gleichsam, als könnten wir jetzt 
in den Ländern oder in unserem Lande so ganz aus 
dem Vollen schöpfen. 

(Sehr gut! und Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich will jetzt in diesem Augenblick nicht auf die mit 
dem Problem der erwähnten Vergnügungs- und 
Schankverzehrsteuer zusammenhängenden Fragen ein
gehen; das wird sicherlich bei der Behandlung dieses 
Tagesordnungspunktes geschehen. Mir kam es nur dar~ 
auf an, darauf hinzuweisen, daß wir auch jetzt, wie 
damals, das rechte Maß zu keinem Zeitpunkt übersehen 
dürfen; ganz abgesehen von der Tatsachet daß auch 
heute niemand zu überschauen vermag, welche neuen 
Lasten auf die Länder insgesamt vielleicht schon im 
Verlaufe des Jahres 1962 zukommen. 

Der Herr Kollege Matthes hat gestern von dem Land 
als Spar~~ungsfcld zwischen Bund und Gen1einden ge
sprochen. Mit Recht, denn es ist doch nicht zu über
sehen, daß man in Bonn bei der Aufstellung des Etats 
für das Jahr 1962 immerhin schon mit einer beacht
lichen Erhöhung der 35proz:entigen Abgabe aus der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer umgeht, während 
der Etat des Landes doch auf der Basis der bisher ge
setzlich vorgeschriebenen 35 v. H. au!gestellt worden 
ist. Jedes Prozent mehr ergäbe ein Steuer-Minus zu 
Lasten des Landes von rund 14 Millionen DM. Die 
Länder werden zur gegebenen Zeit dazu Stellung zu 
nehmen und ihre Position zu verteidigen haben. Sie 
werden dabei freilich - und hier beziehe ich mich auf 
das eingangs Gesagte - in ihrer Verantwortung keines
wegs die erhöhten Ausgaben des Bundes für die Ve r
teidigungsverpflichtungen übersehen können, wie sie 
sich nun einmal aus der heutigen weltpolitischen Situa
tion ergeben. Wir brauchen da nur an Berlin, an die 

1 Erhaltung unserer Freiheit und an unsere schmerz-

1 

liehe zweigeteilte deutsche Situation zu denken. Die 
. Länder können auch jene Maßnahmen nicht übersehen, 

die unter Umständen zur Eingliederung unserer Land
wirtschaft in die EWG beachtliche Mehrleistungen 
auslösen können. Und ich glaube, gerade Rheinland
Pfalz als ein. weitgehend agrar- und weinwirtsrhaft
lich strukturiertes Land kann dies schon gar nichL 

Die Länder müssen aber andererseits erwarten - und 
das sei auch hier von dieser Stelle heute ausgespro
chen -, daß man zu keinem Zeitpunkt ihre eigenen 

· erhöhten Leistungen übersehen kann, daß die ver
besserte wirtschaftliche und finanzielle Situation sie 
erst jetzt in den Stand setzt, ganz bestimmte Auf
gaben fn Angriff zu nehmen oder aber fortzusetzen: 
auf dem .Gebiete der Verkehrswirtschaft, der Wasser
wirtschaft, der Wirtschafts!örderung, au! dem Gebiete 
der gerade bei uns so wichtigen strukturellen Wirt
schaftsverbesserung, auf den weiten Gebieten der 
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kulturellen Aufgaben und bei allen Notwendigkeiten, 
die skh vvrnehmlich auch aus der technischen Ent
wicklung unserer Zeit ergeben. 
In diese Reihe gehört vor allem auch die Verpflichtung 
der Länder gegenüber ihren G€meinden; eine Ver
pflichtung, meine Damen und Herren, der wir uns 
durchaus stellen, wobei ich aber dem Herrn Kollegen 
Schmidt wiederum nicht recht geben kann, wenn er 
dieser Tage in Verbindung mit der Vergnügungs- und 
Scllankverzehrsteuer ausspracl). - ich zitiere hier „Die 
Freiheit" -: „Es sei allzu lange über eine Reform des 
Finanzausgleichs zwischen Land und Gemeinden ge
sprochen worden, ohne daß bisher Taten gefolgt seien". 
Icli. bin da a nderer Meinung, Herr Kollege Schmidt, 
und ich glaube, dies auch der Objektivität halber hier 
aussprechen zu müssen. Ich meine, wenn 1962 durch 1. 
die wE'sentli<'hE' St.eigerunf{ der Steuereingänge, also 
der Vert.eilungsmasse, 2. durch die Herauf~tzung des 
Verbundsatzes aut 18 % v. H,. 3. durch die Herein
nahme d"'T Kraftfahrzeugsteuer in die Verbundmasse 
und 4. durch die verschiedenen anderen Ihnen be
ka nnten MaßMhmen eine Steigerung des gemeindli
chen Finanzausgleichs um rond 95 Millionen DM· er
folgte - eine Summe, die sich durch die vom Haus
halts- und Finanzausschuß b~chlosscne Erhöhung auf 
19 v. H . a.u! mehr als 100 Millionen DM steigert - , 
dann kann ma n, so meine ich, sdlließlich gerade bei 
diesem Etat nicht davon sprechen, daß bisher Taten 
nicht gefolgt seien. 

{Beifall bei den Regierungspa1·teien.) 

Das kann man um so weniger, wenn man berücksich
tigt, daß neben diesen Leistungen aus dem gemeind
lichen Finanzausgleich viele freiwilligen Landesleistun
gen, die den besonderen Aufgaben unserer Gemein
den dienen, ebenfalls noch einmal mit weit mehr als 
100 Millionen DM dazukommen. Etwas ganz anderes 
ist es, wenn man das Wort von der notwendigen Fi
nanzreform im Verhältnis von Bund, Ländern und Ge
meinden aufgreift, worunter freilich, meine Damen 
und Herr.-.n - das kann man immer wieder beobach
ten, wenn man die Lektüre dazu liest -, der einzelne 
ja nach seinem Standort wieder ganz Verschiedenes 
versteht. 

(Abg. Matthes: Sehr wahr!) 

Nicht alles, was darüber gesagt und geschrieben wird, 
kann einer Nachprüfung bei Tageslicht standhalten. 
Deshalb, so glaube ich, ist es notwendig, auch hier die 
Dinge in das rechte Licht zu rücken, damit man weiß, 
um was es geht, wenn sicherlich die Debatte auf der 
Bundesebene über dieses wichtige Problem einer Fi
na nzref<)l'm beginnen. 
Bei der Verabschiedung des Bundeshaushiilts 1961 hat 
der damalige Bundesfinanzminister Etzel ausdrücklich 
vermerkt., daß der gegenwärtige Haushalt des Bundes 
noch keine Veranlassung für eine Änderung der Ein
nahmenverteiiung zwischen Bund und Ländern bieten 
würde. Wohl gemerkt, das geschah im Frühjahr dieses 
Jahres, und die Bemerkung he7.og sich auf das jetzt zu 
Ende gehende Rechnungsjahr 1961. Aber trotzdem ist 
im Laufe dieses Jahres 1961 das G€rede von dem 
Schlagwort, daß die Länder im Überfluß lebten und 
der Bund sich am Rande des Defizits befände und 
opedere, nicht verstummt. Richtig ist, daß in den 
letzten Rechnung~jahren die Einnahmen der Länder 
aus der Einkommen- und Körperschaftsteuer, weil die 
Länder eben 65 v. H. davon erhalten, stärker gestiegen 
sind als ]l„im B11 •1 <:1, dPr davon :\!'i v. H. erh~lt. Richtig 
ist aber auch, daß die übrigen Steuern, die der Bund 
einnimmt. z. B. die Umsatzsteuer, durch den erhöhten 
Konsum. durch die verbesserte wirtschaftliche Situa-

tlon, ebenfalls ständig gestiegen sind, wenn auch nicht 
in dem gleichen Ausm11ße. Von da aus rechtfertigt sich 
also eine Erhöhung des 35prozentigen Satzes nicht, ins
besondere wenn man berücksichtigt, daß der Bundes
haushalt 1961 zwischen 2 bis 21/: Milliarden für Aus
gaben aufweist, für die der Bund zwar nicht zuständig 
ist, bei denen er aber vermöge seiner finanziellen Be
teiligung gerne mitwirken möchte, obwohl ihm das 
Bundesverfassungsgericht erst jetzt attestiert hat, daß 
die Überforderung regionaler Finanzkraft nicht die 
Annahme rechtfertigen kann, nach der Natur der Sache 
sei der Bund zuständig. 
Meine Damen und Herren! Ich möchte hier nicht po
lemisieren. Ich bin jedoch der Auffassung, daß der 
Bund auf diesem Gebiete bei der Aufstellung seines 
Etats für das Jahr 1962 die Möglichkeit hat, die Aus
gaben seines Haushalts zu enttai;ten, ohne daß der ge
genwärtige Bundesanteil an der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer erhöht zu werden braucht. 
Soweit die Betrachtung dieser Frage im Blick auf den 
Bund. Nun werden im Zusammenhang mit dieser Fi
nanzreform und insbesondere mit dem Hinweis auf die 
angPbliche KasSt>nfülle der Länder auch die finanziell 
notleidenden Gemeinden zitiert, die stärker als bisher 
an der Steigerung der St.t>uereinnahmen bt-teiligt wer
den sollen. Darüber ist in der diesmaligen Etatrede 
unsere:<: Finanzministers bereits einiges gesagt worden, 
auf d!ls Ich mich beziehen möchte. Darüber gilt es 
sicherlich im Laufe der nächsten Wochen und MonatP 
weiter zu sprechen, vor allem wenn es darum geht, 
eine rt•<'hte Abwägung der FinanzverhiHtnisse zwischen 
Bund, Lllndem und Gemeinden zu finden. Das wird 
nicht gerade elnfäcti. :sein; denn der immer wieder 
aufgetauchte Hinweis auf den sogena nnten Julius turm 
der Länder darl nicht r.u Fehlentwicklungen führen. 
bei denen Länder t1t1d Gemeitt<len ;1;uletzl· gemeinsam 
die Dummen sein könnten. Der HE'rt· Abgeordnete 
Matthes hat recht: Die Länder sind keine „Neureichen". 
Wir haben keinen Juliusturm, s-elhst <iann nicht, w~n11 
ein Schulhnufonds 11n<l Pin Fonds für wis~ensl'hilftliC'he 
Aufgaben gegründet wurde odet; wenn die eine oder 
andere Sdtuld aus den letzfRn .Jahren abgelöst wer
den soll Der Bund hatte ~ dem~egeniiber vennöge 
sclnes tati;lkhl!men frühE>ren Juliustttrmes ja über
haupt nicht nötig, in die Verschuldung, auf d en Kre
ditmarkt zu gehen. Neben den G€meinden mußten dies 
dagegen die Länder und auch unser Land in größtem 
Ausmaße tun. Wir haben, so meine ich, in den letzten 
Jahren den Beweis erbracht, daß wir an unsere Ge
meinden und an ihre Aufgabcnerfülllmg denken. Das 
wird uu<'h weiterhin, meine Damen und Herren, unsere 
Sorge sein. Länder und G€meinden sitzen dabei in 
einem gemeinsamen Boot, und sie sollten, so meine ich, 
dieser tnteresi=:enlage entsprechend h11ndeln. 
Ich komme zu einigen Spezialfragen, die im Verlaufe 
der gestrigen Debatte an mich gerichtet worden sind. 
Da sL'ld zunächst die Lebensmittelkarten. Der Herr 
Abgeordnete Schmidt hat Presseverlautbarungen aus 
den letzten Tagen zum Anlaß genommen, um hier über 
Lebensmittelkarten zu sprechen. 

(Abg. Schmidt: Aber! Aber!) 

Meine ~m<:>n und Herren! Ich kann dazu - -
(Abg. Schmidt: Das is t doch wohl an den Haaren 

her~igczogen, was Sie jetzt behaupten!) 

- Haben Sie nicht darüber gesprocht'n"! 
(Unruhe und Widerspruch bei der SPD.) 

- Ich glaube, ich habe nichts Unrichtiges behauptet; 
ich h <1 be !4t!sag t, 

(Abg. Schmidt: Ach natürlich!) 

• 

• 
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Sie hätten Presseverlautbarungen zum Anlaß genom
men, um über die Frage der Lebensmittelkarten zu 
sprechen. 

(Abg. Schmidt: Nein, das habe ich nicht gesagt!) 
- Wie soll ich es denn anders ausdrücken! 

(Abg. Schmidt: Entschuldigen Sie, ich weiß doch, 
was ich gesagt habe!) 

Meine Damen und Herren! Ich kann nach Rückfrage 
bei dem Bundesinnenministerium hierzu feststellen, 

· daß Fragen einer eventuellen Lebensmittelrationierung 
im Rahmen der sogenannten gesamten Notstandspla
nungen rein theoretisch erörtert worden sind, wobei 
man bisher über die Referentenebene überhaupf nicht 
hinausgekommen sei. Es liegen, wie mir gestern seitens 
des Bundeslnnenministeriums versichert wurde; kei
nerlei Beschlüsse vor - es ist auch keinerlei Auftrag 
gegeben worden -, etwa Lebensmittelkarten zu druk
ken. Es ist, wie man ml:r weiter versicherte, seitens 
des Bundesinnenministeriums keinerlei öffentliche Ver
lautbarung herausgegangen. Ich glaube, daraus folgert, 
daß solche nicht substantiierten Presseverlautbarungen 
keinertel Spekulationen gestatten, erst recht nicht über 
„marktwirtschaftliche" oder „planwirtscha'ftliche" Pro
bleme, mit denen der Herr Kollege Schmidt gestern 
hier offensichtlich bereits begonnen hat 

(Beifall bei den Regierungsparteien. - Unruhe 
wid Widerspruch bei der SPD.) 

Dle Frage des Luftschutzes Ist gestern h!er behandelt 
worden. In den Ausftlhrungen des Herrn Abgeordneten 
Schmidt nahmen erfreulicherweise der Zlvlle Bevölke
rungsschutz und alle damit zusammenhängenden Fragen 
einen breiten Raum ein. Ich sage, im bin erfreut ~r
über, daß heute auch die sozialdemokratische Fraktion 
dieses Hauses alle Fragen, die mit der Verteidigung zu
aammenhllngen, Insbesondere diejenigen· des Zivilen 
Bevölkerungsschutzes, uneingeschränkt bejaht. 

(Abg. Fuchs: Die haben wir vor Ihnen bejaht! -
Uxu-uhe und Protestrufe bei der CDU. - Abg. 
Dr. Kohl: Das glauben Sle doCh selbst nicht! -
Abg. Fuchs: Die Zivilbevölkerung ist heute noch 

vfülli: ohne Schutz!) 

Das war nicht immer so, meine Damen und Herren. Ich 
darf_Sie einmal daran er!nn~ - es ist nodl gar nldlt 
lange her -, daß wir uns am 11- Februar 1958 fn die
sem Hause erstmalig und ausführlich Uber den aktiven 
Luftschutz unterhalten haben. Damals galt es, die Land
bescha!fungsvoraussetzungen !Ur die sogenannten Nlke
Sta tlonen in unserem Landesbereich zu schaffen. Nach 
eingehenden A.ufitlllrungen· im A.ltestenrat an Hand von 
Karten und Modellen hat sich z;u dem daJn?llgen Zeit
punkt die Opposition nfcht von der Notwendlgkeit die
ser aktiven Luftverteidlgungsmaßnahmen überzeugen 
lassen, über die wir im jetzigen Stadium der Entwlck-
1~ sicherlich, meine Damen und Herren, alle sehr 
froh s.efn werden. 

(Beifall bei d-en Regieruna$parteien.) 

Was sollte denn schließlich - so muß elrunal gefragt 
werden - der passive Luftschutz, der gestern von der 
Opposition ·einschließlich der dazu notwendigen finan
ziellen Au!wendun.gen so nachdrücklich gefordert wurde, 
wenn nicht vorher der aktive Luftschutz die erste Vor
s.ussetzWJlg dafür geschaffen hätte. 

(Beifall bei d:en Re&f.erungspartelen·.) 

Aber damals sagte der Hen- Kollege Fuchs - er ist, wie 
tch sehe, leider gerade hinausgegangen-: diese Nike
Abschußbasen sind doch kein Schutz, sondern sie sind 
eln Magnet filr feindliche Raketen. Und er sagte wei
terhin, daß alle Militärs übereinstimmten, daß ein sol-

eher Luftkrieg nicht mehr stattfinden würde. Meine 
Damen und Herren. ich glaube, die Herren von der 
SPD sind heute alle von dieser falschen Auffassung 
von damals abgerückt. Wenn kein.Luftkrieg mehr statt
findet nach der Auffassung des Herrn Kollegen Fuchs 
aus dem Jahre 1958, dann wären auch alle Forderun
gen, die der Herr Abgeordnete Schmidt gestern hier 
mi:t Recht gestellt hat, überflüssig. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Wir sind davon überzeugt, daß alle Maßnahmen - -

(Abg. Fuchs: Herr Ministerpräsident, Sie müssen 
richtig zitieren!) 

- Ich habe richtig zitiert. 
(Abg. Fud1s: Ich habe gesagt, es .findet kein Luft
krieg nach konventionellen Vorstellungen mehr 
statt! - Abg. Dr. Kohl: Das können Sie doch 
auch nicht sagen, Herr Kollege Fuchs! - Abg. 
Lorenz [zum Abg. Dr. Kohl]: Sie waren ja noch 
gar nicht da, als über diese Dinge gesprochen 

worden ist!) 

Meine Damen und Herren, wir sind davon unterrichtet, 
daß ·alle Maßnahmen, die zum Zivilen Bevölkerungs
schutz erforderlich sind - aktive und passive - von 
der Bundesregierung bzw. von dem Bundesverteidi
gungsministerium seit langer Zeit vctrbereitet sind und 
nun verwirklicht werden sollen -

(Unruhe und Zwischenrufe zwisdi.en SPD 
und CDU.) 

Prisldeat Va.u Volxem: 
Idl bitte, keine interfraktionellen Zwiegespräche zu 
führen. 

MiulsterprlSldent Dr. h. c. Altmeier: 
- zum Schutz der Zivilbevölkerung. Wie schnell die 
weiteren Gesetze folgen werden, hängt im übrigen 
- so meine ich - von der Einsicht aller politischen 
Parteien im Bundestag ab. Dabei ist es nicht angängig 
.- das möchte ich ganz klar aussprechen -, die finan
ziellen Belastungen allein au! die Gemeinden abzu
wälzen, weil es sich hierbei um echte Gemeinscha!ts
au!ga.ben handelt, an deren Erfüllung Bund, Länder 
und Gemeinden entsprechend ihrer natüTlichen Aur
gabenbereiche verwaltungsmäßig und finanziell be-
teUigt sein müssen. Ich freue mich aber, abschließend 
zu dieser Frage reststellen zu können, daß die Oppo
sition in diesem Hause die Zustimmung auch zu sol
chen Maßnahmen gegeben hat. Ich freue mich über 
diese Zustimmung deshalb, weil umgekehrt jeder in 
diesem Hause davon überzeugt sein kann, daß, wenn 
die Landesregierung zur Besdllußfassung in diesen 
Fragen im Bundesrat aufgerufen ist, und wenn sie sich 
dann entsprechend ihrer bisherigen Haltung ln Fragen 
ziviler und mllitärisdler Verteidigungsmaßnahmen die
ser Verpflichtung nicht entziehen wird, sie au! Grund 
des gestern hier Gehörten die hundertprozentige Zu
stimmung dieses Hauses zu diesen Maßnahmen erwar
ten darf. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

N"un, meine Damen und Herren, zu einem ganz ande
ren Gebiet. Der Herr Kollege Sdlneider hat die Frage 
nach der Einheit der Rechtspflege aufgeworfen und 
als wichtigsten Grund für ein einheitliches Rechts-
pflegeministerium angeführt, daß die Unabhängigkeit 
der Gerichte gefährdet sei, wenn diese der Dienstauf
sicht und der verwaltungsmllßigen Betreuung einer 
ministeriellen Behörde unterstellt seien, deren Ver
waltungsakte sie auch au! ihre Rechtmäßigkeit zu 
prüfen habe., Er hat damit die Gefahr der ~ogenannten 
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Hausget'iC'ht4)arkeit betont. Wir haben uns auch im 
vorigen Jahr, Herr Kollege Sehneider, über diese Frage 
hier unterhalten. Ich kann daher nur meine Auffas
amg von damals wiederholen. Ich hin nach wie vor 
der Meinung, daß gegen die Schaffung eine-s Rechts
pflegeministeriums sowohl rechtliche wie auch sach
liche Bedenken bestehen. Die verschiedenen Gerichts
barkeiten sind nämlich gerade aus der Mannigfaltig
keit unseres heutigen Rechtslebens notwendigerweise 
('rwachsen. Die Bildung der verschiedenen oberen Bun
desgerichte für die ~biete der ordentlichen Gerichts
barkeit, der Finanz-, der Arbeits- und der Sozialge
richt:<b<irkeit auf Grund des Artikels 96 Abs. 1 des 
Grundgesetzes beruht auf der Auffassung des Verfas
sungsgebeirs, daß die Eigenheiten der ver~'tiedenen 
Zweige auch ihre Trennung erfordern. Dem Artikel 96 
Abs. 2 GG ist weiter zu entnehmt-n, daß dPr Grund
gesetzgeber damals davon ausgegangen ist, daß diese 
Spe:t.ialgerichtsbarkeit in Bund und Ländern der 
Dienstaufsicht des jeweiligen Fachministers unterste
hen. Die Unterstellung aller Zweige der Gericht..~bar
keit unter ein für alle personellen und sachlichen Fra
gen det· Gerichtsbarkeit zuständiges Ministerium würde 
auch nicht der Einheit der Rechtspflege dienen können, 
\veil keine einheitlichen Vorschriften über die Gerichts
verfassung bestehen und auch die Verfahrensanord
nungen sehr erhebliche Unterschiede aufweisen. 
Schließlich wiirde die Gefahr der Hausgerichtsbarkeit 
auch bei einf'm einheitlichen Rechtspflegeministerium 
bestehen, da ein solches Ministerium gleichfalls der 
Exekutive angehört und deshalb ebenfalls Verwal
tuni;(saktP ~Ptz•m müßte, die der richterlichen Nach
prüfung unterliegen. 
kh glaube, aus allen diesen Gründen kann die Lan
<lcsregierung nach wie vor der Meinung sein, daß den 
Prob!e?nen~ die hier angeschnitten '\Vt..l!"den~ keineswegs 
dadurch abgeholfen wäre, wenn alle Zweige der Ge
richtsbarkeit et\VH heim Justizministerium zusammen
gefaßt wiirciPn. 
1\ITPine Damen und Herren, über die neue Anstalt 
zweites Deutsches Fernsehen ein kurzes Wort. Ein 
\Vort des Dankes an Herrn Abgeordneten Schneider, 
det', besorgt ob des in der letzten Zeit aufgekommenen 
Sti;rfeuer~. der neuen Anstalt mit ihrem Sitz in un
serer Landeshauptstadt Mainz gewissermaßen seine 
bes ten Wünsche mit auf den Weg gab. Ein Wort des 
Bedauerns, Herr Kollege Schmidt, daß sich die Oppo
s it.inn der SPD in ihren gestrigen Ausführungen be
reits weg>•n der freiheitlich-demokratischen Programm
gestaltung besorgt zeigte zu einem Zeitpunkt, 

(Abg, Dr. Kohl: Und dabei ist doch der Herr 
Ful'hs im Fernsehrat! - Abg. Schwarz: Der 

Herr Fuchs paßt ja auf!) 

in dem noch nicht einmal feststeht, welchen Persön
lichkeiten diese Aufgabe in der Zukunft zufallen wird. 
Diese Besorgnis ist daher nicht recht verständlich. 

(Abg. Fuchs: Seien Sie doch nicht so empfind-
lich, Herr Ministerpräsident!) 

7.unachst i~t der Staatsvertrag am 1. Dezem~r dieses 
Jahres in Krnft getreten. Über die Zusammensetzung 
der Organe im Fernsehrat und im Vcnvaltungsrat ist 
noch nicht entschieden. Die Ministerpräsidenten wer
d en auf Grund des ~ 14 des Staatsvertrages wegen der 
Bildung des Fernsehrates am kommenden Freitag in 
Bonn zusammentreten, nachdem in den letzten Wochen 
die hierzu erforderlichen Vorschläge der verschiede
nen Tnstitutionen angefordert worden sind. Wieso -
so darf ich fragen - kann man angesichts dieser Tat
bestände schon heute um die zukünftige· Tätigkeit der 
neuen Anstalt b esorgt sein? Wa rum, Herr Kollege 

Schmidt - so darf ich ganz offen fragen. weil mich 
diese Frage ja besonders bewegt -, wird ein derarti
ges Mißtrauen in die Entfaltung der neuen Anstalt 
hineingetragen, obwohl man sicherlich mit keinem 
einzigen Argument dafür zu dienen in der Lal'!e ist? 
Wie ich mich vor Monaten, als auch die Opp.osition 
dem Staatsvertrag ihre Zustlmmung gab, darüber sehr 
gefreut habe, daß wir draußen als erst€s Parlament mit 
einem einstimmigen Beschluß aufwarten konnten. so 
bin ich - offen gestand~n - jetzt enttäuscht über das 
autfällige Mißtrauen, zu dem die LandesTegierung bei 
ihren vorberoit<'nden Maßnahmen - auch nach dem 
Urteil aller anderen Länder bzw. Vertragspartner -
keinen Anlaß gegeben hat. 

Was das 'sogen~te Störfeuer der letzten Tage anbe
trifft: Meine Damen und Herren, ich nehme es nicht 
ernst. Ic:h mörnte auch nicht glauben, (jaß Kräfte aus 
der Bundesregierung bzw. aus dem Bundesinnen
ministerium dahinterstehen. Ich möchte nur nocll 
einmal feststellen, daß die neue Anstalt in ihrem Auf
bau in jeder Weise jenem Modell entspricht, das der 
Bundesverfa~~ung~gnieht~hnf in ~einem Urteil vom 28. 
Februar 1961 als Vorbild dargestellt hat. Die Anstalt 
ist, wie vom Vedassungsgerichlshol: gefordert, neutrali
siert, d„s heißt, sie ist vom Staat unabhängig. Die 
staatlichen Vertreter im Fernsehrat sind in einer be
achtlichen Minderheit, da ihren 11 Mitgliedern aus den 
Lündcrn und den 3 Mitgliedern der Bundesregierung 
- also den 14 amtlichen Mitgliedern - 42 Mitglieder 
gegenüberstehen, die die politischen Parteien, die Kir
chen, die Gewcrkl;t.:haften, die Berufsverbände, die ge
sellscha!Uichen Kräfte aus Wissenschaft und Kunst, aus 
Presse, Rundfunk usw„ in ihren Organisationen rcprä
sentie!'f"n. D!ei>es Gremium wählt mit PinPr qualifi;r.iertf'n 
vorgeschriebenen Stimmenmehrheit den Intendanten, 
so daß aiso keinerlei Gefahr bes teht, daß der Inten<iant 
etwa mit den Stimmen der staatlichen Vertreter allein 
~ewählt werden könntP. Der Intendant aber - und 
deshalb ist diese Betonung wichtig - i~t fi.it- den Auf
bau und den Ausbau so .... rie für die Prngr<immge-sta!
tung der neuen Anstalt verantwortlich. 

So bin ich allen jüngsten Störungen zum Trotz der 
festen Überzeugung, daß der Staatsvertrag der Länder 
über das Zweite Deutsche Fernsehen jeder verfassungs
gericb.tlichen Prüfung standzuhalten vermag. Ich werde 
es mir angelegen sein lassen, auch weiterhin alles Not
wendige mit jeder möglichen Beschleunigung zu tun, 
damit die Anstalt möglichst bald mit ihrem Sitz in 
Mai.Ilz ihre Sendefätigkeit beginnen kann. 

(Beifall bei den Regi.enmgsparteien.) 

Und nun, meine Damen und Herren - alle Jahre wie
de1·! -, zum Artikel 29, zur Neugliederung der Bundes
republlkl Die- SprP<'her de-r SPD-Fraktion und der FDP
Fraktion haben im Zusammenhang mit dem Urteil des 
Bundegverfassungsge-11::--hb; vom 11. Juli 1951 das Pro-
blem der Neugliederung angesprochen. Freilich waren 
dabei die gesetzten Akzente verschieden; kh möchte 
sogar sagen, sie waren einander konträr. Während der 
Herr Kollege Schneider nämlich auf die politische Rea
lität innerhalb der Bundesrepublik abhob - und zwar 
vor dem Hintergrund der sehr kritischen Os t-West
Spann!lllg und dem dadurch in Frnge gestellten nahen 
Termin für die Wledervereinigung -, scheint mir der 
Herr Kollege Schmidt als Sprecher der Opposition we
sentliche Teile der Karlsruher Entscheidung Hußer acht 
gelassen zu haben. Der Herr Kollege Schmidt hat es 
für_ richtig gehalten, die Landesregierung zur Respek
tierung von Recht und ~setz aufzufordern mit dem 
Hinweis, daß diese eine m Neugliederungsverfahren ge-
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mäß Artikel 29 des Grundgesetzes keinen Wid'erstand 
mehr entgegensetzen soll. 
Meine Damen und He-rrenl Einer solchen Aufforderung 
bedurfte es !rüher nicht und bedarf es auch heute nicht. 
Was hat denn das Bundesverfassungsgericht in dem 
vom Lande Hessen angestrengten Verfahren wegen der 
Neugliederung des Bundesgebietes entschieden? Erstens 
einmal, daß die Neugliederung nicht im Interesse der 
bestehenden Länder vorgesehen ist, sondern im Inter
esse des Ganzen. Das heißt also, daß die Länder in das 
Verfahren.nicht eingeschaltet und in ihrer Gesamtheit 
Objekt, aber nicht Subjekt des Gesetzgebungsverfahrens 
sin'Ci. Ich glaube, Herr Kollege Fuchs, wenn ich diesen 
Satz hier ausspreche, dann habe ich damit auch geant
wortet auf Ihren Zwischenruf, wenn ich eben von den 
hessischen Expansionsbestrebungen gesprochen habe. 

(Beifall bei der CDU.) 

Weiterhin hat das Bundesverfassungsgericht festgestellt, 
daß der Verfassungsauftrag aus Artikel 29, nämlich die 
Neugliederung des Bundesgebietes, nach wie vor be
steht und nfcht etwa durch die vor uns stehende poli
tische Aufgabe der Wiedervereinigung geändert oder 
obsolet geworden ist. 
Zwn dritten ist jedoch der wörtlich z.!tierte Satz der 
Urteilsbegründung mit entscheidend, daß Zeitpunkt 
und Gestalt der Neugliederung In dem durch Artikel 29 
bestlmmten Rahmen in die Verantwortung der zusUln~ 
d!gen Bundesorgane gelegt ist. Zeitpunkt, meine Damen 
und Herren, und Gestalt in die Verantwortung! 

Um allen Vernebeluil;sversuchen zu begegnen, muß 
schließlich noch festgestellt werden, daß zwar das 
Land Hessen seine Klage aus formalen Gründen ver
loren hat, daß jedoch die Urteilsbegründung, auch Im 
Materiellen, den hessischen Vorstellungen Unrecht gibt 
und seine auf zustandegekommene Volksbegehren ge
stützte Vorrangstellung im Neugliederungsverfahren 
eindeutig zunichte gemacht hat; denn in dem Urteil ist 
auch gesa1t, daß Volksbegehren in sich abgeschlossene 
Vorverfahren darstellen. Dle nachfolgenden Volksent~ 
scheide bn Rahmen des vom Bundesgesetzgeber zu er
lassenden Neugliederungsgesetzes haben nämlich nicht, 
wie das immer wieder irrigerweise angenommen wird, 
über die Ergebnisse eines Volksbegehrens zu entschei
den, sondern lediglich ilber die zukünftige Gebietszu
gehörigkeit eines Gebietsteiles, die der Bundesgesetz
geber nach seiner Vorstellung über die zukünfttge 
Ländergestaltung und Ländergliederung ln d:er Bundes
republik in das Gesetz: aufzunehmen hat. 
Soweit, meine Damen und Herren, die rechtliche Seite. 
Die politische Seite der Angelegenheit hat meines Er
achtens der Herr Kollege Schneider zutreffend geschil
dert. Wenn es schon nach dem Urteil des Bundesver
fassungsgerichts In das polit!scile Ermessen, in die Ver
antwortung des Bundesgesetzgebers gelegt ist, Zeit und 

. Gestalt der Neugliederung zu bestimmen, dann scheint 
mir wahrhafüg der aeienwärtlge Zeitpunkt für jeden 
verantwortungsvollen Politiker wirklich der ungeeig
netste zu sein, den es je seit der Geltung des Artikels 
29 feben konnte. 

(Beifall bel der CDU.) 

Die Dramatik der VorgAnge des 13. August d. J., das 
Vorhandensein el.ner Mauer mitten durch unsere Reichs
hauptstadt, in der täglich Menschen, die die Freiheit 
suchen, sterben müssen, scheint mir wahrlich die Pro
blematik des Artikels 29 als eine zweitrangige Ange
legenheit der Bundespolltlk erscheinen zu lassen. Diese 
Mauer ist nämlich .von den östllchen Machthabern als 
ewige Staatsgrenze gedacht und soll fUr alle Zeiten die 

Wiedervereinigung verhindern. In solcher Situation 
müßte der Vollzug des Artikels 29 bei den Verhand
lungen in aller Offentlichkelt nicht nur bei der be
drängten Bevölkerung in Berlin und Mitteldeutschland, 
sondern aucil in der gesamten Bundesrepublik wie auch 
im Ausland den Eindruck entstehe n lassen, daß sich 
die Bund esrepublik mit der definit iven Festlegung von 
Ländergrenzen mit dem gegenwärtigen gesamtdeut
schen oder außenpolitisch so beklagenswerten Zustand 
abfinden würde . • Das will niemand von uns und das 
darf auch schließlich durch Handlungen dieser Art nicht 
in den Mund anderer gelegt werden. 

(Beifall bei der CDU.) 

Ich möchte hier noch einmal, selbst auf die Gefahr 
hin, daß man mir sa{Ct, ich hätte das früher auch schon 
gesagt, gerade heute das Wort von der Rangordnung 
der Werte in unsere Erinnerung zurückrufen, wobei 
ich zugleich gern unt~rstreiche, was der Herr Kollege 
Schneider ausgeführt hat, wenn er Rheinland-Pfalz als 
das Bindeglied zwischen Ost und West, zwischen Nord 
und Süd bezeichnete, und wenn er auf die alte kul
turelle Einheit dieses Raumes h ingewiesen h at, die 
durch die Jahrhunderte bestand und sich a uch in un
serer neuesten Zeit in den vergangenen ersten Nach
kriegsjahren vor allem bewährte, als es sich für uns 
alle darwn gehandelt hat, in so vielen Fragen Treu
händer Deutschlands im Westen unseres Vaterlandes 
zu sein. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
In diesem Zusammenhang schließlich aucil noch ein 
Wort zur Zusammenfassung der drei Landesarbe!ts
amtsbezirke Koblenz, Neustadt und Saa rland, nachdem 
der Herr Kollege Schmidt gestern diese - übrigens 
nach meiner Meinung mit der Neugliederung wirklich 
nlcht im Zusammenhang stehenden - F rage ange
schnitten hat. ~r Herr Abgeordnete Schmldt hat mir 
vorgeworfen, In einer einsamen Entsch€idung gehan
delt zu ha ben, ohne mich der Zustimmung des Land
tages zu vergewissern. 
Dazu ist zu sagen, daß der § 2 des Gesetzes über die 
Bundesanstalt nicht einmal die Landesregierung inge
samt, sondern nur die oberste Landesbehörde betei
ligt, und zwar in der Form des Benehmens, was einer 
unverbindlichen Anhörung entspricht. Die letzte Ent
scheidung liegt bei dem zuständigen Organ der Bun
desanstalt, das sich dabei durchaus über d ie Landes
auffassung h inwegsetzen kann. Es kann also zunächst 
einmal, rein formal gesehen, keine Rede davon sein, 
daß ich 
1. eine einsame Entscheidung getroffen habe - Herr 

Kollege Schmidt, auch wir beide haben jüngst an 
ganz bestimmter Stelle darüber gesprochen -. Es 
kann 

2. keine Rede davon sein, daß irgendwelche Zustän
digkeitsrechte des Landtages geschmälert worden 
seien. 

Ich glaube, es ist immer richtig in der Politik, wenn 
man für Klarheit und fÜr das geschriebene Wort des 
Gesetzes eintritt. 

(Abg. Fuchs: Sehr gut!) 
Wer aber für die Respektierung von Recht und Gesetz 
eintritt, muß, so meine ich, die gesetzlichen Zustim
mungen stets dort belassen, wohin sie der Gesetzgeber 
gelegt hat, auch wenn es sich dabei einmal um die 
Zuständigkeit der Landesregierung oder e ines ihrer 
obersten Organe handelt. 

(Bei!all bei der CDU.) 
In der Sache möchte lcil feststellen, daß der Verwal
tungsra t der Bundesanstan im März dieses Jahres zu-
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nächst die Zusammenlegung der Landesarbeitsämter 
Koblenz und Neustadt beabsichtigte, daß die Landes
regierung dagegen am 24. August wegen der im Ge
setz ausdriJc:-klich vorgeschriebenen wirtscliattlichen 
Zusammenhänge die Zusammenlegung der drei Lan
desarbeitsämter, also Koblenz, Neustadt und Saar
brücken, anregte, weil nach ihrer Auffassung nur da
durch der angestrebte Effekt einer echten Verwal
tungsreform erreicht wird. 
Ich glaube, wir haben dadurch unter Beweis gestellt, 
daß es uns letztlich auf die Sache ankommt. Wir ha
ben llns einzig und allein des sachlichen Effektes we
gen auch nicht daran ge~toßcn, daß der Sitz der neuen 
Anstalt. in Saarbrücken erricht.et werden soll. weil hier 
ein Gebäude zur Verfügung steht, weil wir der Auf
fassung sind, daß durch eine solche Maßnahme die 
wirtschaftlichen zusammenhänge bestens gewahrt sind. 

IBeifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich begrüße es sehr, daß der Verwaltungsrat der Bun~ 
desan~talt Ilm 21. November um:Prer Initiative und 
unseren Anregungen Folge geleistet und die Bildung 
eines Landesar})ei tsam tsbezirks Rheinland-Pfalz-Saar 
mit dem Sitz in Saarbrücken z.um 1. April 1962 vorge
sehen hat. Ieh ~iirde es bedauern, Herr Abgeordneter 
Schmidt - glaube es aber gar nicht -, wenn Sie etwa 
gegen eine solche Maßnahme wären. 
Der Herr Kollege Schneider hat die Frage des Kirchen
vertrages mit den evangelischen Kirchen des Landes 
angeschnitten. Ich möchte dazu folgendes ~agen. Auf 
Grund einer Initiative der Landesregierung aus dem 
J:lhre 1959 kamen die Präsides der zusfändigen Kir
chenleitungen mit der Landesregierung überein, die 
aus den 7,wanziger Jahren herrührenden VertriigP übt•t· 
das Verhältnis von Staat und evangelischer bzw. pro
testantischer Kirche der modernen Verfassungsentwick.
lung anzupassen und für den Bereich unseres Landes 
zu vereinheitlichen. In d'er Folgezeit 'haben die von 
beiden Vertragspartnern eingesetzten Kommissionen in 
sehr umfangreichen Beratungen den gesamten Fragen
komplex untersucht und dann einen Vertragsentwurf 
fertiggestellt. der die Billigung aller an dieser Kom
missions<>rbeit beauftragten Beteiligten gefunden hat. 
Mit Schreiben vom 6. Dezember habe ich den Ver
tragsentwurf den beteiligten Kirchenleitungen zuge
stellt, damit die Synoden bei ihren im Januar statt
findenden Tagungen den Vertragsent..,.'Urf überprU!en 
und den Herren Präsides die Ermächtigung zur Unter
zeiehnun!{ erteilen können. Wie Sie aus den Haushalts
berah.mgen wissen, hat die Landesregierung bei ihren 
Etatansätzen für 1962 bereits die erforderlichen Schluß
folgerungen aus den Auswirkungen dieses neuen Ver
trage9 gezogen. 

Sie werden verstehen, daß es den Gepflogenheiten bei 
noch nimt offi;dell unterzeichneten Verträgen ent
spricht, wenn ich Einzelheiten über die Ausgestaltung 
des neuen Vertragswerkes hier vor dem Landtag noch 
nicht bekanntzugeben vermag. Der Landtag wird aber 
Gelegenheit haben, das Vertragswerk zu überprüfen, 
da es sich um einen echten Staatsvertrag handelt, der 
durch die Zustimmung des Landtages in Gesetzeskraft 
envachsen soll. 
Ich möchte schon heute meine Genugtuung darüber 
ausdrücken, daß es den auf die Initiative der Landes
regienmg zuriiekgehenden Verhandlungen gelungen 
ist, ein sehr wichtiges Rechtsgebiet, nämlich das der 
Beziehungen zwisehen dem Staat und der evangeli
schen Kirche, fortzuent\vick.cln und zu vereinheitlichen, 
wobei ich vermerken kann, daß sich alle Verhandlun
gen in votier Harmonie vollzogen haben, wie ich über
haupt zu unserer Genugtuung einmal feststellen möchte, 

daß &ich das Zusammenwirken des Staates mit den 
beiden christlichen Bekenntnissen im Rahmen der jn 
unserer Landesverfassung garantierten Freiheit der 
Kirchen harmonisch vollzieht. 

(Beifall bei der CDU.) 

Dabei kommt es freilich nicht nur auf die finanziellen 
Rechtsgrundlagen an, die in diesem Vertrag Gegen
stand der Verhandlungen waren. sondern es kommt 
auch und vor allem auf den in unserer politischen 
Zielsetzung verankerten Willen an, den Kirchen für 
die Erfüllung ihrer erhabenen Aufgaben überall da 
beizustehen, wo es sich um die gesetzlichen Sicherun
gen für diese Arbeit handelt. 

(Beifall bei der CDU.) 

Deshalb haben wir auch im Bundesrat jüngst bei der 
Verabschiedung des bekannten Ehepa1·agn1phen, des 
Bundessozlalh!Itegesetzes sowie der Novelle zum Ju
gendwohlfahrtsgcset~ auch jenen Bestimmungen zu
gestimmt, die die freie Entfaltung der kil'chlichen, 
jugendfürsorgerischen und sozialen Mitwirkung sicher
ten, wobei wir uns mit den Auffassungen der beiden 
christlichen Bekenntnis:;e weitgehend in Übereinstim
mung wissen konnten, während - Herr Kollege 
Schmidt, Sie haben gestern von den kulturellen Auf
gaben gesprochen - die SPD sich bt!kanntlich diesen 
Bestimmungen gegenüber ablehnetid verhalten hat. 

(Abg. Fuchs: Sie wird sie auch weiterhin 
ablehnen!) 

- Na schön, das wollte ich nur feststellEm. 

(Abg. Fuchs: Ob das die Meinung der evange
lischen Kirchen ist oder nicht. das können Sie 
gar nicht beurteilen. Da haben Sie gar nicht das 
Recht dazul - Widerspruch bei der CDU. -
Abg. Fuchs: Er hat gesagt „in Übereinstim
mung". Dafür ist der Ministerpräsident nicht 
zuständig, Dazu gibt es kirchliche Organe! -
Abg. Theisen; Er darf dod!. seine Meinung dazu 

sagen! - Abg. Fuchs: Das darf er!) 
Meine Damen und Herren! Ich komme nunmehr auf 
das Kapitel Personaletat zu sprechen, Hier gilt es zu
n!ichst, irreführend~n Verlautbarungen des Bundes der 
Steuerzahler vom 4. Dezember an die Mitglieder dieses 
Hohen Hauses entgl"gen:zutreten. 

(Abg. Völke1·: Eingangs haben Sie ihn lobend 
erwähnt!) 

- Ich n:icht! Meine Damen und Herren! Man sollte sich 
- lesen Sie nach, was ich gt>sagt habe, Herr Völker. 
dann werden Sie das feststellen -, so meine ich, abge
wöhnen, 

(Abg. König: Sie lesen doch auch nicht immer 
gründlic-h nach!) 

in pauschaler \~eise von dem Persona!etat, von dem 
staatlichen Stellenplan oder von den öffentlichen Be
diensteten zu sprechen, weil sich hier in althergebrach
ter Weise d-umit die Vorstellung verbinden kann, daß es 
sich dabei ausschließlich um jene Sch1·eibtischarbeiter 
handele, die um1ere bürgerliche Exi.-t.en7., um es einmal 
jovial auszudrüC'ken, in möglichst großem Umfange zu 
verwalten bemüht Reien. Öffentlicher Dienr-t. meine 
Damen und Herren. d~s ist nidlt nur die Ministerial
bürokratie, 

(Abg_ König: Richtig!) 

das ist nicht nur die Mittelinstanz, das ist nicht nur die 
Lokalverwaltung; das ist vor allem die Volksbildung, 
die Reclitspflege, die Sicherheit, die Sozialpflege auf den 
verschiedensten Gebieten, wo der Staat Leistungen für 
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jeden Staatsbürger z.u erbringen hat. Es hat daher gar 
keinen Sinn, die Zahl der Landesbediensteten einfach 
schlecbthln mlt einigen zehntausend zu beziffern; denn 
dadurch \verden nur falsche Vorstellungen konsei-Viert. 
Der Erhöhung der Zahl der Lehrer z. B. steht die un
abweisbare Forderung nach Vermfnderung der Kl~ssen
lrequenzen und die Steigerung der Schülerzahl entge
lm· Der Erhöhung der Zahl der Richter und des ge
samten 1n der Rechtspftege tätigen Personals steht die 
Forderune einer beschleimigten Abwicklung insbeson
dere der W!edergutmachungsverfahren und der Gnm.d
bucharbelten entgegen; der Erh6hung der Zahl der 
Polizeibeamten die immer größer werdenden An!orde-
ru~en der öf'fentlichea Sicherheit, angefangen vom 
Straßenverkehr bis zum Staatsschutz. Wenn da ge
schrieben wird: „Stellenvermehrung, Stellenhebung, das 
!st offensich tUch die Losung der Personalchefs in den 
Ministerien, ganz gleichgttlUg, ob der Arbeitsan!all 
zurückg>eiangen, gleich geblieben oder sich erhöht hat", 

Meine Damen und Herren! Es war in den mehr als 

I
I vierzehn Jahren meiner Amtstätigkeit stets mein Be

streben - und dieses Bestreben ist oft genug aner
kannt worden -, bei der Berufung und Beförderung 
unserer Beamten, Angestellten und Arbeiter einen ge-

1 

rechten Maßstab anzulegen, bei dem letzten Endes, und 
zwar im Interesse des Staatsbürgers, die Leistung, die 

· demokratische Gesinnung und die Treue zu Grund
gesetz und . Verfassung ausschlaggebend waren. Den 
Vorwurf einer konfessionellen Einseitigkeit oder einer 
Beamtenernennung nach dem P arteibuch muß ich daher 
z~eich im Namen meiner Kollegen weit von mir wei-
sen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Dieser Vorwud, meiru? Damen und Herren, h at in die
sem Lande - vielleicht im Gegensatz zu anderen deut
schen Bundesländern -

- eo !.st das eine bedauerllche, elne unverständliche · 1 

und arob verallgemeinernde Unterstellung. 

(Abg. Völker: Oh!) 

wirklich keine Berechtigung! 

(Sehr gut! l:>ei der CDU.) 

Die Landesregierung ist Manns genU1, die Notwendig
keiten des Personaletats zu beurteilen, und der Land
tag stellt ihn auf. Wir haben keine Veranlassung, un-.. 
ser Licht unter den- .Scheffel zu stellen. Das dfeser Tage 
gerade erschienene Buch von Professor Dr. Ule ilber 
die Entwicklung des öt!entlichen Dienstes stellt immer
hin der Entwicklung des Personaletats in· Rhefnland
Ptalz kein schlechtes Attest aus. Es heißt da u. a. : 

Auf die Bevölkerung bezoien, bietet die Staatsver
waltuna: von Rheinland-Pfalz gleichfalls ein gilnsU
ges Bild. Aut 10000 Einwohner kommen 1961 136,9 
Bedienstete - 'also. weniger als in Bayern oder 
Baden-Württemberg oder Niedersachsen -. obwohl 
es 1n Rheinland-Pfalz keine gemeindliche Poliz:el 
gibt und die Lehrer zu 88 Prozent Staatsbeamte 
sind. 
ZWischen 1957 und 1958 

- so heißt es weiter -
hat sich 'die Zahl der Bediensteten· sowohl absolut 
wie relallv vennf.iitdert. Es wird dadurch die Au!
!asstmi: widerlegt, daß sich die Lllnde!17erwaltungen 
zwanD:Illufig weiter aWldehnen müßten. 

'Ober die Stellenanhebun1en, meine Damen und Herren, 
die au! den sorgfllltigen Erhebungen Ihres Sonderaus
schusses beruhten, brauche ich an dieser Stelle nicht 
:r:u spredlen, insbesondere brauche ich nicht jene Argu
mente autzuzlhlen, dle dle berutsstindfschen Vertre
tun1en' lange genug und ö!!entllch rar diese personial
poUtische Maßnhme ins P'eld'. tefClhrt haben. 
Der Personaletat ist eben ein beliebter Tummelplatz für 
einen jeden, der slch. nicht bemüht, von übergeordneter 
Wai. ..... ..e aus eine Ge=mtsdleu zu gewinnen, !IOndern der 
im Herauspidten · interessanter Einzelheiten auf den 
bllllaen E!!ekt ausgeht. 

Nun muß ich, meine painen und Herten, aber auch 
noch cerade beim Personaletat au! das zu sprechen 
kommen, was der Hen- Abgeordnete Schmldt gestern 
Kr1tl.sclles zu der Personalpolitik der Landesregierung 
hier aus~rt hat. Icfi. war, um dies In aller Offenheit 
~ sa&'en, über diese AusfUhrungen, Herr Kollege 
Schmidt, sehr betroffen und fühle mich namens der 
Landesrecierung veranlaßt, die von Ihnen aufgestellte 
Behauptu111g einer nadi. kon!esslonellen und parteipoli
tischen Gesichtspunkten ausgerichteten Personalpolitik 
au! das entschiedenste zu~uweisen. 

(BeUall bei der CDU.) 

(Beifall bei der CDU. - Unruhe bei der SPD.) 

- Ja, wir haben bei Wachablösungen in anderen Bun
desländern, die heute sozialistisch regiert werden oder 
vielleicht vorübergel:lend einmal regiert wurden, nach 
dieser Seite hin, Herr Kollege Völker, nachweisbar an
dere Feststellungen getroffen. 

(Sehr gut! und Belfa1l bei der CDU. - Unruhe, 
Widerspruch und Bewegung bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren l Der Herr Abgeordnete 
Schmidt hat ähnliche Vorwürfe bereits im vergangenen 
Jahr an dieser gleichen Stelle erhoben. Ich habe ihm 
damals am 6. De-zember 1960 geantwortet, daß ich die 
Personalfragen ernst nehme, weil es um Menschen, um 
ihre SteIIung, wn ihr Ansehen, um ihr Fortkommen 
und um die Gerechtigkeit gegen jedermann gehe. Ich 
habe den Herrn Abgeordneten Schmidt seinerzeit gebe
ten, zu substantiieren, „Roß und Reit.er" zu nennen, 
Wie ich mich damals ausdrilckte, mit der Versicherung, 
daß ich dann den von ihm benannten Fällen sofort 
nachgehen würde. Der Herr Abgeordnete Schmidt hat 
mir dann am 8. Dezember sage und schreibe drei Per
sonalfälle, bei denen angebllch eine Beförderung aus
eeblieben wäre, schriftlich mitgeteilt. Diese wurden 
überprüft, sie wiesen keine Beanstandungen auf, was 
ich dem Herrn KoUegen Schmidt am 16. Dezember 1960 
und a m 17. Februar 1961 eingehend mitteilte. Ich habe 
zum Schluß meines damaligen Schreibens rum Aus
~ruck gebracht: Sollten Sie die in Ihrem Schreiben an
gesdmittenen Fragen weiter zu erörtern wünschen, so 
stehe ich Ihnen .für ein Gesprlich zur Verfügung. -
Ich fügte hinzu, daß die Landesregierung überhaupt 
kein Recht und keine Möglichkeit h ätte, die politische 
Zugehörigkeit des Beamten zu einer Partei festzu
stellen. 

(Abg. Kuhn: Eil E i!) 

Wollte ich, so habe ich damals geschrieben, Ihrer Be
hauptung begegnen, so müßten d!e Beamten innerhalb 
der Ministerien zunächst einmal über ihre pa rteipoli
tische Zugehörigkeit befragt werden, 

{Beifall bei der CDU, Heiterkeit bei der SPD.) 

da diese der Landesregierung in den meisten F ä llen 
ja unbekannt Ist. 

(Lachen und W~derspruch bei der SPD. - Zu-
stimmung bei der CDU.) 

Herr Kollege Schmidt hat gestern hier gesagt, die 
Beamten wären nicht zu kühn, sich ü ber ihre Pa rtei
zugehörigkeit zu llußern. Nun, wenn sie Ihnen gegen-

.„. 1 -
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über, wie Sie ~agen, nicht einmal diesen Mut haben, 
wie soll dann die Landesregierung wissen, wie das 
Parl~ibuch der von Ihnen Bedachten aussieht? 
MeinE> Damen und Herren! Ich habe Ihnen, Herr Ab
geordnet er Schmidt, damals abschließend · geschrieben: 
Daß ich dies weder will noch kann, weil die gesetz
lichen Bes timmungen dem entgegeostehen, ist Ihnen 
beka nnt. - Ich habe dann nichts mehr gehört und 
konnte d as Problem damit -als erledigt betrachten. Um 
so erstaunter muß ich sein, daß der Herr Kollege 
Schmidt gestern erneut in noch massiverer Form 
gleiche, wiederum globale Behauptungen und Unter
stellungen vorgebracht hat, dafür aber jeglichen Be
weis im einzelnen schuldig geblieben ist. 

(Abg. Völker: Ach! Ach! El.r kann doch hier keine 
Namen nennen! - Weiterer Zuruf des 

Abg. König.) 
- J a , m eine Herren, Sie haben ja keine Fälle ge
nannt, Sie ha ben nur etwas behauptet; Sie haben ja 
nich ts konkretisie rt, sondern nur eine Behauptung 
aufgestellt. 

{Abg. Kuhn: .Ja, aber hier nicht!) 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich ganz offen 
sagen: Aus den Vorgängen des Vorjahres gewitzigt, 
muß ich unmißverständlich aussprechen, daß ich alle 
diese Unterstellungen energisch zurückVlreise. bis der 
Beweis für die aufgestellten Behauptungen des Herrn 
Abg4"<>rdneten Schmidt konkret geliefert wird. 

(Sehr gut! und Beifall bei der CDU.) 

kh glaube, man darf auch hier sagen: Im Vorjahre 
kreißte ein Berg, und er gebar ein Mäuslein. Meine 
Damen und He rren, dieses Jahr wird es bestimmt nkht 
anders sein! 

(Zustimmung bei der CDU. - Wid~Niprmh bei 
der SPD. - Abg. Fuchs: Sie sollten die Frage 

etwas ernster nehmen!) 

- Ja, ich nehme sie sehr ernst, 
(Zuruf vrm der SPD: Das ·wird sich z.eigen, Herr 
Minis terpräsident! - Abg. Fuchs: Gan:z:e Bevöl-
kerungsgruppen werden hier ausge:schlossen!) 

u nd ich nehme sie wahrscheinlich ernster als Sie ge
stern , wo S ie einfach Beh auptungen in den Raum ge
schleuder t haben, ohne sie irgendwie zu beweisen. 

(Be ifa ll hei der CDU. - Unruhe bei der SPD.) 

Meine Da men und Herren! Was schließlich die von 
dem Herrn Abgeordneten Schmidt behauptete Furcht 
unserer Berimten, s ich öffentlich zur SPD zu beken
nen, weil sie d ann berufliche Nachteile hätten, anbe
trifft, so möchte ich me inen, daß hier eine Char11kter
frage angesprochen ist. 

{Beifall bei der CDU.) 

Mir i;;t jcdenfalJs ein Beamter - das habe ich in 
meiner Haltung bisher unter Beweis gestellt, und das 
werden m ir viele a us Ihren Reihen bestätigen -, der 
sich o ffen zu einer der demokratisclJ.en Parteien un
seres Landes bekennt, lieber als jene, 

(Z uruf von der SPD: Wenn er sich zur CDU 
bekennt!} 

die es vers tehen, farblos dazustehen, zu erscheinen 
und zu bleiben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren! Ers t t'(>cht sind die Behaup
tungen unzutreffend, die der Abgeordnete Schmidt 
gestern hins ieht.lieh der konfessionellen Zugehörigkeit 
unserer Staatsbediensteten gemacht hat. Ich beklage 
es, daß durch solche Behauptungen ohne Grund eine 

konfessionelle Unruhe in unsere Bevölkerung hinein
getragen wtrd, zumal \Virklich nicht zu erkennen ist, 

(Abg. Schmidt : Herr Ministerpäsident!) 
aus welcher konkreten Veranlassung der Herr Abge
ordnete Schmidt 

(Sehr gut! bei der CDU. - Unruhe und 
Bewegung bei der SPD.) 

gestern hier von den Trennungsmauern im konfessi<>
nellen Bereich gesprochen hat! 

(Starker Beifall bei der CDU. - Unruhe und 
Widerspruch bei der SPD.) 

Lassen Sie mich eindeutig und klar feststellen, meine 
Damen und Herren, daß für die Landesre gierung stets 
und ausschließlich die verfassungsmäßigen Bestim
mungen ausschlaggebend waren und ausschlaggebend 
bleiben, 

(Abg. Kuhn: Nicht immer!) 

f ~besoncI:ere auch, sow·eit es sich um die gestern 
· wieder e1wnal angesprochenen Schulformen handelt, 

die nach unserer Verfassung im Elternrecht wurzeln 
und gleichberechtigt nebcneinandergestellt verfassungs
mäßig garantiert worden sind. 

(Beifall bei de1· CDU.) 
Da ist keine geistige Frt!iheit bedroht ähnliches 
wurde gestern behauptet -, sondern da ist ge is tige 
Freiheit verfassungsmäßig gat·antiert, meine Damen 
und Herren! 

{Sehr gut! und starkC'r Beifall bei der CDU.) 
\V::is soll angesichts dieses Tatbes tandes die ges tern 
von dem Herrn Abgeordneten Schmidt hier aufge
stellte Behauptung, als wenn durch unsere Schulpolitik 
in Rheinland-Pfalz die Demokratie irgendwie bedroht 
wäre! 

(„'\bg. Scl'l'\11arz.: Das ist eine Unvers~11ämtheit ! -
Unruhe bei der SPD. - Abg. Kölsch: Stimmt 

· dod.i!) 

Herr Kollege Schmidt, es war der na tionalsozialis tische 
Diktator, der, wie wir es alle miteinander erlebt 
haben, 1933 mit dem Verbot der Gewerkscha ften, m it 
dem Verbot der .Jugendverbände und mit dem Ver
bot der kaUlolischen und evangelischen Be kenntnis
schulen begonnen hat. 

(Sehr gut! und Beifall bei der CDU. -
Abg. König: Was soll denn d as?) 

Deshalb haben wir - wie soll ich das ausdrücke n -
auch dieses nationalsozialistische Unrecht wieder gut
gemacht. Wir h<1bcn die notwendigen Bestimmungen 
in der Verfassung veranlaßt und anschließend in un
serezp,, V.ol~cl;!ulgesetz niederge legt. Und seit dieser 
Zeit - das möc;:hte ich hier ausdrücklich klars tellen -
ist nuhe und Friede im Lande! 

(Abg. Fuchs : Ha! - Abg. Kuhn: Da s !';timmt 
nicht gam:!) 

Deshalb ist es bedauerlich, wenn durch Ausführungen 
wie die gestern hier gehörten dieser Friede gerade in 
diesen vorv:eihnachllichen Tagen gestör t worde n ist. 

(Beiiall bei der CDU. - Unruhe und Widerspruch 
bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich zum Schluß 
aussprechen, daß die außerordentlich umfa ngreiche und 
teilweise sehr akzentuiet·te Them11tik der Diskussion 
von gestern mich zu dieser ausfiihrlimen Stellungnahme 
veranlaßt hat . .ich glaube, es ist angesichts der zahl
re!chen Probleme aus Politik und Verwaltung deut
lich geworden, daß auch der Haushaltsplan eines Bun
deslantles nicht isolieit betrachtet werden kann, son
dern in se inen Zahlen und in seinem Gestaltungswillen 

• 
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einen wesentlichen Beitrag für die gesamte politische 
Entwicklung der Bundesrepublik darstellt. Möge das 
schmerzliche Wissen von den Mauern in. Berlin und der 
Blick über den Eisernen Vorhang hinweg uns stets an 
die übergeordnete Aufgabe erinnern und die Einsicht 
in die höheren Notwendigkeiten bei allen Guten· in 
unserem Volk immer mehr wecken. Soweit es dabei auf 
die Landesregierung ankommt - das dar! ich hier ver
sichern -, wird es bei ihr an Zielstrebigkeit und Ent
schlossenheit nicht fehlen. Wir alle aber, meine Damen 
und Herren, wollen uns stets leiten lassen in der Er
kenntnis und in der Erfüllung unseres Anteils an der 
großen Verantwortung für das Ganze. 

(Anhaltend starker Beifall bei den Regierungs
parteien.) 

Prlsldcnt Van Volxem: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schmidt (SPD). 

Abg. ScbmJdt: 
Herr Präsident! Meine Damen tmd Herren 1 Der Herr 
Ministerpräsident hat vorhin von der Hoffnung gespro
chen, mit der wir unsere' Arbeit in diesem Hause be
gleitet hätten. Ich dar! dazu feststellen, daß diese Hoff
nung auch uris Sozialdemokraten bestimmte, im Jahre 
1945 an das schwere Werk des Wiederaufbaues heran
zutreten. Ich dar! aber auch gleichzeitig feststellen, daß 
1945 mitten in den Trümmern unsere Hoffnungen grö
ßer_ waren und berechtigter waren als im Jahre 1961. 

(Sehr gutl und Beifall bei der SPD.) 

Wir hab.en 194!5 noch alle daran glauben können -
meine Herren, ich begründe schon, warum kh diesen 
schwerwleeenden Satz ausspreche -, wir haben 1945 
alle miteinander, trotzdem wir besetzte Gebiete waren, 
uns von dem '11nverbrüchlichen Glauben leiten lassen, 
daß es den demokratischen Krätten Deutschlands in 
gemeinsamer Arbeit gelingen werde, die Freiheit 
Deutschlands und die deutsche Wiedervereinigung zu 
erreichen. Im Jahre 1961, zu dieser Stunde, ist diese 
entscheidende. Ho!fnuni für die Politik unseres Volkes 
so gerlni ieworden, daß selbst der Herr Ministerpräsi
dent vorhin dieser Meinung Ausdruck geb~n mußte, 
meine Damen und: Herren. Wir können das nur be-· 
dauern. 

(Abg. Dr. Neubauer: Das bedauern wir alle!) 

Und Sie wissen, daß die Sozialdemokratische Partei 
zum Ausgangspunkt ihrer Politik seit 1945 alle Dinge 
ununterbrochen unter dieser einen Zielsetzung: die Lö
sung der gesamtdeutschen Frage! gesehen hat. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. - Bewegung bei 
der CDU.) 

Sie wissen, meine Damen und Herren, daß wir in die
ser Frage oftmals einsame Rufer in der Wüste waren. 

(Lebhafter Bef!all bei der SPD. - Zurufe bei der 
CDU.) 

Sie wissen, daß wir zu manchen Maßnahmen politischer 
Art cUe·Frage au.(geworfen haben: Dient das, was jetzt 
geschieht, der Erreichung dieses Hauptzieles?. Sie wis
sen, meine Damen und Herren, daß wir Sozialdemokra
ten in der Zeit der sogenannten Wohlstandspolitik im
mer wieder gesagt haben: Vergeßt darüber nicht das 
gesamtdeutsche Schicksal t 

(Beifall bei der SPD. - Zurufe bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren, deshalb haben wir ja bei 
den vergangenen BundestagsWahlen für diese Haltung 

· ,', -- •• • .J „ „ ,,/ •" l' „„. „ t~ 

einige Male - auf deutscli gesagt - die Rechnung 
bezahlen müssen. Ich erwähne das, weil ich der Mei
nung bin, daß auch der Herr Ministerpräsident das, 
was im Für und Wider dieser Auseinandersetzung ge
sagt wurde, würdigen muß unter den Terminen und 
unter den Aspekten, unter denen solches gesagt wurde. 
Politik ist etwas, was zwar 1961 in den Grundwerten 
so aussehen muß wie 1945, was aber in der taktischen 
Behandlung doch jeweils verschieden anzufassen ist. 
Und ich darf feststellen - ein Vergleich der Manu
skripte wird das bestätigen -, daß nicht Ich als Spre
cher der sozialdemokratisdlen Fraktion hier die bun
despolltische Akzente gesetzt habe, sondern daß diese 
von den Sprechern der Regierungsparte:ien, insbeson
dere von dem Herrn Ministerpräsidenten, hier ge
setzt wurden. Wenn dies aber hier schon geschehen 
ist, dann lassen Sie uns auch davon Teden, meine 
Damen und Herren. 

(Abg. Schwarz: Sehr gern, Herr Kollege Schmidt, 
nur schneiden Sie schlecht dabei ab! - Protest
rufe bei der SPD. - Abg. Fuchs: Tun Sie Buße 
an der Mauer! - Abg. Dr. Kohl: Herr Fuchs! -
Abg. Lorenz [zum Abg. Dr. Kohl]: Sie könnten 

ihm folgen!) 

- Herr Kollege Schwarz, Sie wissen, daß wir in den 
Fragen, die der Herr Ministerpräsident an.gesprochen 
hat - in der Frage der Verteidigungsgemeinschaft, in 
der Frage der NATO, in der Frage der Wehrmacht-, 
manchmal von der Regierungsmeinung abweichende 
Auffassungen gehabt haben. Ich brauche mich dieser 
abweichenden Auffassungen nicht zu schämen. 

(Abg. Korbach: Oh, Herr Kollege Schmidt, 
denken Sie an den Deutschland-Plan des 

Herrn Wehner!) 

Sehen Sie, es h at bis zur Stunde noch kein Sozial
demokrat ein solch böses Wort geprägt: Ich bin ·stolz 
darauf, ·nie Soldat gewesen zu sein. Das mußten wir 
dem Herrn Bundeskanzler überlassen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.-Abg. Dr. Kohl : 
Aber Herr Kollege Schmidt!) 

- Entschuldigen Sie, meine Herren, wenn man schon 
auf Meinungen hinweist, die sldl gewandelt haben, 
dann müssen Sie auch Uill! gestatten, daß wir ebenfalls 
auf Meinungswandlungen hinweisen, die in Ihrem 
:i:,ager zu verzeichnen sind. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Sie können doch nicht annehmen, daß wir uns hier 
prügeln lassen, ohne uns zu wehren, meine Herren . 

(Zurufe und Unruhe bel der CDU. - Abg. 
Völker: Das ist die Toleranz! - Abg. Hülser: 
Es ~bt schlimmere Äußerungen, die wir mal 
hörten! - Abg. König: Das Ist die Gnade, hier 

stehen zu dürfen!} 

Ich darf aber doch darauf hinweisen, daß die Sozial
demokratische Partei in ihrer langen politischen Ge
schichte die Verteidigung als solche nie verneint hat. 
Meine Herren, das ist ja das Elend in der deutschen 
Politik, daß die Sozialdemokratische Partei die einzige 
Partei ist, die das, was sie politisch auszusagen hat, 
auch programmatisch aussagt. Es wäre viel besser und 
man könnte sich in Deutschland viel besser auseinander
setzen, wenn auch die anderen Parteien den Mut h!it
ten, das, was sie im Grundsatz wollen, genauso deut
lich auszusagen, wie die Sozialdemokraten das tun. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Die CDU hat nur einmal einen schwachen Versuch. 
gemacht, im Grundsatz zu bestimmten Dingen etwas 
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auszusagen, das war das sogenannte Ahlener Pro
gramm, ein Programm, das sie längst zu den Akten 
gelegt hat, meine Damen und Herren, deshalb zu den 
Akten gelegt hat, weil sie glaubte, daß die sogenannte 
Wohlstandsentwicklung die Bezugnahme auf das Ahle
ner Programm überflüssig machen werde. Erst nach 
den letzten Bundestagswahlen sind wir Zeuge jener 
Auseinandersetzungen in der CDU-Fraktion geworden, 
in der es glücklicherweise auch noch Kräfte gibt, die 
sich der Existenz des Ahlener Programms gerade in 
den letzten Woche n hier und da einmal bewußt ge-
worden sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es '.'.'ii.re be!iser, wenn dt'ls, was Gegenstand ölfentlkher 
Auseinandersetzungen in der deutschen Politik ist, von 
dl•n politischen Parteien geformt und ständig als klare 
Willensbekundung im politischen Raume stehen würde, 
meine Damen und Herren. 

(Abg. Schwarz: Es ist besser, richtige Politik 1-U 
mad11o:n als falsche Programme aufzustellen 1 -
Abg, Fuchs [zur CDU gewandt}: Sie haben auch 
falsche Politik gemacht! So einfach ist es doch 

nicht!) 

- kh komme dazu noch, Herr Kollege Fuchs! Ich 
komme noch, Herr Kollege Schwarz, zu der Frage der 
richtigen Politik, ich ·bin eben dabei. Wir haben in 
Fragen des Wehrbeitrages, nachdem wir alle - ich 
habe vorhin den Herrn Bundeskanzler zitiert -
1949150 1.u diesen Fragen fast übereinstimmende An
schauungen hatten , mußten wir diese Anschauungen 
l!l!ller dem Zwang der Entwicklung revidieren. Und 
hierzu eine offene Bemerkung: Nicht der Herr Bun
desverteidigungsminister Strauß hat die Entwicklung 
dE>r deutschen Wehrmacht zu verantworten, die Ent
wicklung der deutschen Wehrmacht haben die Herren 
Stalin und Chruschtschow zu verantworten und nie
mand anders. 

(Abg. Dr. Kohl: Hätten Sie das nur immer 
gesagt!) 

Herr Kollege Dr. Kohl, wir haben noch nie eine 
Hndere Meinung geäußert. 

(Abg. Dr. Kohl: Doch! Ich kann Ihnen Dutzende 
von Beispielen sagen!) 

- Entschuldigen Sie, Sie sind seit gestern sehr schlecht 
in Ihren Zwischenrufen gelagert, Herr Kollege Dr. 
Kohl. 

(Beifall ~i der SPD. - Unruhe und Zurufe 
der CDU. - Abg. Dr. Kohl; Darüber werden 

wir noch sprechen!) 

Wir haben 1950, als die Diskussion um den Wehl'l.iei
trag s ich entwickelte. nur vor einem gewarnt, und zu 
dieser Warnung stehen wir auch heute noch, nämlich 
davor, neben der Poiitik der sogenannten Stärke, vei
bunden mit der Verteidigungsvorstellung, eile politi
schen Mittel, auf die das deutsche Volle a ngewiesen 
ist. zu übersehen, meine Damen und Herren. 

Und Sie wissen genauso gut wie auch ich, daß das 
Versagen anderer politischer Mittel auch heute noch 
Gegenstand ernster Besorgnisse gegenü~r der Bun
despolitik ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nachdem diese Einseiti~keit der weltpolitischen Vor
stellungen, vertreten durch den Herrn nundeskanzler, 
in den letzten Monaten und gerade am 13. August sich 
offensichtlim a ls e in Irrweg erwiesen hal sollten Sie 
mit uns Sozialdemokraten ernsthafter über Vorstel-

lungen diskutieren, die wir w diesen Fragen in den 
letzten Jahren vorgetragen haben, meine Herren. 

(Abg. Hülser: Das is t eine schlechte Grundlage 
für das. w::is Sie jetzt machen!) 

- Nein, nein! 

(Abg. Schwarz: Sie haben schon besser geredet! 
- Abg, Korbach: Beim Deutschland-Plan des 
Herrn Wehner brauchen wir über d ie Maue r 
nicht mehr zu di~kutieren! - Abg. Fuchs [zur 
CDU gewandt}: Aber Sie haben ja gar keine 
Vorstellungen! WM haben Sie denn? Sie haben 
keiner Sagen Sie sie mal! - Abg. Korbach [zur 
SPD gewandt): Wenn ich nur „Die Freiheit" 
lesen würde, hätte ich allerdings keine Vorstel
lungen! - Unruhe und weitere erregte Zurufe 

bei SPD und CDU.) 

- Meine Damen und Herren, ich habe den Zuruf 
nicht gehört. 

(Glocke d~ Präsidenten.) 

Ich selbst kann nul' bedauern, daß man sich zwischen 
den demokratischen Parteien in Deutschland nicht 
ernstha!'ter bemüht, Gründe und Gegengründe zu 
untersuchen und sehen zu wollen. Meine Damen und 
Herren, jenes Freund-Feind-Verhältnis, 

(Abg. Dr. Kohl: Sehr gut, Herr Kollege Schmidt!) 

das in der deutschen P olitik entwickelt wurde. 

(Abg. Dr. Kohl : Sehr gut!) 

- Herr Kollege Dr. Kohl, sagen Sie das Ihrem Herrn 
und Meister in Bonn, dieses „Sehr gut!"! 

(Lebhafter Beifäll bei der SPD.) 

Jenes Freund-Feind-Verhältnis, das in der deutscheu 
Politik entwickelt wurde und das eine ernsthafte Dis
kussion um Beiträge zur Lösung der Problematik so 
ung<'hc11er schW('t' m::imt, 'fas ist e s, was auf den deut
schen demokratischen Partf'if'n lastet. 

Wenn eine politisme Partei wie die Sozialdemokra
tische Partei Vorst~llungen entwickelt, die von den 
Regierungsvorstellungen abweichen und sie ob dieser 
Vorstellungen ständig mit dem Vorwurf der Unzuver
lässigkeit belastet wird, dann 1..>rschweren Sie jene 
Diskussion und jenes poHtische rxespräch, das in un
serer gesamten Situation zwisch~n den demokra tischen 
Kräften geführt werden muß. Bei diesen politischen 
Gesprächen kann es nicht a ngehen, daß eine Partei -
in diesem Falle die Regie1·ung~partt!i - s tä ndig 
behauptet, daß sie allein das bessere Wissen in El'b
pacht genommE'n hätte, wenn man am Ende diE>ser 
lang jährigen Auseini:mrlf'rsetzung vor einer solchen 
Maut>r wlf" In Berlin steht. 

(Beifall bei der SPD. - Widerspruch und 
Zwii>mE>nn.1fe l)('i der CDU.) 

-- Herr Kollege Schwarz, um;er Berline!" Bürgermeister 
Willy Brandt hat kürzlich mit Recht gesagt - daran 
möchte ich mich heute zwn Abschluß dieser Berner· 
kungen halten -: Es hat · gar keinen Wert, die Frage 
zu untersuchen und sie zum Anl:ciß zu nPhrnen s tJ.indig 
fortgesetzter Spaltungen der Parteien. ob die sozial
dcmokratlschen Vorste llungen 1950 bis.1955/56 von Er
folg hätten sein können oder nicht. Sie wissen. daß 
wir !n diesen Jahren eine Reihe von Vors telltmgen zur 
deutschen Frage entwickelt haben. die - und dabei 
bleiben wir - von unserer Bundesregierung ernsthaf
ter geprüft, viellekht - ich sage ausdrücklich viel
leicht - zu einer Vf"dlnderung der politischen Situa
tion unseres Volke::: hätten führen können. 

·(Abg. Korbach: Da haben Sie allerdings recht!) 

• 
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Das können wir nicht beweisen; Sie können nidit das 
Gegenteil beweisen. Wir können nur feststellen. daß 
damals die Elnst'ttigkelt politischer Vorstellungen sich 
durchgesetzt hat. 

(Abg. Schwarz: Und dle Freiheit erhalten hat!) 

Wir können nur sagen, Herr Kollege Schwarz., daß 
d!ese einseitigen politischen VOl'Stellungen ntcht zu 
dem von uns aIIen angestrebten Hauptziel geführt ha
ben. Das ist dle Tatsache von heute. 

Sie wtasen, daß ich in diesem Hause immer versucht 
habe, mich auch dann fair zu verhalten. wenn es 
schwer gemacht wurde. Sie '\\1ssen, daß hier in diesem 
Hause kein Sozialdemokrat den Vorwurf erhoben h at, 
daß die Regierungspolitik und die Regierungsparteien 
bewußt Kleiii.deutschland wollten. Sie kennen jenen 
schweren Vorwurf, der hie und dazu in der Ötfent
Uchke!t versteckt erhoben wird. . 

(Abg. Dr. Kohl: Sie haben es aber vorhin 
angedeutet!) · 

- Nein. Herr Kollege Kohl, !eh deute das jetzt des
halb an, we!I ich mich ausdrücklldi davon absetzen 
und feststellen möchte, daß hier zwei versdiledene 
Vorstellungen miteinander gerungen haben. Nun kann 
ea nicht so ~in, daß, wie ich sagen m&hte, beide Vor
stellungen am Ende an der Mauer stehen, man deshalb 
hler das Recht hat, efnsettlg zu verkünden: Eure Vor
stellung war schle<.'ht, eure Vorstellung war falsch, 
dfe unsere hat allein triumphlertl 

(Abg. Sdiwarz: Neturllch kann man das!) 

Nicht Ihre Vorstellung hat triumphiert, nicht unsere 
Vorstellung hat triumphiert, triumphiert hat bis zur 
Stunde f.n Det.ltschland die v<>n Ulbrtcht errichtete 
Mauer 1n BerI!n. Das ist die Tatsache. 

Dfe Fr~e fllr uns ist nicht, wie Wir an dieser Mauer 
vorbeikommen. sondern wiewtr sie aus dem Wege rllumen 
können. Da gflt das Bekentnls, das unsere Partei in 
Bonn ab1elegt hat: 'wir sind der Meinung, man darf 
nicht so sehr in den Irrtümern, die belderseftlg ge
teben waren, herumwühlen, sondern man muß ver
luchen, In der dentschen Schicksalsfrage elne gemein
same Platt!orm zu !!.nden, um gemeinsame Vorstellun
ien zu entwickeln. Und de9halb tun mir · elnlge Aus
fühtungen leid, die der Herr MlnlsterprAstdent h!er 
.iemacht hat, au! die ich jetzt zu sprechen korntne. 

(Be!!all be! de!' SPD.) 

Der Herr Mlnisterprlsldent hat eine Behauptung auf
&Htellt, die Ich nicht unwidersprochen lassen kann. 
Er hat ln Zusammenhang mit der Personalpolltik . 
1eg'!aubt. feststellen zu mOssen, daß die Sozialdemo
kraten ~ern durch rhldi versucht hAtten, In diesem 
Hause eine kon!es.sfonelle Trennung'!lmauer zu errldJ.
ten. Herr Minfsterprlls1dent, · meln Manuskript steht 
Ihnen z:ur Verl"Ugung, Wenn Ste mir die Behauptung, 
die Sie au!,estellt haben, aus diesem Manuskript nach
weisen können, dann gebe Ich Ihnen Redl.t. Ich habe 
gestern, nachdem der Herr Kollege 'Ml\tthes auf das 
gleiche Thema einging, me!n Manuskript vier-, fünf- · 
oder .sechsmal durcfliielesen. Sle wfssen, daß ich ie
atem erstmalig hier im Hause e!ne Rede vom Manu
skript vorgelesen habe. Ich bin nach der DiskussiÖn 
von den Vorteilen des Manuskripts fiberzeugt worden, 
weil sie e!nem erst redi.t die MögUdJ.kelt geben, selber 
zu kontrollieren, was man gegast hat. 

Meine Damen und Herren! IdJ. habe nur auf Seite sedl.s 
meines Manuskriptes einmal das Wort „Konfessionen~ 
gebraucht, ein einziges Mal. 

(Abg. Fuchs: Sehr richtig! - Abg. Ma tthes: Aber 
etwas stand nidlt im Manuskript!) 

- Nein, nein, Herr Kollege Matthes - und das gebe 
ich auch dem Herrn M!nfsterpräsfdenten zur Erinne
rung-: 

(Abg, Dr. Kohl : Und was Sie noch so angedeutet 
haben!-.A.bg. Volkemer: Dazu stehen wir auch!) 

Idl habe nur davor gewarnt, daß man sich ans Schach
brett der Personalpolitik setze und dort nach politi
schen und koniessionellen Glfeder-..:ngen versuche, 
Personalpolitik zu betreiben. Das heißt, ich habe mich 
gegen das Negative eines soldJ.en Beginn~ns gewehrt. 
Und wenn ich mich gegen das Negative gewehrt habe, 
dann verstehe ich n!dJ.t, wie diese Abwehr des Nega
tiven hier umgewandelt W"erden konnte in dem Ver
such, daraus einen Angriff aut die sozialdemokratische 
Opposition abzuleiten. 

Meine Damen und Herren! Wir Sozialdemokraten ge
hören einer Partei an, in der seit eh und je keine 
konfessionellen Rechenschieber zu Hause waren. Es 
können auch bei uns keine solchen gegeben sein. Wir 
sind als alte politlsdJ.e Bewegung aus Tradition im 
;cnnern so duldsam, daß uns selbst gewisse Unduld
samkeiten unsertt politischen Gegner darin nldJ.t stö
ren können. 

(Beifall bei der SPD. - Widerspruch und 
Unruhe bei der CDU.) 

- Ach Gott, meine Herren von der CDU, Sie wissen 
doch genauso gut Wie audJ. wfr, wie schwer Ihnen 
mandJ.mal die Errechnung der konfessionellen Arith
metik in Ihrer eigenen Partei in der Personalpolitik 
und sonst in der Politik fällt. 

(Erneuter Beifall bei der SPD.) 

Und wenn ich davor gestern gewarnt habe, dann des
halb, weil wir ein konkretes Beispiel datur hatten. 
Denken Sie daran, daß idJ. dte Frage angesprochen 

'

' habe hinsichtlich der Ministerialdirigenten. Und, .meine 
. Herren Kollegen, die Sfe an den Beratungen im Haus.-

1 halts- und Finanz.ausschuß teilgenommen haben: Er-
innern Sie sich der Begründung, warum in das Kul
tusministerium zwei Ministerialdirigenten k ommen 
müßten? 

(Sehr richtig! bei der SPD. - Abg. Dr. Kohl: 
Da wissen Sie mehr als wir!) 

Soll ich Ihnen noch eln Beispiel sagen, das die Rich
tigkeit meiner Bemerkungen unterstreicht? 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Ich habe midi gestern - um au! das Wort von der 
Trenn ungsmauer r..:rückzukommen - dagegen gewehrt 
namens unserer Fraktion. daß wir in einem Augen
blick, wo die schulisch.e Entwicklung zum Gegenstand 
ernsthafter 'Oberlegungen in unserem Volke geworden 
ist, man vielfach immer nodi nicht den Mut gefunden 
hat, gewisse Mauem - und. meine Damen und Her
ren, es hieße doch die Tatsachen auf den Kopf stellen, 
wenn Sie das verneinen wollten -

(Abg. Fuchs: Sehr richtig!) 

draußen noch erhalten werden, die im Gegensatz zum 
Notwendigen stehen. 

Ich habe gestern die Stellungnahme der Sozialdemo
kratischen Partei zu den kirchlichen Problemen be
grQndet, wen wir wissen, daß die Landesregierung 

.... •, 
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(Scnmidt) 

seit langem mit d er evangelischen Kirche Verhand
lungen über Staatsverträge führt. Und wollen Sie es 
der Opposition übelnehmen, wenn sie bei einer solchen 
Gelegenheit wie beim Etat des Herrn Ministerpräsi
denten ihre grundsätzliche Auffas.<1ung zu Frngc n die
ses Zweiges der Kulturpolitik hier einmal vorträgt, 

(Abg, Dr. Kohl: Das hat Ihnen niemand 
verübelt!) 

n achdem wir, Herr Kollege Dr. Kohl , auch bei den 
letzten Bllndes tagswahlen genauso wie in anderen vor
hergehenden Wahlen einen Mißbrauch unserer An
schauungen e rlebt haben, die, wenn man sie hier Bei
spiel um Beispiel vortragen v;ürde, Ihnen wahrsdlein
lich die Spra che verschlagen müßte. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sie kennen das alles genauso gut wie ich auch. Haben 
Sie nur den Mut, das einmal zuzugestehen. 

(Abg. Schwarz: Wir werden noch einmal darauf 
zurückkommen!) 

Ich habe mich gestern allerdings ganz eindeutig zur 
Frage der Pe1~nalpolitik geäußert. Und wenn der 
Herr Ministerpräsident mir vorhin vorgehalten hat, 
ich hätte ihm auf m eine vorjährigen Bemerkungen nur 
vie1· Name n nennen können, dann beweist allein die 
Nennung der vier Namen, wie schlecht es bei uns in 
die~em Bereiche aussehen muß. 

(Sehr gut! hei der SPD. - Abg. Dr. Kohl: Das 
is t kPin Bewe is, Herr Kollege Schmidt!) 

Das waren sie nämlich fast alle, die in diesem Bereich 
zm· Diskussi"ll standen. kh verzichte auch heute hier 
dal'auf, Namen zu nennen. kh darf nur an die Aus
e inandersetzungen crinnem, die im Sozialministerium 
~cfüht·t \•:urden, die im Innenministerium geführt 
wurden, auch nur an die Auseinande rsetzungen, die 
wir ;rnch dort um die Bestellung sozialdemokrafü:cher 
L1mdräte führen mußten, wo eine eindeutige sozial
dem1Jkrnf:ische Mehrheit gegeben war. 

(Abg. Beckenbach : Trotz absoluter Meht·heft!) 

Ent~l'huldigen Sie, ein klein bißchen Vorstellung ühn 
die Personalien in den Ministerium haben wir Sozial
demokraten ja aui:h . Ich habe nie behauptet, daß Sie 
all7.uviel CDU-Mitglieder in den Verwaltungen unseres 
L andes hätten. Hier tragen noch unsere Beamten an 
di:?n Polgen des Dritte n Reiches. Ich höre so manchmal 
von Beamten auf dif..' Frage nach dem politischen Be
kPnn tnb· cti"' 1\l!eim•ng: Wi!<sen fliP. ich ha be mir einmal 
d ie Finger verbrannt, ich verhrenne sie mir nicht mehr. 
Das weiß ich. Ich weiß a~r auch - das wissen Sie 
genauso gut wie wir, und da von habe ich gestern 
gespl'Ochen - , daß zu den Dingen eine weitverbreitete 
Meinung vorhanden ist. Das, was ich gestern hier aus
gc~pl'ochen habe, pfeifen doch die Spatzen von den 
Dächern! Und Wllrum sollte ich nicht hier darauf auf
merksam machen? Ein<' demokratische Regie rung muß 
nämlich die wenigen Leute, die d en Mut hahcn, sich 
zu einer de mokratischen politischen Partei innerhalb 
d t'l' füfentlichen Verwaltung zu bekennen, bel jf'der 
~legenheit entsprechend ihren Fähili(keitcn und ihrem 
Können fördern. 

Ich bin der Auffassung, daß politisches Bekenntni! 
n icht bestr aft werden darf, sondern gelobt werden 
muß, einerlei, wo dieses politische Bekenntnis im Rah
m en der demokratischen Parteien ausgesprochen wird, 
meine Damen und Herren! 

<Beifall der SPD. - Abg, Dr. Kohl: Das hat der 
Herr Ministerpräsident eben doch genauso 

gesagt!) 

- Herr Kollege Dr. Kohl: Sehen Sie, darum ging es, 
und darum 'geht es; und von dem, was ich dazu gesagt 
habe, brauche ich auch nichts ?.U revidif'ren! 

(Abg. Haehser: Sehr richtig!) 

Lassen Sie sich gesagt sein, es geht um eine ernstere 
Grundsatz.frage, als wir zur Stunde vielleicht anneh
men. Wenn die deutsche Demokratie in Schwierigkei
ten kommen sollte - das wird ja nicht nur von uns, 
sondern leider auch von anderen abhängen -, dann 
können wir nicht genug Bekennermut im öffentlichen 
Bereich haben, meine Damen und Herren! 

(Sehr gut! bei der SPD. - Abg. Hülser: Da liegt 
der Hwid begraben!) 

Herr Kollege Hülser, da bin ich völlig Ihrer Mei
nung, und weil dem so ist, muß man in der demokra
tischen Staatsordnung unter der Bea mtenschaft den 
Mut zum demokratisch-politische n Bekenntnis pflegen 

(Abg. Fuchs: Sehr richtig !) 

und darf nicht hinter diesem Mut irgendwekhe Frage
zeichen gesetzt sehen wollen, meine Damen und Her-
ren! .. . 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Dr. Kohl: Hat ja 
niemand gemacht!) 

Das war es. was ich gestern hier angesprochen habe. 

Nun noch eine Frage, die de r Herr Mini~terpräsident 
auch sehr unglücklich angesprochen hat. Der Herr Mi
nistt>rpräsident hat behauptet, ich hä tte gestern das 
Lebcnsmittelkartenproblem hil:!r in den Vordergrund 
gerückt. Meine Damen und Herren! Erinnern Sie sich 
genau, was icb dazu gesagt ha bel Ich habe gesagt: 

Wie weit die Furcht in unserem Volke v erbreitet 
ist, haben wir in diesen Tage n erlebt, als durch die 
Presse die Meldung von df'm Druck von T..eh('ns
mlttelkarlen ging. 

(Zurufe von der SPD: Aus! Schluß!) 

Icll habe damit eine Tatsache unterstreichen wollen. 

(Abg, Dr. Kohl: Und eine n Schluß daran 
geknüpft!) 

- Entschuldigen Sie, Herr Kolli>ge Dr. Kohl! Daß das 
ein sehr beängstigender Vorgang war, der sich da in 
unserer Bevmkerung geäußert hat, d arüber sind Sie 
sich genauso klar, wie auch Ich mir darüber kla r bin. 
Ich habe dann noch weiter hinzugefügt - und damit 
war ich fertig -: 

Ich hoffe allerdings, daß solche Planungen nicht 
wieder d er Sozialdemokratischen J?art~i zur Last 
geschdeben werden. 

.(Ztll'U! von der CDU: Aha !) 

Meine Damen und Herren, warum habe ich das gesagt? 
Sie haben doch im Jahre 1949 

(Abg. Fuchs : 'Sehr richtig!) 

den meinetv.•egen entscheidenden Wahlkampf in der 
Bundes republik gewonnen mit der Behauptung, die 
Sozialdemokraten seien die Zwangswirtschaftle r . 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Dr. Kohl: Sie waren 
es doch damals!) 

- Das ist aud:J. nicht wahr, Herr K ollege Dr. Kohl! 
Wir haben schon damals hier - da waren Sie noch 
nkht dabei; das ist nicht Ihre Schuld, daß Sie nicht 
hier waren -

(Abg. Dr. Kohl: · Dazu braucht man ja nicht hier 
gewesen zu sein!) 

• 
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in die Auseinandersetzung die Frage gestellt - ich 
selbst 'habe sie damals gestellt hier im Hause -: Wer 
hat denn jemals Zwangswirtschaften eingeführt? In 
keinem Falle, wo wir' die Einführung von Zwangs
wirtschaften erlebt haben, haben Sozialdemokraten die 
Regierung geführt, sondern faf;t immer diejenigeii;
die auch heute Ihnen politisch nahestehen! Das war 
damals meine Feststellung. Deshalb gestern meine Vor
warnung, am Ende der D~e nicht wieder solche fal
schen Behauptungen aufzustellen. 

(Abg. Dr. Kohl: Seit wann steht uns die NSDAP 
politisch nahe?) 

Im übrigen. meine Damen und Herren - ich habe den 
Zuruf nicht gehört, Herr Kollege Dr. Kohl -, 

(Abg. Dr. Kohl: Sie haben es doch eben gesagt! 
Die uns heute politisch nahestehen! Haben Sie 

doch gesagt!) 

soll man nicht uns SoZialdern.okraten, wie der Herr 
Ministerpräsident heute hier vorträgt, für das Bonner 
Mißgeschick an den Ohren nehmen. Ich bin der Auf
fassung, wer im. öfienUichen Bereich so leichtfertig, 
wie es nach Darstellung des Herrn Ministerpräsiden
ten geschehen sein soll, unser Volk in eine solch große 
Unruhe gestürzt hat, sollte dafür zur Verantwortung 
gezogen 'Werden; 

(Sehr :richtig! und Beifall der SPD.) 

selbst wenn es Kräfte wären, die mit solchen Parolen 
nur wirtschaftliche Geschäfte machen wollen, sollten 
wir sie n!cht schonen, meine Damen und Herren! 

(Starker Beifall der SPD. - Abg. Schwarz: Herr 
Kollege Schmldt, war das wieder der Klassen
kämpfer, der biel' eben durchkam? - Unruhe 

und Widerspruch bei der SPDJ 

- Herr KoUege Schwan. es ist ja ein Unterschied 
zwischen Alarm.meldW\ien und jenen ruhigen, syste
matischen Hinweisen auf gewisse Vorsorgeniaßnahmen, 
die im übrigen Jn d,er Bevfükerung lingst in Gang 
gekommen waren, Ghlle daß es zum Sdtlangenstehen 
kam. Das ist ja ein Unterschierl! 'Und ich habe des
halb - ich glaube, mit Recht - au! diese bedauer
lichen Vorkommnisse hingewiesen. Die Bundesregie
rung hätte nicht erst heute durch den Herrn Minister:. 
prllsidenten 

(Abg. Fuchs: Richtig! Auf Anruf!) 

eine Erklärung abgeben sollen, wie sie sich die Dinge 
vontell.t, sondern sie hätte gleich eingreifen müssen. 
Aber das ist Sache des Bundes. Ich glaube also, daß 
der Herr Minlstei:prllSid.ent hier in dieser Angelegen
heit mit seinem Vorwurf nicht gut beraten war. 

Dle zweite Frage~ meine Damen und Herren, betrifft 
die Probleme des Luftschutzes. Ich habe vorhin unse
ren Fraktionsgeschllftsführer gebeten, die erste An
frage auszugraben, die wir clazu gestellt haben. Die 
lleet schon so weit zurUdc, daß er sle inzwischen noch 
nicht gefunden hat. 

(Schmunzelnde Heiterkeit .im Hause.) 

Wenn !eh mich recht erinnere, haben wir uns in die
sem Hause. erstmals auf Grund unseres Antrages für 
aktiven Luftschutz im Jahre 1953 oder 1954 mit dfe-

. .sem Problem befaßt; eniachuldlge.u Sie, ich kann mich 
·um ein Jahr Irren. tlas war jedeµfalls so frühzeitig, 
daß, als lch die Fraie m unserer Fraktion stellte, ob 
wir die Dinge n1cht ansprechen sollten, mich im ersten 
Augenbllclt die Mehrheit meiner Fraktion fast filr 
wahnsinnig erklärt hat, da damals die Frage des Luft
schutz.es ln unserem politischen Bewußtsein so vor-

sichtig behandelt wurde, meine Damen und Herren, daß 
man kaum wagte, an diesen Dingen zu rühren. Und 
Sie, meine Damen und Herren von der Fraktion der 
CDU, wissen, daß es ein Stück Ihrer Politik war, dte 
Frage des Luftschutzes jahrelang zu verniedlichen -
eine VerniedllchW\i, gegen die wir uns gewehrt na
hen. Was im übrigen z.u der Raketenfrage zu sagen 
Ist, wird mein Kollege Fuchs nachher von sich aus 
noch tun; er kann es besser als ich. 

Noch schlimmer ist es aber, wenn der Herr Ministerprä
sident zu Fragen der Länderneugliederung hier von 
Expansionsbestrebungen spricht - meine Damen und 
Herren, eine Sprachwendung, die wir im innerpoliti
schen Leben uns.e-res deutsctien Volkes sein lassen 
sollten! 

(Beifall bei der SPD.) 

Was heißt denn Expansion? 

(Abg. Dr. Neubauer: Ausdehnungsdrang! - Abg. 
Dr. Kohl: Das Ist der korrekte deutsche Aus

druck!) 

- Ausdehnungsdrang mit allen .Mitteln! 

(Abg. Dr. Neubauer: Nein! - Abg. Dr. Kohl: 
Es gibt eine geistige Expansion!) 

Meine Damen und Herren! Ich habe vorhin auch dies
bezüglich einmal mein Manuskript nachgeprillt. Ich 
habe gestern zur Frage der Neugliederung genau 
zwanzig Zeilen gesagt. Ich werde nachprüfen, wieviel 
Zeilen der Hen- Ministerpräsident allein dazu gesaet 
hat. 

"(Abg. Dr. Kohl: Aber das ist doch Ihr und sein 
Recht!) 

- Natürlich ist es sein Recht! Ich will nur damit 
sagen, daß schon das Antippen dieser Frage bei dem 
Herrn Ministerpräsidenten immer den Versuch aus
lc'3st, die Dinge so umfassend zu behandeln, daß aus 
dieser umfassenden Behandlung immer mehr der Ver
dacht aufkommt, daß sie nur dem Zweck dient, auch in 
diesem Falle an Rechtsentscheidungen, an gesetztem 
Rechte vorbeizukommen. 

(Abg. Dr. Kohl: Ach!) 

Meine Damen und Herren! Nichts weiter habe ich 
gestern gesagt als: Hier ist gesetztes Recht; das muß 
beachtet werdEln. 

Aber eines darf ich dem Herrn Ministerpräsidenten 
mitgeben. Er möchte doch die Frage der Ausdehnungs
versuche - Sie haben es richtig gedeutet - nicht allzu 
.sdtlecht ansprechen; denn seine Entscheidung in Fra
gen Landesarbeitsamt Saar ist ja auch so ein klein . 
bißchen von dem Gedanken der Ausdehnung begleitet 
gewesen, meine Damen und Herren! 

(Abg. Völker: Sehr gut!) 

wir kennen die Vorstellung des Herrn Ministerpräsi
denten zur Frage Rheinland-Pfalz/Saar. Es ist sein 
Recht, sie zu haben, zumal sein Recht, als wir wissen, 
daß er selber ganz gerne eines Tages seine saarländi
sche Urheimat in ein gemeinsames Land einbringen 
möchte. 

(Heiterkeit Im Hause.) 

Daraus haben wir ihm nie einen Vorwurf gemacht . 
Warum sollten wir auch? D~s sind Vorstellungen, die 
zu den innerpolitischen Problemen gehören. Aber wenn 
dazu verschiedene Vorstellungen entwickelt werden, 
dann ist die eine Vorstellung nicht schlechter als die 
andere und die andere Vorstellung nicht schlechter als 
die eine, meine Damen und Herren! Darauf kommt es 
doch an[ 

;.· 
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Ich habe seit Jahren hier immer gesagt - nichts wei
ter habe ich gestern getan -, und ich stelle es heute 
wiederholend fest: Räumt diese lästige Diskussion um 
den Artikel 29 endHch aus dem Wege! Es wlire längst 
Zeit dafür gewesen, meine Damen und Herren! 

(Sehr gut! und Beifall bei der SPD.} 

Nur eines: Sie mit der Mauer in Berlin In Verbindung 
zu bringen, 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

scheint mir dem Problem nicht gerecht zu werden und 
scheint mir dem Ernst des Vorhandenseins der Mauer 
in Berlin erst recht nidlt zu entsprechen_ 

($ehr gutl und Beifall bei der SPD.) 

Die Frage der Länderneugliederung ist doch eine solche, 
die :>ich aus dem Verfassungsrecht dieser BundE>Srepu
blik ergibt. Und trotz Mauer in Berlin. trotz des 
K;;mpfes um die Wiedervereinigung Deutschlands wer
den wir doch von der Erörterung innerpolitischer Pro
bleme nicht wegkommen; die Zeit steht doch nicht still. 
meine Damen und Herrenl 

{Sehr gut! bei der SPD.) 

Es ist doch unsere Aufgabe, mit all diesen Schwierig
keiten, die auf dem WPge unseres Volkes stehen, zu 
ringen und sie zu lösen. Und dazu ein offenes Wort! 
kh habe den Herrn Ministerpräsidenten noch nicht er
lebt, daß er in diesem Hause auch einmal ein freund
liches Wort zu Vorstellungen der Opposition aufge
bracht hätte. 

<Shr gut! bei der SPD. - Zuruf des Abg. Dr. Kohl.) 

Meine Damen und Herrent Ich habe gestern - und 
damit komme ich zum Schluß - in Fragen des Fern
sehem hier schon mit Absicht eine gewisse Voranmel
dung vorgetragen. Sie wissen - und der Herr Mini
sterpräsident weiß es genauso gut wie wir alle-, daß 
die sozialdemokratische Landtagsfraktion gegenüber 
der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion mit einer 
Eindeutigkeit für das Fernsehen in Mainz eingetreten 
ist, 

{Sehr gut! bei der SPD.) 

ohne die, meine Damen und Herren, heute eine Zu
stimmung der sozialdemokratisch regierten Länder für 
das Fernsehen in Mainz nicht vorläge. 

(Abg. Dr. Kohl: Das hat er doch gesagt. 
Herr Schmidt 1} 

Entschuldigen Sie, Herr Kollege Dr. Kohlt Und bei 
dieser eindeutigen Stellungnahme, bei diesem eindeu
tigen Eintreten für Mainz als Sit:r. der Fernseh-Anstalt 

(Abg. Fuchs: Sehr richtig!) 

sind wir von unsel·en Kollegen - ich sage das ganz 
offen - in harter Auseinandersetzung angesprochen 
worden auf die Frage, ob sich aus Sitz und Umgebung 
nicht gewisse Einflüsse auf Programmgestaltwtg und 
dergleichen ergäbe-n. Deswegen habe ich gestern meine 
vorsichtige Bemerkung gemacht! Und, entschuldigen 
Sie. die Bundesregierung hat den Kampf um ihr Fern
seh<:>n nicht ohne Hintergründe geführt. 

(Abg. Fuchs: Sehr richtig!) 

Darauf war meine gestrige Bemerkung abgestellt. Wir 
Sozialdemokraten haben den Kampf für den Fernseh
sitz in Mainz geführt, aber in dem Bewußtsein, daß 
Raum und Umgebung gewisse Sorgen mit sich bringen 
werden. Aber lassen Sie sich gesagt sein: Wenn in 
dieser Frage der Herr Ministerpräsident meine gestri
gen Bemerkungen durch seine Stellungnahme bei der 
Weiterentwicklung des Rundfunks aus dem Wege 

räumt, werde ich der erste sein. der ihm dafür An
erkennung hier zollen wird. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Der Herr Kol
lege Matthes hat gestern - um darauf norh Bezug zu 
nehmen - gesagt, ich hätte eine bundespolitische 
Rede gehalten. ich hätte eine Wahlkampfrede gehalten. 
Sehen Sie, Herr Kollege Matthes, um ehrlich zu sein, 
in der Demokratie - -

(Abg. Matthes: Ist. immer Wahlkampf!) 

- richtig! - wird Wahlkampf geführt vom ersten bis 
zum leb:ten T1;1ge der Legislaturperiode. 

(Abg. Dr. Kohl: Dann sind wir uns wenigstens 
in dem Punkt einig~) 

Und Sie haben doch nicht erwartet, daß der Sprecher 
der Opposition sich gestern hier hingestellt und eine 
Erklärung für die Landesregierung abgegeben hätte. 

(Abg. Dr. Kohl: Das haben wir auch nicht er-
wartet!) 

- Herr Kollege Dr. Kohl, nun mal ganz langsam mit 
Ihren Zwischenrufen. Ich habe in meiner gestrigen im 
Auftrage meiner Fraktion vorgetragenen Erklärung -
ich habe sie genau nachgelesen, Herr Kollege Matthes, 
Sie können meine Rede nachprüfen - nicht weniger 
als 24 aktuelle Probleme der Landespolitik angespro
chen. Ich habe - das sage ic:h ganz offen - gestern 
einen gewissen Stolz darüber empfunden, hier unter 
Beweis :zu stellen, daß man auch im Rahmen der Lan
despolitik eine umfassende sachlich begründete ver
schiedene Auffassung übet· die Regierungspolitik haben 
kann. Es war Absicht - ich weiß nicht, ob Sie die 
Absicht verstanden habe-n und ob Sie sie verstelwn 
wollen - -

(Abg. Maflhes: Ich habe die Linie erkannt!) 

Herr Kollege Matthes, wir auf der Länderebene 
laufen leider Gefahr, immer über dritte Dinge zu 
reden, um dafür um so mehr über die eigenen zu 
schweigen. Gestern habe ich den Versuch gC>macht, von 
den eigenen Problemen umfassend zu reden. Und ich 
bin dabei davon ausgegangen - das sage ich auch 
ganz offen -, es ist ni<'ht SchiekSRT der Opposition, 
immer in der Opposition bleiben zu sollen oder bleiben 
zu wollen. Die Sozialdemokratische Partei - und da
mit decke ich mich mit der Forderung, die ein Staats
rechtler und .Professor vor wenigen Tagen in diesem 
Hau~ vorgetragen hat - hat die Verpflichtung ge-

l genübcr der fü.:gierung, ihre Gegenvorstellungen w 
I. cntwjckeln. Das ist gestern geschehen. Und weil das 

gestern geschehen ist, hätte ich gewünscht, daß der 
Herr Ministerprii.~ident diesen emsthaflten Versmh 
ernsthafter gewUrd~gt hätte, als das geschehen ist. 

(Bravo-Rure und starker Beifall bei der SPD.\ 

Präsident Van Volxem: 

Das Wart hat der Herr Abgeordnete Schneider (FDP). 

Abg. St'.hnelder: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen wid 
Herren! Die Ausführungen, die der Herr Kollege 
Schmidt zu Anfang seiner heutigen Rede gemacht hat. 
geben mir Veranl<is.:;ung 1.u einigen Feststellungen. Ich 
bin der Melmmg. daß nicht die SPD allein, wie heute 
gesagt "vurde, ihr ganzes politisches Handeln unter 
den Gesichtspunkt de-r Wiedervereinigung gestellt hat. 

Es ist davon gesprochen worden, daß die SPD oftmals 
in diesen Jahren dn einsamer Rufer in der Wüste ge-

• 

• 
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w~n sei. Meine Damen und Herren, um der Sach
lichkeit willen muß ich doch hier feststellen, daß die 
Haltun& der SPD im Bundestag In manchen Fällen, um 
nicht zu sagen in einer großen Anzahl von Fällen, 
Zweifel daran hat aufkommen lassen. Zum anderen 
aber darf ich doch mit aller Eindeutigkeit für meine· 
Parteifreunde feststellen, daß . wir von der FDP seit 
eh und je alles politische Handeln in der Bundes
republik unte_r den Gesichtspunkt der Wiedervereini
gung get-.tellt haben und daß deshalb Unterstellungen, 
die aucll nur andeutunisweise in dieser Richtung von 
selten des Herrn Kollegen Schmidt gekommen sind, 
zurückgewiesen werden müssen. Ich dar! nur verwei
sen auf unseren Kollegen Pfleiderer, der schließlich 
sein Eintreten für 'die Wiedervereinigung Deutschlands 
mit einem frühen Herztod bezahlen mußte. Jedenfalls 
darf ich filr meine Fraktion und !ür melne Partei in 
Anspruch nehmen, daß wir zum mindesten nicht we
nfier für dle Wlede.rvereinigung ~tan haben, als das 
andere Parteien filr sich In Anspruch nehmen. 

Nun aber noch etwat1 zu dem, was in der· Debatte durch 
den Herrn Mlnisterprllsidenten vorgetragen worden 
Ist. Meine Damen und Herren, im pontischen Raum -
das habe ich schon einmal angedeutet - gibt es kein 
Patentamt. Es iibt keine gesetzlich geschützten Ur
heberrechte in politischen Dfnren, auch nicht tn Fragen 
des Luttschutzes. Ich glaube, daß hier alle Fraktionen 
das Recht haben, zu behaupten, daß sie sich mit Fra
geii des Luftschutzes schon vordringlich beschäftigt 
haben. Was zum mindesten diese Legislaturperiode 
angebt, so ,steht fest, daß unser Antrag aus dem Früh
jahr 1960, fn der Drucksacll.e II/126 - ein Entschlie
ßungsantrag bei der Haushaltsdebatte des vergangenen 
Jahres -, die Grundlage für eingehende Erörterungen 
über Frairen des Luftschutzes im Ausschuß und mit 
den zust.1.nd11en Ministerien bildete. 

Nun, Herr Mfn1sterprbident, ich weiß, daß Sie In 
Fragen des Rechtsprechungsminlsteriums und der Eln
ordnu~ der Gerichte anderer Meinung sind als ich. 
Das ist !Q.r ~ kein Grund, von meiner Meinung -
die auch die Meinung meiner Freunde ist - ahzu
ae,hen. Wir slnd nach wie vor der Auffassung, daß 
zum mindesten für die von uns vorgetragene These 
genauso viele gute Gründe vorhanden sind wie Ge
gengründe, die von Ihnen angeführt wurden. Ich will 
dieses Thema aber nun nicht weiter vertiefen. 

Ein Punkt, der mich eigentlich veranlaßt hat, mich 
schon so frühzeitfi zu Wort zu melden, Hegt auf einem 
anden!n Gebiet, von dem fch glaube, daß es notwendig 
ist, es hier im Plenwn einmal ganz deutlich anzuschnei
den. Meine Damen und Herren, Sie alle wissen, daß 
wir' In diesem Jahr ein ·universit!ltsgesetz ieschatten 
haben, daß wir einen Sonderfonds filr die Universität 
installiert haben und. daß wir vom Parlament her äu
ßerst bemüht sind, unsere Landesunlversttllt mlt allem 
auuustatten, was zu einer erfolgreichen wissenschatt
Uchen Tll.tigkelt und zu einer guten Ausbildun~ unse
rer J'uien,d notwendfi' Ist. Ich g'lau_be, diese Tatsache 
dürfte slch nicht nur !nnerhalb des Parlamentes, son
dern auch sonst Oberall Im Lande herumgesprochen 
heben. Ich dar! nun - mit Erlaubnis des Herrn Prlls!
denten - :r:ltferen, was heute und am 4. Dezember in 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung zu lesen ist. Am 
4. Dezember stand zu lesen unter der überschri!t „Krl
tllc an staatucher Wfssenschaftsfinanzlerung" : 

In ihrer Stell~ahme zu dem Referat von Reusch 
betonte fttr d.!e" westdeutsche Rektorenkon!erenz 
Professor W!ntherhager, daß ke!n Grund zur Un
aeduld beim Aufbau der neuen Universltliten be
atehe. Das Interesse der Hodlschulen an einer Re-

form drohe jedoch durch die oft schädigenden Maß
nahmen der Kultusministerien zu erlahmen. 

Offenbar haben gegen diese Formulierung Kultusmini
ster Einspruch erhoben, denn heute steht zu lesen -
ich zitiere wieder -: 

„Kritik an staatlicher Wissenschaftsfinanzierung" 
enthielt den Satz: Das Interesse der Hochschulen 
an einer Reform drohe jedoch durch die oft schädi
genden Maßnahmen der Kultusministerien zu er
lahmen. Diese Kritik betrat jedoch die Parlamente. 

Man weicht a lso, weil man mit der Kritik an den Mi
nisterien nun etwas schlecht angekommen ist, au! die 
Parlamente aus, um ganz allgemein den Parlamenten 
Vorwürfe zu machen, daß sie nicht genug täten für die 
Reform der Universitäten, für die Ausstattung der 
Universitäten mit den notwendigen Mitteln. Meine Da
men und Herren, Ich glaube, daß es Im Interesse des 
ganzen Hauses gesprochen ist, wenn wir als Landes
parlament solche Vorwürfe globaler Art auf das ent
schiedenste zurückweisen. 

(Abg. Matthes: Sehr gut!) 

Und ich nehme an, daß die Landesuniversität Mainz 
Gelegenheit nehmen wird, sich von solchen Vorwürf~m 

globaler Art z.u distanzieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Prl.sf.d.ent Van Volxem: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Kohl (CDU). 

Abg. Dr. Kobl: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich dar! zunächst mein Bedauern darüber zum 
Ausdrudc bringen, daß in dem Moment, in dem Ich aut 
das eine oder andere des hler Gesagten - auch seitens 
der Opposition Gesagten - eingehen möchte, zum min
desten die erste Bank nicht die übliche Besetzung auf
weist. M~ine Damen und Herren, wenn das der Regle-

. rung passiert wäre oder einer der Regierungsparteien, 
möchte ich nicht wissen, was wir von der anderen 
5eite gehört hätten. 

(Beifall bei der CDU.) 

Meine Dame n und Herren, ich will versuchen, die 
Atmosphäre der Beratung wieder dem anzupassen -
ich kann es nur mit meinen schwachen Kräften -, 
was hier bei der Haushaltsberatung des Etats des 
Ministerpräsidenten im Parlament tatsächlich ansteht. 
Ich habe nichts, aber auch gar nichts, dagegen, wenn 
die Standpunkte mlt Leidenschaft, mit Verve, vorge-
h:agen werden. Ich meine aber, daß man im englischen 
Unterhaus, das oft als Mutter der Parlamente bezeichnet 
wird, vor Jahren vielleicht keinen falschen Beschluß ge
faßt hat, als man Direktübertragunge n des Fernsehens aus 
dem Parlamentsraum verbannte. Meine Damen und Her
ren, mir kam manches Mal In diesen Stunden gestern 
und heute der Gedanke, daß vielleicht die Jupiter
lampen - und ähnliche Erfahrungen haben ja unsere 
Kollegen im Bundestag gemacht - dazu verführen, 
noch me'hr als sonst in die Deklamation hineinzugehen. 
Meine Damen und Herren, das ist das eine. 

Dann das andere: Der Herr Kollege Schmidt hat eben 
schon einen Teil seiner Ausführungen von gestern mo
difiziert. Es bleibt ·aber noch genug, um daraur ein
zugehen: das kann man wohl wirklich sagen. Man muß 
aber noch. ein weiteres erwähnen. Ich habe den Ein
drudc - er hat es ganz ohne Grund nachher ange
sprochen - , wir geraten dieses Mal sehr früh in den 
Wahlkampf zur nAchsten Landtagswahl, das heißt, wir 
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geraten nicht h inein. sondern sind schon mitten drin. 
Meine Damen und Herren, ich habe Verständnis dafilr. 
cl;oiß Sie sich diese!" Ma! frühzeitig rüstf!n, nachdem d!ls 
letzte Rüsten - der Herr Lorenz wird sagen, das ist 
wieder ein militärischer Ausdnic:-k - zur Bundt>stag::; 
\',rnhl 1961 so kräftig daneben ging. 

(Abg. Lorenz: Ich habe gar nicht gewußt, daß 
Sie so militärisch veranlagt sind!) 

Meine Damen und Herren, wir sind bereit, auch früh
zeitig sc·hon in die einzelnen Probleme einzusteigen. 
Die Frage ist nur. 0b das für uns alle auf die Dauer 
ein gutes Verfahl'en wäre. Man sagt der CDU und 
ihrem Ministerpräsidenten gerne nach, sie stünden zu 
der Bundespartei mit besonderer Knappentreue, aber 
man merkt jedenfalls, daß sich die Landtagsfraktion 
der SPD unter ihrem Vor~Hzi>nden, dem Kollegen 
Sehmidt, der Bundespartei der SPD gegenüber an 
Knnppentreue auch nicht übertreffen läßt; denn erst 

(Abg. Schmid1: Ich bin wieder da!) 

-· ·- ich hahe es schon zur Kenntnis genommen, Herr 
Kollege Schmidt - vor wenigen Tagen haben die Füh
rungsgremien der Sozialdemokratie in Godesberg ja 
sehr klar postuliert. daß es darum geht, jetzt früh
zeitig anzufangPn. u m die Bundestagswahlen In vier 
.fahren und die jet:r.t anhängigen Landtagswahlen 711 

gewinnen. kh muß Ihnen ausdtiicklich sagen, clie~e 

Forderun.E( war hier sehr deutlich zu spüren. Und, Herr 
Kollege Schmidt, Sie haben Dolf Sternber~er erwähnt. 
Er hat - meines Rrachtens mit Recht, und hierin stim
men wir überein -, vor ~renigen Tagen erst bei sei
nem Vortnig im Vorraum unseres Parlamentssaa les 
gesagt daß heute für die Opposition die Rede zum 
F1mste1· hinaw: einfarh eine conditio sine qtm non ist. 
S iP hah('n ein glänzendes Beispiel dafür gegeben. 

(Be ifall bei der CDU.) 

J\ber es w ar einiges in Ihren AusführungE"'fl, was auch 
heut„ durch die Modifikation in der zweiten RPde in 
diesem Hause nicht hinweggenommen werden kann. Es 
war 7.tinäehs t das Bemühf.'n, was ich nicht verstehe -
es :'L'i denn . ich betrachte es parteitaktisch, aber da!ilr 
sind mir d ie Dinge zu erm:t, um sie nnr taktisch zu 
betrachten -. in Rheinland-Pfalz einen irgendwie ge
a rteten Kulturkampf zu statuieren. 

Meine Damen und Herren! Tn die~ern Lande wird es 
keinen Kolturkamnf gebf.'n , 1mC'h wenn Sie in dieses 
Haus in diesen und in den n ä<:hs len Tagen n<X'h soviel 
k111t11 rki:lrnp.fi>rü:che !':>t immung hineintragen m&hten. 

(Beifall bei der CDU.) 

Der Herr Ministerpräsident hat mit Recht darauf hin
gewiesen, da ß das El ternrecht für uns Verfassun gs
rech t ist. auch für Sie, meine D;imen und Herren von 
der Linken des Hau~es. Und wenn Sie ebe n sagten, 
Herr Kollege Schmidt. an VerlassungstN"tte wollen wir 
um; gegenseitig hier nicht überbieten. so scheint es mir 
doeh an sich selbs tvPrständlich oder. wenn man PS 

trotzdem tut. etw;i~ rmt iquiert zu sein. da ß immer wie
der von den klin~t lichen Maue rn und ähnlichem ge
sprochen wit·d. 

Herr Kollege Schmidt, was un s gestern insgesamt -
0

id1 habe einen Zwischenruf gemacht, auf den ich nO<"h 
eing•'hen möcli.te - so überraschend kam und was ich 
gerade aus Ihrem Munde eigentlich nicht vermutet 
hiHte, ist weniger die Tatsache, was Sie konkret au s
gesprod ien haben zu dem Thema: konfessioneller Frie
den odf>l.' konfessioneller Unfrieden. sondern es ist das. 
was man in Andeutungen - die finden wir nämlich 
auch nicht in Ihrem Manuskript -, in Hinweisen auf 

Zwl!':chenrufe und ähnliches, gespürt hat, nämlich das 
- all die J ahre war es dm; gleiche -, d;iß Sie vom 
Wesen der Christlictt-Demokratischen Union bis heute 
das Eigentliche noch niema ls begriffen haben. 

(Beüall bei der CDU. - Abg. Schwarz: Das 
erwarten wir auch nicht!) 

Meine Damen und Herren! Wenn hier gesagt wird 
mein Freund, Hen- Kollege Matthes, hat es mit Recht 
unterstrichen - , daß die Sozialdemokratie sich in den 
letzten .Jahren bemüht hat, ein neues Verhältnis - ich 
möchte es von meiner Seite aus noch anders formu
liere n: e1n neues Verständnis - der großen Kirchen zu 
finden, so glaube ich, daß ich dem, was Kollege Mat
thes gestern hierzu sagte, nichts hinzuzufüge n brauche. 
Aber Godesberg ist noch nicht so lange her. Und Sie 
werden Verständnis dafür haben, daß wir in der poli
tischen Auseinand€rsetztmg des Tages - genau wie 
Sie es gefordert haben -, di~es Programm in der 
Realität des Tages auch draußen im Lande h-gendwie 
messen werden. Und schauen Sie, da sehen d ie Dinge 
meistens doch ganz anders aus. Und auch die Realität 
der Politik im Bundestag und in den Landtagen sieht 
zum Teil etwas anders aus. Ich bra uche nur das Stich
wol't: Sozialhillegesetz und Nov~lle zum Reichsjugend
wohlfahrtsgesetz zu nennen. dann weiß jeder. w:i» 
gemeint ist. Es ist unsere Überzeugung - ich glaube 
uus guten Gtiinden -, daß nicht zuletzt - d afür soll
ten Sie uns dankbar sein, Herr Kollege Schmidt - es 
das Verdienst der christlichen Demokraten ist, daß Sie 
au.f Grund Ihrer Zwangslage nach Wahl für Wahl und 
vel'lorene1· Wahlschlacht einmal auch . dieses Grund
satzverhältnis zu den Kirchen neu übei-dacht h;ibcn. 

(Beifall bei der CDU.) 

Herr Kollege Schmidt, Sie haben sich vorhin sehr em
pört geäußert über die Ausführungen des Herrn Mi
nis terpräsidenten in der Frage des Luftschut7.es und 
der Leben.smittelkart.en. Beide Dinge sind zwar sehr 
ernst zu nehmen. Aber s ie verdienen. glaube ich, nicht 
den Bereich der Beratungen, den Sie ihnen hiet· in 
diesem Hause eingeräumt h a hPn. Sie haben den Herrn 
Ministerpräsidenten zum mindesten gründli<'h miß
veeslanden. Viele meiner 1'""reunde haben gPStern das 
gleiche Mißverständnis gehabt. & hat kein MC'nsch je
die Behauptung aufgestellt, die Sozialdemokratie sei 
schuld, daß man jetzt wieder mit Luftschutz u sw. an
fangen müsse. Sie, Herr Kollege Schmidt, haben selbst 
mit voUem Recht vorhin gesagt, daß wir das Hitler. 
Chruschtschow und ihren Helfershelfern zu verdanken 
hnbcn. Deswegen meine ich. sollte man hier nicht noch 
eine andere Bemerkung anhängen. Wenn nun darühPr 
diskutiert wird - ob geschickt oder ungeschickt, die 
Dinge sind· übrigens hier in diesem Raum nidü erst
mals diskutiert worden, sondern, wie Sie vorher, Herr 
Kollege Fuchs, in einem Zwischenruf sagten, kürzlich 
l.n de1· Fragestunde des Bundestages - , dann soll man 
doch n icht so tun, als bestehe hier wieder die T endenz, 
den Soz.ialdemokraten irgend etwas von Zwangswirt
S<.:haft - wenn man von den Lebensmitteikatjten 
sprach - oder ähnliches zu unterstelfon. Daß es zu 
einem Zeitpimkt einmal in der jüngsten deutschen 
Geschichte die Meinung der So7.iah:tf.'mflkratie ·w11r, 
die sozfale Markhi.,.irt.-:chaft nicht einzuführen und 
daß unter dieser Gnmdsatzfrage der Wahlka mpf 1949 
geführt wurde, haben Sie hier wlrt!ffend gesagt, ge
nau wie die Tatsache, daß Sie aus diesen fal~chen 
Prophezeiungen Erich Nöltings und wie sie alle hießen 
gelernt haben. Das ist Ihr gut.es Recht. Ich h a be Res
pekt davor. Aber man soll die Dinge dann n icht so 
darstellen, als habe nur eine Seite das Recllt, ab und 
zu einen entsprechenden Hinweis zu bringen. 

• 

• 
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Meine Damen und Herren! Der Herr Kollege Schmidt 
hat in einem entScheidenden Teil seiner heutigen Aus
führungen efnfg~s zum Thema „gesamtdeutsche Poli
tik" gesagt. Er hat daraU! hingewiesen -: fch weiß 
nicht warum, ich finde auch dafür keinen Beweis in 
den Aus!<lhruogl'!n des Minl.sterprllsidenten -, dieser 
habe hier die Bundespolitik .in die heutige D1skussion 
eingeführt. 

(Abg, Fuchs: Na, na!) 

Ich muß Sie wirklich fragen, Herr Kollege Fuchs, Ich 
habe die Aus!ahrung.en au!m.erksam gehört: Wenn der 
Ministerpräsident eines Landes in einem Jahr, in dem 
elne so wichtige Prozeßentscheidung im Zwiammen
ha...-.L.i mit d&u ~-'J.kel ·zg in Karlsrtilie gefall:en ist, 
hier darauf eingeht, dann meine ich, ist es sein gutes 
Recht. Und wenn ich m.lch nicht sehr täusche, Herr 
~olleze Fuc:ils, · wären Sie einer der ersten gewesen., 
die llul eines Versäumnisses hezl.chtet hätten, wenn er 
es nicht getan hlitte, 

(Beifall bei der CDU.) · 

Noch ein andel-es. Ich glaube - der Herr Kollege 
Schml.dt hat es am ~nde seiner Ausfilhrungen etwas 
deuillcher gesagt -, wir sollten endlich davon ab
gehen, uns gegenseitig vorzuwerfen oder nur aru:udeu
ten, daß wir uns in unserem Bekenntnis zu Gesamt
deutschland übertreffen würden. & ist mir in meinem 
Leben noch nicht einge!allen - auch meinen politi
sch.eh Freunden 'nicht, Herr Kollege Schniidt -, Ihnen 
zu sagen, Sie seien weniger an der deutschen Wieder
verefnJ&'ung Interessiert. Aber wir erheben mit Recht 
Anspru<il darauf, daß Sie das gleiche denken und auch 
zum Ausdruck bringen. 

S1e haben hier einige Zitate gebracht. die vielleicht 
die Situation etwas erhellen sollten. Mir kam diese 
Erhellung leider nicht. Sie erwähnten das nach Ihren 
Ausführungen unmögliche Zitat des Herrn Bundes
kanzlers: „Ich bin stolz darauf, niemals Soldat ge
wesen zu sein". Ich weiß nicht, was das Zitat im Zu
sammenhang mit unserer Diskussion zu tun hat. Mir 
fllllt es auch nicht ein. - Herr Kollege Lorenz, viel
leicht sind die Dinp bei Ihnen schneller erhellt ge
wesen, jedenf'alls bei mir nlcht! 

(Heiterkeit im Hause.) 

Mir flillt es keineswegs ein, die DiskuSs.ion, den gan
zen Streit und die Bl.tterke!t, die ganzen Auseinanderset
zungen im Bundestag von 1949 bis zum Teil in die 
jetzige Zeit· hinein, hier herein.zu.tragen. Wir haben nidit 
davon gesprochen, daß einmal dieses verhängnisvolle 
Wort, angesichts der jüngsten deutschen Geschichte 
besonders verhänanisvolle Wort, vom „Kanzler der 
Alliierten" fiel, Das ist eine Sadie, die wir doch hier 
nicht in diesem H.ause und sicherlich auch heute nidit 
bei diesem Anlaß auszumachen haben. 

Herr Kollege. Sclun!dt, ich !!agt_e vorhin scllon, Sie ha
ben bis zur Stunde - darin gehen Sie einig mit vielen 
Ihrer Freunde und Weggenossen - nidit das eigent
liche Grundaesef.z d,er QlrlsWch-Demokratischen Union 
1eit Grünq~ dieser Partei nach dem zweiten Welt
krleg erfaßt. Sie s~ Sie allein hätten den Mut ge
habt, ein Programm zu konstituieren. Ich darf Ihnen 
hier nur darauf antworten: Wäl:en. Sie wie viele Ihrer 
aozfalistischen Bruderparlelen in den letzten Jah
ren - denken Sie nur an die nonllschen Län
der - fn Ihrer Slcb.t gesehen glücklichen Lage 
- aus unserer Sicht slcherlicit. nicht -, regieren 
zu kflnnen, Sfe hl!ltten eben.falla ein pragmatisches 
Programm., praktisch au! gewissen Grunds:ttzeri auf
gebaut. Das Elenli und die Laat der deutschen Sozial
demokratep. - ich erw1lbne hier ihre l ()()jllhrlge Ge-
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schichte - war doch. daß sie von Parte-itag z.u Partei
tag sich ein neues Programm statuieren mußte und 
selten nur in der jüngsten deutschen Ge6ch.fchte Ge
legenheit hatte, dieses Programm in der Praxis zu 
verwirklichen. - Herr Kollege Lorenz, Sie schütteln 
den Kopf. Ich hoffe, daß Sie wenigstens einmal in 
Ihrer Jugend das Erfurter Programm studiert haben; 
Sie sprechen ja immer davon. Seinerzeit war ich zwar 
noch nicht hier; aber Sie waren ja auch noch nicht in 
Erfurt dabei. Ich hoffe, daß Sie das Programm trotz
dem gelesen haben. Und wenn Sie einmal diesen Weg 
der SPD von diesem Zeitpunkt bis heute überlegen, 
dann sage ich: es ist ein beachtlicher Weg. Aber, Sle 
·können dodi uns nicht verargen als einer politisdi 
andersdenkenden Gruppe, als einer Partei, die auf 
eigenen Prinzipien getestigt ist, daß wir hier immer 
wieder die Frage stellen: Wie ist es denn wirklich 
mit dem Programm in der Praxis? 

(Abg. Lorenz: Wenn es möglidi wäre, sich mit 
Ihnen sadJ.lich zu unterhalten, würde ich es 

gerne tunt) 

- Ja, dazu gehören aber zwei, das ist unsere Last! 
(Heiterkeit im Hause.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Man soll 
aus diesem Grunde "nicht sagen: d~n anderen !ehlt der 
Mut zu einer Fixierung eines eigenen Programmes. Sie 
haben hier - das ist ein beliebter sozialdemokratischer 
Einwand - das Ahlener Programm erwähnt. Sie hät
ten aus der gleichen Zeit - Ahlen war ja auch nur 
ein Teilprogramm für einen Teil des gesamten Bun
desgebietes - rriind.estens noch ein ganzes Dutzend 
von Programmen oder Programmvorstellungen oder 
programmatischen Überlegungen herbeibringen kön
nen. Herr Kollege Schmidt, im Ahlener Programm -
um bei Ihrem Beispiel zu bleiben - stand etwas von 

1 der Vergesellschaftung. Es stand aber auch etwas darin 

l von Eigentumsbildung. Die Vergesellscha!tung hat sich 
. in der Bundesrepublik auf Grund der Ihnen sehr ge-

l 
nau bekannten, auch von Ihnen Im Godesberger Pro
gramm - mindestens nach außen - heute akzeptier-
ten 'Oberlegungen als eine Sache erwiesen, die der Ge
schichte angehört. Es hat sich jedoch nicht als der 
Geschichte angehörig ei:wiesen, daß wir heute ein 
Programm für Eigentumsbildungen machen. Und wenn 
Sie die Regierungserklärung der Bundesregierung, um 
das hier einmal zu sagen, aus den letzten Tagen sehr 
eingehend und genau studieren, dann werden Sie fest
stellen, daß hier ein sehr deutlicher Faden durch die 
Geschichte geht und daß dieses Wollen der chr:lstlidien 
Demokraten in diesen 14 Jahren wirklich in dfesem 
Punkt unwandelbar war und auch in Zukunft sein 
wird. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte hier nicht auf 
die Irrungen und Wirrungen der sozialdemokratisdien 
Kcr.zepticn Z:Ut' de-..itschen Wiede:r,,rerein!gtL\'lg e!nge-
hen. Es ist vorhin durch einen Zwischenruf auf den 
Deutschland-Plan schon hingewiesen worden. Es kann 
nicht unsere Aufgabe in diesem Saal seln, Debatten 
oder Redeschlachten nachzuholen, die die Opposition 
anderswo längst verloren hat. 

(Bel.fall bei der CDU.) 

Sie haben Recht, Herr Kollege Sdimidt, wenn Sie 
sagen: Es hat im Augenblick angesichts der Mauer in 
Berlin wenig Sinn, darüber zu richten, hätten wir oder 
hätten wir nicht sollen. Es geht ,.tarum, daß wir ge
meinsam in der Zukunft versudJ.en, die Dinge zu 
SE'hen. Aber wenn man das tut, dar! man von allen 
Seiten auch die Fairne ß erwarten, für den Weg des 
anderen das entspr echende Verständnis zu haben. 

" '• 
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tDr. Kohl) 

Sie erwähnten das Freund-Feind-Verhältnis, eine 
SaC'he, die in der Staatsphilosophie der Weimarer Zeit 
unseligen Angedenkens - das muß man hier leider schon 
sagen - ihre besondere Bedeutung hatte. Ich hatte -
das muß zur Ehre des Hauses gesagt werden - in den 
vergangenen Jahren niemals - jedenfalls seitdem Ich, 
Herr Kollege Lorenz, um auch das wieder präzis zu 
sagen. dem Hause anzugehören die Ehre habe - den 
Eindru<'k gehabt, daß wir uns hier in einem Freund
Feind-Verhiiltnis gegenüberstehen. Die Arbeit In den 
Aussd1üssen - das hat gerade die diesjährige Etat
beratung ge-i:eigt - hat sich - leider nimmt die Öf
fentlichkeit davon vielleicht nicht genügend Notiz -
in einer durchaus angenehmen Atmosphäre abgespielt. 
Desw0g'!n soll man nk.'1t sagen - -..'!ie Sie aut meinen 
Zwi,.:chenruf vorhin antworteten - . daß mein - ich 
dnrt' die genaue Formulierung bringen - .. Herr und 
Meister" - Sie meinten damit den BunclMtkan:>.lE>r der 
Bundesrepublik Deutschla nd, Konrad Adenauer, wie 
ich annehmen darf - uns solches gelehrt habe. Auch 
ein Mann wie J<:r:mrad Ademrnf'r hat nlcht in diesem 
Saal und an dif'ser Stelle verdient, angesichts seiner 
historischl'n VPrdienste um das deutsche Volk. in einer 
solchen Weise einseitig dargestellt zu werden. 

(Beifall bei der CDU.) 

W~nn man diese Ausführungen aufmerksam anhörte, 
dann konnte man zuweilen mindestens den Eindruck 
gewinnen, als ob auf Grund dieser Auseinandersetzun
gen über die sogenannte große Politik, über die Fragen 
des deutsc:hen Schicksals, der deutschen Wiedervereini
gung, man so oder auch so zu einem Sdtuldverständnis 
der einzelnen politis<'hen Gruppen kommen könnte. Ich 
muß Ihnen ganz offen sagen: Es liegt mir und meinen 
politischen Fl'eunden völlig fern, trgt'nd jemand an
ders als diejenigen, die tatsächlich dafür vcrantwort
iich sind, nämlich Ulbricht und seine Hintermänner. 
rlie ihn de1:\{en, den Kreml, für die ExistP.n? diest>r 
Mauer in Berlin verantwortlich zu machen. 

Meine Damen und Herren! Noch ein Weiteres. In Ihren 
heutigen Au~führungen, Herr Kollege Schmidt, wiesen 
S ie darauf hin - in einem Zwischenruf kam das auch 
gestern durch den Kollegen Fuchs zum Au.c;druck -. 
daß es gewünscht sei. daß Beamte auch einer politi
schen Betätigung nachgehen, das heißt eine Überzeu
gung haben, die sie auch praktisch draußen zum Aus
drud~ bringen. 

lch habe auch den hetrt>ffenden Teil der Ausführungen 
de" Herrn Ministerpräsidenten genau mitgehört: ich 
konnte nicht einmal im Akzent den geringsten Unter
schied zwischen Ihrer Meinung und der Meinung der 
Landesregierung in dieser Frage vernehmen. 

Meine D::imen und Herren! Wenn gestern der Ht"r r 
Kollege Fuchs - er ist leider im Augenblick ni<'ht. 
hier - in einem Zwischem'Uf sagte: Ganze Bevölke
rungsgruppen werden hier ausgeschaltet!, dann m11ß 
ich Ihnen darauf schlicht und einfach sagen: Das· 
stimmt doch nicht! Schauen Sie sich doch einmal um
her! Sch<iuen Sie einmal in die einzelnen Bereiche un
serer Vetwaltung herein! Sie dürfen nicht nur die 
zwei, drei Spitzenpositionen, die hier unentwegt in den 
Ministerien angesprochen werden, betrachten, sondern 
uetrachten Sie sich doch einmal all das, was den Stiiat 
ausmacht. Gehen Sie einmal in die großen Bundes
vnwaltungen, Post und Bahn, gehen Sie mal in un~en• 
la ndrätlichen Verwaltungen, gehen Sie überhaupt ein
mal in die Kommunen. Ich glaube, ich komme aus 
einer Stadt. wo ich aus einer sehr instruktiven Er
fahrung sprechen kann, daß es anderswo ganz anders 
ist. 

(Abg. Lorenz: Da sehen Sie immer nur schwarz!) 

- Ja, aber Sie sehen gar nichts. Herr Lorenz. und 
das ist Ihr Nachteil! 

(Heiterkei l bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren! Schauen Sie doch auch 
einmal für wenige Augenblicke hinüber über den 
Rhein! Wenn Sie die Reden der CDU-OpPQsition im 
hessischen Landtag mal daraufhin überprüfen, dann 
werden Sie zu viel inlensiveren Vorwürfen der glei
chen Art kommen. Also glaube id1, man soll das nicht 
so tun. 
Und dann ein weitere11! Hf"rr Kollege Schmidt, Sie 
berufen slch gerne - und das ist Ihr gutes Recht, denn 
Sie haben eine stolze Tradition - auf die hundert
jährige Gesei'ilchte der Soztaldeinokratischen Parte i in 
Deutschland. Sie sagen gM"nf", es sei die älteste demo
kratische Pa rtei, und das ist n iemals von uns be
stritten worden. 

{Abg. König: Das können Sie auch gar nichtl) 

Aber haben Sie doch bitte einmal dafür Verst~ndnis, 
daß auch andere empfindlich sind, wenn die Fragen sich 
an ihrt: eigene ~chichte richten. Wenn Sie den Strom 
der Geschiclllt: ei.l1mttl analysieren und anschauen. de:' 
zur Gründung der Christlich-Demokratischen-Union 
in der Bundesrepuhlik führte, wenn Sie einmal die 
christlich-konservativen und die christlich-sozialen 
Traditionen, die hier zusammengelaufen s ind, betr<i rh
ten, dann werden Sie doch schwerlich den 7.W<1r nicht 
ganz ausgesprochenen. aber deutlich spürbaren Vorwurf 
hier mit Recht erheben können, daß wir uns in unse
rem Lande in einer Entwicklung bewegen würden -
scl es nun Im Zusammenhang mit der Gründ11n;E( der 
neuen An.~tfllt, die Sie vorhin hier erwi:ihnten, s('i e~ 
in der Kulturpolitik, sei es im Bereiche der Per1;one1l
politik -. wo in einer konfessionellen und. wie Si<! 
äann unausgesprorhen siche1·Jich weitPr de:r.i<iiPren, 
gelstil'(en Enge geh1indf"lt wird. 

Was mich gestern - ich darf es hier ganz offen sa
gen - mit am meisten empört hat. war eben der Vor
wurf, der gerade durch die Sozialdemokratie von W<:1hl 
zu Wahl und vor allem wieder bei der letzten Bun
destagswahl so deutlich hervorgetreten ist, daß hier 
eine Art System des Sala:r.arismus in der Bundesre
publik etabliert werden soll. Meine Damen und Her
ren! Ich lese sehr intensiv und ich glaube auc-h genau 
Ihre Veröffentlichungen in all die1;en Jahren. Das, wa s 
hier beim Sprecher der Opposition gestern zu dieser 
Frage <in.klang, kann man dutzendmal, wesentlich ge
nauer und präz.ise1· fo1muliert, auch ansonsten lesen. 

Vor der Wahl er11chien ein kleines Büchlein - il'h 
habe es mir heute mitgebracht -: „Die Alternative ·
odcc Brnucl1e11 wir eine neue Regie1·ung?". In diesem 
Buch versuchen eine ganze Reihe junget· Intellektuel
ler, die der SPD nahestehen oder ihr angehören, zu 
begründen, warum die deutschen Intellektuellen so:r.in l
demokralisch wühlen sollen. Wer dieses Buch studiert 
und Ihre Rede gehört hat, der merkt eben doch noch. 
Herr Kollege Schmidt, daß trotz Godesberg und trotz 
all dieser Dinge, die Sie jetzt andauernd - wie ich 
e1nstweilen annehmen möchte, zu Recht - zitieren, 
beim politisch Andersdenkenden der Verdacht auf
kommen läßt: Es hat sich im Pr inzip doch nichts ge
ändert; es ist noch der alte sozialdemokratische Adam, 
der hervorschaut! 

(Beifall der CDU. - Abg. Schmidt : Das ist ja 
genau das, was Sie laufend draußen behaupten! 
- Weiterer Widerspruch und Unruhe bei der 

SPD.) 
Und ein weitel'{'s, Herr Kollege Schmidt! Al~ Sie das 
gestern hler so ziemlich präzise formulierten, machte 

• 



'," jl' ' ' „ •"'''' 

' ·· 

• 

46. Sitzung, 12. Dezember 1961 1407 
·------- --- -

(Dr. Kohl) 

Ich Ihnen den Zwischenruf: Daß Sie hier stehen, ist 
eln lebendiges Beispiel dafür, daß es nicht so ist! -
Daraufhin war - ich will es vorsichtig !ormulieren -
große Aufregung bei der sozialdemokratischen Frak
tion. Was bedeutete der Zwischenruf? - Doch wahr
lich nicht, wie mir nachher unterstellt wurde, wie ich 
inzwischen auch schon gemerkt habe -, daß hier die 
verfassungsm!ßire Grundlage angesprochen war - leb 
habe das auch In einem späteren Zwischenruf sehr 
deutlich gemacht -, sondern er bedeutete, daß es 
bisher der Stil dieses Hauses war, daß man ganz an
ders miteinander sprach. Nun, es lst Ihr gutes Recht, 
in Jeder Welse auch die Konsequenz dafür zu tragen, 
die wir vielleicht daraus ziehen werden. Ich halte aber 
noch einmal ganz' eindeutig fest, daß Sie gestern hier 
ln einer Art und Welse Dinge - ich sage es noch ein
mal - unterstellt haben, die bei allen besonderen 'Ver
hältnissen, die in Rheinland-Pfalz fn dieser und jener 
Ecke unseres Landes herrschen mögen, insgesamt für 
dieses Land nfcht zutreffen und daß S!e auch in dem 
einen oder anderen Einzelfall so wenig, wie ich das in 
der umgekehrten Weise tun könnte, das beweisen kön
nen. was Sie h,ier als einen der gravierendsten Vor
würle gegen Demokraten erhoben haben. Herr Kollege . 
Schmidt, Sie belieben häufig, gerade jüngeren Kolle
gen gegenüber, ein Mentor auch tür parlamentarischen 
Stil zu sein. Ich war Ihnen ebenso häufig dafür dank
bar. Glauben Sie mir, diesmaI ist es der Jilngere, der 
darauf hinweist, daß das kein guter Stil war. 

(Abg. Schwarz: Sehr rfchtlg! - Abg. Schmidt: 
'Oberlassen Sie das mir!) 

Meine Damen und Herren! Ich sprach eben schon ein
mal davon - ich muß d!ege kune Bemerkung noch 
machen -, daß diese VerlSffentllchung - -

(Abg. Fuchs: Dasselbe mUssen Sie dann dem 
Herrn ~intsteTprlsfdenten sagen, Herr Kollege, 
wenn Sie Zensuren in dieser Form verteilen!) 

- Ich habe ja keine Zensuren verteilt. 
(Widerspruch bei der SPD.) 

Herir Kollege Fuchs, ich glaube, uns · beiden Iiect das 
Schulmeisterliche nicht. 

(Zuru! von der SPD: Aber das war es jetzt!) 

Sie wissen selbst aus h!u!igen Beratungen In diesem 
Hause und in den AUS5chllssen, daß anderen das Schul
meisterliche viel mehr !Iegt. 

Meine Damen und Herrenl Ich darf das eine noch ein
mal sa&en. wefl es hie" wirklich um eine Grundfrage 
der gegenwllrtigen deutschen Demokraüe geht: Wir 
sollten WlS hüten, in derart prlnzlpfellen Auffassungen 
nlcht ganz often einen 'Vorwurf zu erheben, wenn er 

· t.tt et'heben ist. Aber Ich darf Sie bitten, hier nicht nur 
mit Vermutungen zu arbeiten, sondern· tatsächlich zu 
•ten. 'We?lil dle Dmee Ihrer Auf'fassuni nach im argen 
neien, WO sfe fm arien ~egen. Das ist das gute Recht, 
das die Regierung und d~s auch wir als Regierungs... 
parle!.en beanspruchen können. E5 hat sieh in der Bun
desrepubllk in den letzten .Jahren eine ganze Literatur 
~ledelt, · · 

(Abg. Schmidt: Haben Sie alles vergessen, 
Rerr ltolleie?) 

die ausschlie.ßli<h davon lebt, sozusagen In Nonkonfor
mismus zu machen. Es sind Leute dabei, die bei diesem 
sogenannten Nonkonformismus recht gut leben und die 
nun auch mit dieser :Broschüre dafür plädieren, zu ei
ner anderen Bundesregierung zu kommen. Ich halte 
nichts davon. daß man dfe Dinge nur halb anspricht, 
sondern dann sollen Sie wirklich sagen: Wo liegt die 
Getahr, wenn die P'ernsehan.stalt hier nach Mainz 

kommt? Denn in der Tradition dieser Landschaft -
Ich glaube, hier bin ich wenigstens mit dem Kollegen 
Fuchs einig - kann die Gefahr doch nicht liegen. In 
den geographischen Verhältnissen mag sie wohl auch 
nicht liegen. Ich brauche nur daran zu erinnern, was 
hier aus diesem rheinhesslschen Raum hervor1egangen 
ist. 

(Abg. König: In der Landesregierung kann sie 
liegen!) 

Also wenn Sie die Dinge dann etwas dezidierter be
trachten, ist es doch ein zwar nich't wörtlich erhobener, 
aber immerhin spürbar erhobener Vorwurf, daß die 
Landesregierung . hier in einer gewissen Welse ihren 
Einfluß wahrnehmen könnte. 

Meine Damen und, Herren! Ich weiß nicht, wie lange 
jetzt der Südwestfunk in Baden-Baden besteht; ich 
glaube aber, es sind jetzt auch schon bald vierzehn 
Jahre. Mir Ist eigentlich aus diesen vierzehn Jahren 
kein Beispiel bekannt, daß der Regierungschef - -

(Abg. König: hm!) 

- Bitte schön, Sie können mich ja nachher berichtigen; 
aber ich glaube, nur mit dem Zweifel ist es nicht ge
tan, Herr Kollege König; Sie sind sonst ein Mann, der 
mit Zahlen umgeht. Hier geht es um wichtigere Dinge 
als nur um Zahlen; hier geht es nämlich um die Gei
stesfreiheit, die hier unausgesprochen angezweifelt 
wurde. Und deswegen bitte ich, die Dinge mit dem 
Ernst zu nehmen, wie sie ihn, glaube ich, auch ver
dient haben. -
AUB diesen vierzehn Jahren, die der Südwac;tfunk be
steht, werden Sie kein Beispiel beisteuern können, 
daß der Regierungschef d ieses Landes, Ministen>räsi
dent Altmeier, von seinen Möglichkeiten, die im übri
gen gar nicht so groß sind, wie Sie ja nach Kenntnis 
der Verträge genau wissen, in der Welse Gebrauch 
gemacht hat, daß man von einer einseitigen Hand
habung der Dinge sprechen kann. Nun, was für den 
Südwestfunk In der Vergangenheit galt, warum soll 
das nicht auch für dieses neue Klnd Im Schoße unseres 
Landes gelten. das vfe!Ieicht - ich weiß es nicht -
einmal das Lieblingskind des Ministerpräsidenten 
werden könnte. 

(Abg. Fuchs: Meinten Sie nicht: das Lieblings
kind im Schoße unseres Landes, Herr Kollege 

Dr. Kohl?) 

- Entschuldigen Sie! Daß Ich das natürlich im geo
graphischen Sinne, vom Standpunkt der Station aus 
gedacht habe, ist doch klar! Im übrigen sind Sie doch 
im Fernsehrat, Herr Kollege Fuchs, 

(Abg. Fuchs: Ich werde schon darauf achten!) 

und ich nehme an, Sie werden dazu beitragen, daß 
es ein Kind im Schoße des Landes wird. 

(Heiterkeit im Hause. - Abg. Fuchs: Ich werde 
dazu beitragen, daß es ein Kind aller Länder 

wird!) 

- Gut! Herr Fuchs, ich nehme dieses leldenscha!tliche 
Bekenntnis zum Föderalismus hier gerne entgegen. 
Wir werden uns zu gegebener Zelt dieses Bekenntnis
ses ebenso gerne erinnern. Ich glaube, jetzt haben wir 
uns aber verstanden. · 

(Heiterkeit im Hause. - Abg. Völker: Haben 
Sie es seither bezweifelt? Sdlelnbar!) 

- Herr Kollege Völker, bei Ihnen manchmal nicht, 
aber bei manchen häufig! 

(Erneute Heiterkeit im Hause. - Abg. König: 
Bei wem denn zum Beispiel? - Weiterer Zuruf 

des Abg. Völker.) 

11,I '" •• I " .,, , 
' ' · 

,! 
.! 

.; . 1 



1408 Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, IV. Wahlperiode 

(Dr. Koh l) 

- kl1 möchte das hier nicht sagen. Es sind zum Teil 
Al>gt!vl'dnete aus der ersten Reihe; man soll über Ab
WE'Sende nichts Schlechtes sprechen. 

(Erneute Heito:>rkeit im Hause.) 

Meine Damen und Herren! Der Hett Kollege Schmidt 
h~t vot'l1in - wie ich glaube, mit Hecht - darauf hin
gewiesen, daß aHe Bevölkerungsschichten, alle Stände, 
alle Politischen Gruppen, alle, die guten Willens waren 
und ·die s ich bemüht haben, an der Konsolidierung die
ses Landes ihren Anteil haben. Das war aber nicht 
nur Ihre Meinung, Herr Kollege Schmidt, das wurde 
auch sehr deutlich in den Ausführungen des Herrn 
Ministerpräsidenten. \Vir sind - das ist die Meinung 
Of>r ganzen Fraktion der Chrisfü".!h-I>emokratischen 
Union - der Auffassung, daß es <las Verdienst des 
Landtages und auch der Landesregierung ist, meine 
Damen und Herren. daß dieses Land heute so konso
lidiert dasteht. Vieles wurtle durch gemeinsame An
strengungen erreicht. Manches - und wenn Sie es 7.ll
sammenzählen, gibt es in der S11mme ein ziemlich 
e:roßes Stück - V\rurde dadurch erreicht, daß sich die 
Landesregierung hier auf eine Mehrheitsfraktion der 
CDU stützen konnte und daß die Leitlinien d!>r F'olitik 
in diesem Lande zu einem nicht unerheblichen Tell 
gegen den erklärten Widerstand der Sozialdemokratie 
durchgesetzt ·wurden. 

(Beifall bei der CDU.) 

Das war ihr Recht. Und festzustellen, daß diese Ent
wickhmg keine negative. sondern, im Gegenteil, eine 
höd1st erfolgreiche war, ist unser Re<:ht. kh kann 
mir gut vorstellen, daß. wenn ein sozialdemokratischer 
Ministerpräsident in diesem Lande auf jetzt bald fünf
zehn Dienstjahre zurückblicken könntP, der Chefre
dakteur der „Freiheit", ja, ich muß schon sagen, zu 
ganz breiten Lettern greifen würde, um hier den 
Ruhm gebührend zu verkünden. 

{Heiterkeit und Beifall bei der CDU. - Teils 
Heiterkeit, teils Widerspruch bei der SPD. -

Zuruf von der SPD: Warum auch nicht?) 

Meine Damen und Herren von der SPD! Haben Sie 
doch bitte Verständnis dafür. daß wir auch stolz sind, 
eine Landesregierung mit einem Regierungschef an 
der Spitze zu haben, der in diesen beinahe fünfzehn 
Jahren sich hervon·agend bewährt und einen guten 
Namen in der Gemeinschaft der Regierungschefs der 
Länder h at. Ich glaube, dagegen ist gar nichts zu sa
gen. Das hat auch nichts mit dem zu tun, was man 
in einem ande1'en Teil der Erde im Augenblick mit 
Personenkult bezeichnet. Dem sind wir völlig fern, 
Herr Kollege Schmidt. Bei uns gibt es - und Sie soll
ten das allmählkh wr Kenntnis nehmen; es fällt Ihnen 
schwer, aber Sie sollten es trotzdem zur Kenntnis 
nehmen - keinen „Herrn und Meister". Auch der 
„treue Knappe" - -

(Zun1f von der SPD: Na! Na! Na! Aber Herr 
Kollege Kohl! - Heiterki:-it und Widerspruch 

bei der SPD.) 

Auc:h der ,,treue Knappe" - -

(Anhaltende Heiterkeit und Widerspmch bei der 
SPD.)· 

Aber, meine Damen und Herren, hören Sie doch 
erst einmal zn! 

(Abg. Fuchs: Wir hören ja!) 

- Herr Kollege Fuchs, Sie können noch zuhören, 
abel' vielleicht sagen Sie Ihren Kollegen, sie sollten 
a uch einmal whören. 

Auch diese Landesregierung von Rheinland-Pfalz -
und wir haben es ja vot·hin an recht wichtigen Bei~ 
spielen hier mitgehört - hat in den letzten Jahren 
in entscheidenden Positionen der innenpolitischen 
Auseinandersetzungen in der Bllndesrepublik eine 
Verfassungsbeschwerde, auch in K arlsnihe, mit ange
strengt. Es gehört zu den beliebten Vet":>ammlungs
akzenten; die so7.fatdemokrati8che Redner gerne set
zen, daß man sagt: Das ist eine große Parlt>i. und die 
wird von einem Mann regiert. wobei - das darf ich 
hinzufügen - tiefenpsychologist.:h unausgesprudlen 
der Wunsch mitschwingt, daß man ganz gerne auch 
einen solchen führenden Mann hätte. 

(Lachen h€'l der SPD. - Heiterkeit und Beifall 
bei der CDU. - Abg, Dr. Skopp: Sind Sie aber 

bescheiden, Hen- Kollege Dr. Kohl!) 

- Meine Damen und Herren, ich darf doch auch ein
mal versuchen, bei Ihnen Gedanken zu lesen. 

(Heiterkeit im Hause. - Abg. Dr. Skopp: Das 
gelingt Ihnen aber nicht!) 

- Herr Kollege Dr. Skopp, ob es mir gelingt, können 
Sie nicht beurteilen; Sie sind ja erst gekommen. 

(Heiterkeit bei der CDU.) 

Sie haben also den ersten Teil meiner Ausführungen 
gar nicht mltg~ürt. 

(Abg. Dr. Skopp: kh meine, jetzt, in diesem 
Augenblick! Da haben Sie verkehrt gegriffen! 
Vielleicht muß .ich mich bei Ihnen noch entschul-

digen] - Heitel'keit im Hause.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist das 
Recht der Mehrheit - und diese Mehrheit geht aus 
einer Wahlentscheidung hervor; ich darf es noch ein
mal sagen -, die Leitlinien der Politik in einem 
Lande wie im Bunde zu setzen. 

Daß diese Leitlinien, diese Grundlagen der Politik. 
hier in unserem Lande in diesem letzten Jahrzehnt 
gut gelegt waren, daß dieses Land konsolidiert ist -
auch der Sprecher der Opposition hat das ausdrück
lich bestätigt - . scheint mir eine äußere Bekräftigung 
eines bereits jedermann bekannten Tatbestandes. Das 
Wechselspiel zwischen Regierung und Opposition ist 
eine Tatsache. Ich glaube, wir sehen hier die Dinge 
völlig gemeinsam. Es muß die Möglichkeit be:,;tehen, 
daß die Oppos'ition ein Alternativprogramm vorlegt. 
Sie hat das gestern versucht. Daß wir aus diesem 
Programm, aus diesem reichen Bukett, nicht sonder
lich viel entnehmen konnten, können Sie uns nicht 
übelnehmen, Herr Kollege Sclimidt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU.) 

Ich meine nur, wenn wir uns sehr klar zu diesem 
Wechselspiel zwischen Regierung und Opposition be
kennen, dann s0llte man ebenso klar nicht gleichzeitig 
immer lrgcndwie - und die Deutschen neige n viel
leicht in ihrer jungen demokraiischen Erfahrung da
zu - das Prinzip der Polarisierung hier mit einführen 
wollen. Auch das möchte ich noch gesagt haben. Es 
gibt eine Gemeinsamkeit, die ~sucht und gefunden 
werden muß, W1!nn alle Seiten guten Willen haben, in 
den Grundfragen der Nation. Ich habe mir in di~n 
Stunden beute und gestern bei alter Wichtigkeit der 
zur Aussprache stehenden Punkte - ich will die Dinge 
damit nicht verharmlosen - ab und w überlegt. ob 
wir in der geschichtlichen Situation, in der auch wil' 
al:s Deutsche in diesem Hause stehen, vielleicht das 
eine oder andere nicht sagen. vielleicht das eine oder 
andere nicht tun sollten. Ich meine, das beste. was wir 
in diesem Moment als Fraktionen des T ,:'lndtaP,Ps bie
ten könnten, ist das Beispiel einer lebendigen und 

• 
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damit lebellSfähigen Demokratie. Diese lebensfähige 
Demokratie setzt ein Wechselspiel zwischen Regierung 
und Opposition zueinander und gegeneinander vor
aus. D~ bedeutet, daß man sich auch In der Diskus
sion - ich möchte die Dlnge nicht nlhex: ausrühren -
einen letzten Akzent versagt und daß man aus etner 
Gesamtschau an die Dinge herangeht, daß' man kon
zediert, daß auch d~ andere recht haben könnte: Herr 
Kollege Schmidt, Sie haben vorhin gesagt - und das 
war· .sicherlich das schlechteste, was Sie vorgetragen 
haben, das safe Ich ganz offeq -

(Abg. Völker: Schon wieder eine zensurr) 

nein, das ist keine Zensur, sondern das Ist eine 
Feststelluna:, die ich persönlich treffe -

(Abg. M.atthes: ?l!fne subjektive Feststellung!} 

- jawohl, eine subjektive Feststellung -, Sie hätten 
1945 il"Ößere Hoffnungen gehabt als heute. Ich be
daure di~ Satz, wen ich Lhn nicht nur Mr nicht 
richtig halte, sondern weU kh glaube, daß er zu dem 
eben Gesas;ten auch nicht paßt. Sie haben heute -
genauer gesagt, wir haben heute die größere Hoffnung 
- wenn fch etnmal von dem großen weltj>olitischen 
Geschehen absehe -, in unserem Volke eine neue 
Generation heranwachsen zu ~hen, die ein Verhältnis 
zur Demokratie hat und die au! unser Beispiel in 
dlesen Tagen schauen wird. 

(Starker anhaltender Beifall bei den Regierungs
. pa~len.) 

Prlstdent Va.n Volxem: 
Es liegen kelne Wt;ite.ren Wortmeldungen vor, - es 
hat sich jetzt der Uerr Abgeordnete Fuchs (SPD) zu 
Wort gemeldet, ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Fw:hs: 
Herr Prllsldent! Meine Damen und Herren! Es slnd 
hier .heute V'onnlttar; - und gerade jetzt auch durch 
den Herrn Vorredner - recht häufig Zensuren erteilt 
worden. 

(Abg. Schwarz: Es sind Bemerkungen gemacht 
wordenl-.Abg. Hillsei': Jetzt kommen Sie dran!) 

Ich habe vorhin schon durch ef.nen Zwischenruf fest
gestellt, daß fch mich Jetzt genauso gut hlerherstellen 
und Zensuren gegenüber dem Herrn Ministerpräsiden
ten erteilen kannte. 

(Abg. Pickel: Das gehört siCh aber nicht!) 

- Na, ob sich das gehlSrt für einen Abgeordneten - -, 
Herr Kolle&:e, fd:i glaube, Sie werden es sich auch als 
CDU-Abgeordneter doch wohl noch zutrauen, das Recht 
für sich 1n Anspruch zu nehmen, dem Herrn Mtnister
pr'lsfdenten ein lq:1tlsches Wort zu sagen. Deshalb 
brauchen Sie doch nicht gleich Betürehtungen zu ha-
ben. · 
Meine Damen und Herren! Was mich sehr Uberrascht 
hat,·· fst die Tatsache, daß das Ansprechen des Ver
h!ltnisses zwischen Staat und Kirchen und der Frage 
einer zunehmenden Kon!ess1oriallslet'ting eine so leb-
hafte Reaktion au.sa:elöst hat. · · 

(Abg. Dr. Kohl: Das haben Sie doch gewoll~!) 

Meine Damen und Herren, der Herr Kollege Sdmlidt 
hat diese Fragen m!t tiefem Ernst und sehr viel Sad:i
lichkelt VOT1etra1en. tiier Herr Kollege Dr. Kohl und 
der Herr Mfn.l.sterprltsident haben in Ihren Austüh
rungen efnfce Wendungen gebraucht, die ungef!thr so 
lauteten: Na ja, die Soz1aldemokraten, die reden zwar 
10, die haben e1n Progra:tnxn, aber ob die sich wirklich 

gewandelt haben? Und dann, meine Damen und Her
ren, bringen sie als Beispiel, die Sozialdemokraten 
seien gegen die neue Gesetzgebung in bezug auf Wohl
fahrtspflege, Jugendpflege und in bezug auf Ehege
setzgebung. Und der Herr Ministerpräsident hat so · 
durchklingen lassen: Da liegen wir mit den Kirchen 
auf einer gemeinsamen Linie. Nun, meine Damen und 
Herren, ich möchte hier ganz eindeutig feststellen: Es 
ist sowohl für den demokratisd:ien Staat wie auch für 
unsere Kirchen nicht gut, wenn eine Partei meint, sie 
könne die Meinung der Kirchen festlegen. 

1 
(Beifall bei der SPD. - Abg. Dr. Neubau.er: 

Feststellen!) 

Als Angehöriger einer dieser beiden Kirchen habe ich 
efne andere Meinung zu den angeschnittenen F ragen, 
und ich bewege midi da durchaus In Kreisen sehr be
kannter Vertreter dieser Kirche, der ich angehöre. Ich 
meine deshalb - und das wollte auch der Herr Kollege 
Sdunidt gestern hier vortragen -, 

(Abg. Schwarz: Das hat er sehr schlecht 
ausgedrückt!) 

daß es aufhören muß, Herr Kollege Sd:iwarz, daß eine 
Partei immer meint, sie sei nun der GralshUter der 
beiden christlichen K!rd:ien in unserem Volke. Dieses 
Recht kann keine Partei für sich In Anspruch nehmen. 

(Abg. Hülser: Herr Matthes hat das ausdrücklich 
abgelehnt!) 

Und 'Wir Sozialdemokraten - Sfe haben ja kein Pro
gramm mehr, das itlltii ist -

(Abi. Dr. Kohl: Was?) 

- Sie haben sich von Ihrem Ahlener Programm los
gesagt, Sie haben kein gQitiges Programm, meine Da
men wid Herren, und ich möchte gern einmal von 
Ihnen wissen. was Sie - ausgenommen einige allge
meine Formulierungen - unter christlicher Politik 
verstehen. Ich glaube, meine Damen und Herren, das 
ist efn sehr interessantes Thema. 

(Abg. Dr. Kohl: Da liegt ja schon der Irrtum! 
Wir sagen: PoliUk aus d:iristllcher Verantwortung!) 

- Herr Dr. Kohl, in Ihren Wahlversammlungen hört 
man das ganz anders, 

(Abg. Dr. Kohl: Sie waren doch noch nicht bei 
uns in der Wahlversammlung! - Weitere 

Protestrufe der CDU.) 

wenn Sie draußen durd:is Land gehen, und der Herr· 
Ministerpräsident konnte es sim vor der letzten Wahl 
auch nicht verkneüen, in dieser Beziehung in Koblenz 
au! einer großen Kundgebung eine sehr gefährliche 
Äußerung zu tun 

(Abg. Korbach: Das war eine sehr gute Äußerung!) 

in bezug au! die Stellung der Parteien zu den Fragen 
der Religion und der Kirchen. Herr Kollege Korbach, 
man soll in dieser Hinsicht mit Formulierungen n!d:it 
spielen. Wir Sozialdemokraten meinen es mit unserer 
Politik sehr ernst, und wir lassen uns von keiner an
deren Partei in bezug auf die Verwirklichung christ
licher Vorstellungen Zensuren erteilen. 

(Abg. Dr. Kohl: Aber Sie erteilen sie anderen. -
Weft.ere Zurufe der CDU.) 

Nun, meine Damen und Herren, es Ist hier gesprod:ien 
worden über den Luftschutz, über die Nike-Abschu.ß.. 
basen, und dabei wurde ich zitiert. Ich habe schon 
durch einen Zwischenruf festgestellt, d a ß bei diesem 
Zitat einige Worte gefehlt h aben. Ich möchte nun noch 
efnmal feststellen, daß die Errichtung von Abschuß-

•• \1 

. ' 

'I ! 

"; :: 



1410 Stenographische Berichte des Landtages von Rhein.land-Pfalz, IV. Wahlperiode 

(Fud1s) 

basen selbstverständlich auch zunehmende Gefahren 
für die dort wohnende Zivilbevölkerung mit sich 
bringt. Wer das nicht sehen will, der geht - glaube 
ich - an der Realität vorbei. Wir haben beretts im 
Juni 1955 in einem Antrag ·hier in diesem Hause einen 
wirksamen Schutz für die Zivilbevölkerung und die 
Einleitung von diesbezüglichen Maßnahmen gefordert. 
Dazu ein ganz offenes Wort: Panzer und Flugzeuge 
allein nutzen uns gar nichts. 

(Abg. Dr. Kohl: Das hat ja auch niemand gesagt!) 

Unsere Forderung lautet: Sowohl als auchl Und, meine 
Damen und Herren. wenn wir heute ernsthaft unter
suchen, was für den Schutz unserer Zivilbevölkerung 
getan wurde, dann ist das Er-gebnis bedrückend, dann 
ist das Ergehnis bescllämend. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn Sie vergleichen, welche Mittel zu diesem Zwel'k 
zur Verfügung gestellt wurden und werden, dann steilt 
sich heraus, daß sie in gar keinem Verhältnis zu den 
gestellten Aufgaben stehen. Die Aktion des Bundes
innenministeriums -, wir bejahen sie, sie liegt durch
aus in der Ril'htung, in die wir seit .Jahren hindrän
gc>n, nur, meine Damen und Herren, darf es am Sehluß 
nicht so aussehen, daß man eine so schwer wiegende 
Frage verniedlicht, verharmlost, und meint, man könne 
diese schwerwiegende Aufgabe so „mit der Akten
tasche über eiern Kopf" lösen. 

(Abg. Hülser: Wer- tut denn das?) 

- Sehen Sie sich das einmal genau an, was vom Bun
desinnenministerium heraus.gegeben wurde. 
Ich muß auch hier sagen, daß schon die Vorgänge bei 
dem Flugzf>ugabsturz in der Nähe von Mainz. einige 
Mängel haben zutage treten lassen, die uns zum Nach
denken Anl~ß geben sollten. 

(Abg. J)T. Kohl: Gut, aber das betrifft doch nur 
die, die in den Bereich gehörenl) 

In Fragen des Schutzes der Zivilbevölkerung werden 
wir auch in den nächsten Jahren nidJ.t locker lassen. 
Mit platonischen Erklärungen ist uns in der Tat nicht 
geholfen. 
Wir werden uns sicher noch einige Tage - wir haben 
ja noch einige Sitzungstage vor uns - unterhalten 
können und unterhalten müssen. Aber einen Eindruck, 
den ich sowohl von dem Verlauf der Sitzung gestern 
wie auch heute vormitt<1g gewonnen habe, möchte ich 
Ihnen in aller Offenheit vermitteln: F..s tut unserem 
Land not. daß auch einmal die CDU-Fraktion diesei; 
Hauses spürt , daß sie nicht aus eigener Machtvollkom
menheit 

(Abg. Dr. Kohl: We-r erteilt Zensuren?) 

regieren kann, sondern daß auch sie gezv.:ungen ist, im 
Hinblick auf eine mögliche Änderung der Mehrhe!ts
\·crhältnisse. auf den demokratischen Partner sachlich 
mehr Rücksicht zu nehmen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Präsident Van Volxem: 
Erfolgen weitere Wortmeldungen? - Das scheint nicht 
der FaH zu sein. Ich schließe die Besprechung. 
Meine Damen und Herren, wir kommen zur Abstim
mung in zweiter Ber-atung. Ich lasse zunächst abstim
men über den Anderungsantrag des Haushalts- und 
Finam:ausschusses Drucksache II/365. Wer diesem 
Antrag seine Zustimmung geben will, den bille ich 
um das Handzeichen! - Danke! Die Gegenprobe! -
Stimm,..nthaltung! - Mit Mehrheit angenommen. 
Unter Berücksichtigung der eben beschlossenen Ände
rungen lasse ich jetzt abstimmen über den Einzel-

plan 02 ·-- Ministerpräsident und Staatskanzlei - und 
rufe auf die Kapitel 01, 02, 03, 04, 05, 07, 08 und 10. 
Wer dem Einzelplan 02 - Ministerpräsident und 
Staatskanzlei - in zweiter Beratung seine Zustim
mung geben wlll, den bitte ich um das Handzeichen1 -
Danke! Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung! - An
genommen mit den Stimmen der Fraktionen der CDU 
und FDP gegen die Stimmen der SPD. Meine Damen 
und Herren, ich unterbreche die Sitzung bis 14.30 Uhr. 

p n t erb rech u n g der Sitzung: 12.43 Uhr. 

W i e d erbe g in n d er S i t zu n g : 14.38 Uhr. 

Präsident Van Volxe.m: 

Die Sitzung ist wieder eröffnet. kh begrüße ;inf der 
Tribüne Sctinler und Lehrer der L<1.ndeslehransfa!t 
Ahrweiler und der Landwirtschaft:..is1.:hule Worms. 

(Beifall des Hauses.) 

Wir fahren fort in der Beratung des Haushalts. Ich 
rufe auf den Einzelplan Ol - Landtag -. Die Be
richterstattung erfolgt durch den Herrn Abgeordneten 
Dr. Neubauer. 

Abg. Dr. Neubauer: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der Haushalts- und Finanzausschuß hat sich 
mit dem Einzelplan 01 in seiner Sitzung vom 20. No
vembet· beschäftigt. Die von ihm vorgenommenen 
AndenmgPn gegenüber der- Regierungsvor-lage wollen 
Sie bitte aus der vor-liegenden Drucksache Jii364 er
sehen. Die Regierungsvorlage hat zunächst eine Än
derung insofern erfahren. als ein Titel 103 - Dienst
berll.ge der beamt<>ten Hilfskräfte - neu eingefügt 
\vi..rrd~, ,,,..eil es der ~„ussc.'1.uß für erforderliC&11 hielt 
eine Stelle 1'Ur einen zusätzlichen Beamten des steno
graphischen Dienstes zu i;chaffen, um auf diese Weise 
sicherzustellen, daß die Protokollführung und die 
Auslieferung der Pi:-otokolle zügiger als bisher- von
statten gehen werden. 
Als weitere Änderung beschloß der Ausschuß eine 
Ansatzerhöhung des Titels 304, der die Gnmdpau
schale für die Unterhaltung der Fraktionsbüros aus
weist. Hier war es notwendig, den seit Jahren ange
setzten Vergütungsbetrag von l 700 DM wegen der in 
der Zwischenzeit erfolgten Erhöhungen bei den Sach
kosten ebenso wie bei den Lohn- und Gehaltskosten 
auf 2 000 DM heraufzusetzen. 
Dies, meine Damen und Herren, sind die Änderungen, 
die der Haushalts- und Finanzausschuß an der Regie
rungsvorlage des Einzelplanes 01 vorgenommen hat. 
Der Ausschuß bittet um Annahme der geändertt>n Vor
lag~. 

(BeifalI im Hau5e.) 

Präsident Van Volxf'm: 

Ich eröffne die Besprechung - Wortmeldungen schei
nE:'n nieht zu erfolgen; dann schließe ich die Bespre
chung. Wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse zu
nächst nbi::timmen über die Änderungsdrucksache 
II/364. Wer der Anderung~dri.icksaehe Ui364 SPine 7.11-
stfmmung geben will, den bitte kh um das Hand
zeiclien! - Danke! Die Gegenprobe! - Stimmenthal
tung! - Bei einer Stimmenthaltung angenommen! 
Ich lasse jetzt abstimmen über den Einzelplan 01 -
Landtag -. Ich rufe auf Kapitel 1, Kapitel 2. Wer 
dem Efn?.<~lplan 01 in zweiter Beratung unter Berück
stchtlgung der eben beschlossenen .Änderungen seine 
Zw;tit:nmnng ge'ben •will, den bitte ich um das Hand
zeichen! -- Danke! Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung ! 
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(Prbl.d•llt Van Volxem) 

- Bei einer Stimmenthaltung, fm übrigen elnstlmmig, 
angf!!lommen! 
Ich rufe jetzt auf den Einzelplan 10 - Rechnungshof. 
Die Berichterstattung erfolgt durch den Herrn Abge-_ 
ordneten Rothley; ich erteile Ihm das Wort. 

Abg. B.othley: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Herr 
Ab&eordnete König hat mich gebeten, dfe Berlchter
stattuna für den Redlnwigshof - Einzelplan 10 - an 
seiner Stelle zu übernehmen,. weil er im Augenblick 
nicht anwesend sein kann. Ich komme diesem Wunsiche 
gerne nach, zumal dieser Einzelplan 10 bei den Be
ratungen Im Haushalts- und ·Finanzaussdluß am we
nigsten Dlsku.sslon auslöst. D8$ lst wohl darauf zu
rückzuführen, daß der Rechnungshof In seiner Haus
halta!ührung sehr sparsam lst und damit ein Vorbild 
auch für die anderen 'Landesverwaltungen abgibt. · 
In diesem Jahre ist efne Anderung der Regierungs
vorlage erfolgt, die Sie fn der Drucksache II/373 fest
ge?ialten finden, wo der Titel '300 - HeranZiehung von 
Sachverständigen - von 500 DM auf 10 000 DM er
höht worden ist. Bei der Dlskusslon um diese Frage 
hat sich herausgebildet, daß der Rechnungshof in Im
mer 1rl5ßerem Ausmaße zur Erstellung von Gutachten 
heranee:zogen wird und sich dleserhalb auch sachver
atlndlger privater Personen bedienen muß. 
Der Haushalts- und Finanzausschuß ·schlägt dem Ho
hen Hause einstlnunlg vor, den Einzelplan 10 zusam
men m!t der Drucksache n/!r73 anzunehmen. 

., _ {Betfall im Itause„) 

Prbldeni Van Vob:em: 
Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Ich nehme an, 
eine Aussprache wird nldit gewünscht. Dann kommen 
w!r zur Abstlmmuna über dfe Anderungsdrucksache 
des Haushalts- un<i Finanzausschusses IIJY13. Wer die
sem Anderunp-antrag seine Zustfmmung geben will, 
den bitte lch um das Handzeichen! - Danke! Die Ge
genprobe! - Stimmenthaltung! - ~n eine Stimme, 
im übrigen e1nstlrn.m1g, anaenommen. 
Wir etlmmen ab über den Einzelplan 10 in zweiter 
Beratung unter Berflcksichtlgung der eben beschlos
senen Anderung. Wer dem Einzelplan 10 in zWelter 
Beratung seine Zustimmung geben wiil, den bitte ich 
um das Hand:r;elchen! - Danke! Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltung! Gegen eine Stimme, im übrigen 
einstlmmig, angenommen! 
Wir kommen zur Beratung des Einzelplanes 05 -
Ministerium der Justiz -. Die Berlchterstattuna: er
!ol1t durch den Herrn Abgeordneten Schneider; ich · 
ertelle Ihm das Wort. 

. ~bg. Sebbelcltt, Fr.: 
Herr Prlsident! Meine Damen und Herren! Die Be
rlcbterstattung zwn Einzelplan der Justiz kann auch 
in diesem, wfe 1il j~em ·Jahr, sehr kurz iehal
ten werden. In der Aitsschußsltzung ist besonders die 
Frage untersucht worden, ob in!olge des stllndlg wach
senden Anfalls von Streitsachen bei den Entschädi
~nOk:ammern es nicht notwendig sei, eine Verstär
kung 'der Richterstellen noch zusätzlich zu dem, was 
bereits In der Reaierungsvorlage vorgesehen war, 
durchzubr!nien. Es sind als Folge dleser Debatte zehn 
Richterstellen mehr bewilligt worden, als bisher [m 
Haushaltsplan enthalten waren, Richterstellen , die 
vornefunlidi den Kamm~rn für Entschlldigungssachen 
zur Vertilgung gestellt werden und auch dazu dienen 
sollen, eine irlSßere Elai;;tl:dtlt fm Falle der Erkran
kun1 von Rlchterri zu geben. 

Wir haben In der Ausschußberatung gehört, daß ge
rade rur Zelt ungefähr zehn Richter auf längere Dauer 
erkrankt sind und dafür dann die notwendigen Ver
treter da sein müssen. 

(Vizepräsident Piedmont Ubernimmt den Vorsitz.) 

Das Justizministerium hat sich nun - wenn ich das so 
ausdrücken darf - diese Stellen nldlt gerade auf
nötigen lassen; es ist meines Wissens für diese zu
sätzliche Hilfe doch sehr dankbar gewesen. 
Im übrigen hat sich der Ausschuß sehr eingehend mit 
der Situation des Amtsgerichts in Neustadt beschäf
tigt, insbesondere mit seiner räumlichen Unteorbrln
gung sowie vorbereitend m it der Frage der Regie-
runpvorlage Drucksache II/352. . 
Aus dem weiteren Verlauf der Debatte ist dann noch 
hervorzuheben, daß man sich - auch das sehen Sie 
in der Drucksache II/368 verzeichnet - sehr Intensiv 
auch mit kleineren Dingen befaßt hat, so mit der 
Frage des Umbaues zur Sicherung einer Treppe in 
einem Amtsgericht, wobei besonders 7.U bemerken ist, 
da.ß meines Wissens diese Treppe noch niemand her
unter1refallen, aber auch noch keiner herau!gefallen 
Ist. 

{Heiterkeit im Hause.) 

Das sind im wesentlichen die Punkte, die während 
der Beratung im Haushalts- und Finanzausschuß zur 
Debatte standen neben - wie selbstverständlich jedes 
.Tahr - Fragen des Strafvollzugs und der Stra!voll
streckung und der neuen Fassung des Strafgesetzbu
ches überhaupt, der sogenannten Strafrechtsre!orm. 
Der Ausschuß empfiehlt Ihnen einsthnmlg, den Etat 
des .Tustizminfsteriums m!t den Anderungen, die fn 
der Drucksache II/368 enthalten sind, anzunehmen. 

(Beifall im Hause.) 

Vlzeprlsldeni Pledmont: 
Ich danke dem Herrn Berichterstatter und eröffne die 
Besprechung. Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr .. Skopp {SPD). 

Abg, Dr. Skopp: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die gün
stige Finanzlage des Landes - das zeigt ein Blick 
in den Einzelplan 05 - schlägt sidl auch im Haushalt 
der .Tustiz für das Rechnungsjahr 1962 nieder. Die Zah
len der Zusammenstellung des Haushaltes sprechen in 
der Beziehung eine - mit gewissen Einsdlränkungen, 
glaube ich, dar! man sagen - erfreuliche Sprache; tsf 
doch eine Zuschußsteigerung - und dieser Haushalt 
kann natürlicherweise nur ein Zuschußhaushalt sein -
von rund 16,66 v. H. zu verzeichnen. Und diese gün
stii:e Situation hat natürlich auch ihre Auswirkung~n 
auf die verschiedenen Ansätze. Zunächst einmal ist es 
erfreulich festzustellen, daß die Personalsftuation bei 
der Justiz im Haushaltsjahr 1962 nun endlich, wenn 
auch nicht restlos, aber doch in einem recht beacht
lichen Umfang, die Verbesserung gefunden hat, auf 
deren Notwendigkeit wir uns schon Im Vorjahr er
laubten, mit allem Nachdruck hinzuweisen. Der Haus
halt sieht Im ganzen 140 neue Stellen vor, die steh .ln 
der entsprechenden Relation auf Planstellen und 
NachwuchssteUen erstrecken; und der Haushalts- und 
Finanzausschuß hat dem ja noch In seiner sehr gründ
lichen Beratung des .rusuzetats zehn weitere Stellen 
hinzugefügt, die, wie Ich h,of!en will - und Ich darf 
Sie, Herr Minister, bitten, vielleicht dazu noch efnige11 
zu sagen -, denjenigen Assessoren rugute kommen 
sollen, die nadl der dem Ausschuß gegebenen Aus
kunft nun schon vier Jahre und länger in außerplan-

.. 
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mäßigen Steilen beschäftigt sind; eine Situation, meine 
Damen und Herren, die auch beamtenrechtlich nicht 
gerade als sehr schön und als in Ordnung befindlich 
bezeichnet werden kann. 

Nicht gle[ch günstig sind aber die Auswirkungen die
ser insgesamt gesehen erfreulichen Situation auf die 
Haumfrage in der .Justizverwaltung. Meine sehr ver
ehrten Damen und Herren. wir sind uns sicherlich alle 
darüber einig, daß es nicht gleichgültig ist. wie der 
Mensch an seinem Arl)eit;;pfatz die Vorbedingungen 
für ~eine ArbPit vorfindet; und das gilt in besonderem 
Maße dann, wenn ein hohes Ausmaß von geistiger Ta
tigkoit bei dem einzelnen Menschen erwartet wird 
und erwartet werden muß. Meine sehr verehrten Da
men und Herren, wenn Sie einmal das VPrp,nügen h~
hen .~ollten - meistens ist es kein Vergnfüi:en -. sirh · 
in einem Justi?..gebäude aufhalten zu müssen, so ist 
der erste Eindruck scheinbar der - zum mindesten. 
wenn Sie in die Eingangshalle hineinkommen -. als 
lJefiinden Sie sieh in einem Gebäude, das nicht8 ver
missen läßt, das alles aufweist, was notwendig ist. kh 
~preche jetzt nur von den Gerichtsgebäuden. Wf'nn 
man aber näher hinsieht. so könnte man auf die Ide~ 
knmmt:'n - es klingt etw:is vermessen und ich sage 
das mit dem gebotenen Abstand -, das Goethes be
rühmter Ausspruch im Faust, daß Gesetz und Recht 
sich forterben wie eine ewige Krankheit und nur 
!;achte von Ort zu Ot·t rücken. auch auf die räumlichf'n 
Verhältnisse tind ihre verbesserte Ausgestaltung ange
WPndet Wl'rden könnte. Die meisten unserer Justiz
gPbäu<le h<iben ein recht ehrwürdiges Alter; darf1her 
kann in der Regel auch der hier und dort an~brachte 
m•ue Verputz nicht hinwegtäuschen, und es scheint 
mir notwendig zu sein. daß wir uns mit dieser Frage 
doch etwas eingehender beschäftigen. 

Der Haushalts- und Finanzausschuß hat in seiner Be
ratung des Justizetats auf diese - ich möchte sagen -
offene Wunde mit etwas Nachdruck seinen Finger ge
legt, und da - ich bleibe im Bilde - begann sie zu 
schmerzen. Das muß dann so sein und das wl'lr sicher
lich vom Ausschuß auch so beabsichtigt. Ich habe mir 
erlaubt, an den Herrn Justizminister im Ausschuß die 
Bitte zu richten, daß er nicht den Anschluß an die 
sieben fetten Jahre der Haushaltsgestaltung des Lan
des in bezug auf sein Haus und die Justizverwaltung 
verpassen möge, und ich wiederhole diese Bitte an 
Sie, Herr Minister, jetzt im Plenum des Hohen Hauses. 
DPr allgemeine Eindruck wird in nl:'gattver Hinsicht 
in bezug auf die Raumfrage noch verstärkt. wenn man 
sich mit Einzelheiten bes<'hloiftigt. F:iner der krassesten 
Fälle, meine Damen und Herren, ist zweifellos die 
Situation beim Amtsgericht in Neustadt an der Wein-
straße. 

(Abg. Hülser: Sehr richtig!) 

Aus besonderen Gründen ist dieses Gericht nicht in 
~einem Gebäude untergebracht; es mußte ausweiC'hen, 
und wir haben jetzt den Zustand, daß an vier ver
schiedenen Stellen der Stadt das Amtsgericht Neu
stadt - man müßte sagen - nicht zu finden ist, das 
heißt, nur sehr schwer auffindbar ist. Ich verrate kein 
Geheimnis, wenn irh sage, daß man sich dort schon 
überlegen muß, inwieweit man gegebenenfalls auf 
Kellerräume auszuweichen gezwungen sein wird, ein 
Umstand. meine sehr verehrten Damen und Herren -
und ich glaube, da stimmen Sie mit mir überein -, der 
d<"m mit Recht so oft berufenen Ansehen der Justiz 
nicht nnr nicht förderlich. ist, sondern im krassen Ge
gensatz dazu steht. Es geht nicht an. daß man unter 
der Würde des Ge·riC'htes immer nur das Verhalten der 
Beteiligten bei einer richterlichen Aktion versteht, 
sondern a uch die äußere Situa tion mu ß diesem b erech-

tigten Wort von der Würde des Gerichts angepaßt 
sein, 

Der Haushalts- und Finanzaus~chuß hat die Situation 
in Netistadt für unerträglich gehalten, dRs wissen Sie, 
meine Damen und Herren, und er hat 200 ooo DM für 
die Planung des Neubaues eines Justizgebäudes in 
Neustadt bereitgestellt, eines Justizgebäudes, das den 
ZlU' Zeit vorhandenen und sich dort gegebenenfalls noch 
weiter ergebenden Anforderungen gerecht werden 
soll. 

Ahnlich liegen die Verhältnisse in Idar-Oberstein, um 
auch diesen Einzelfall anzusprechen. Hier ist ja ein 
Neubau geplant. Das vorhandene Justizgebäude stammt 
noch awi Zeiten, als dort noch die Großherzöge von 
Oldenburg etw::is zu sagen hatten. Gestern und auch 
heute vormittag wurde hier die Fr<i.ge der Neuglie<lP
rung der BundesländE'r etwa~ gestreift - wie ich 
meinen möchte -, aber es bedarf ja wohl gar keiner 
Überlegung, daß wir in hf>zug auf di~e~ Gebiet un
seres Landes nicht auf die Rückkehr des Großherzog~ 
von Oldenburg warten können, um ihm die Beseiti
gung dieser Justizmisere in der Raumfrage in Idar
Oberstein anlast.en zu können. Das will, glaube ich, 
niemand hier, und so ist auch hier den Notwendig
keiten in Ktirze Rechnung zu tr-<lgPn. 
Ich darf dann noch auf Trier hinweisen. Auch hier hat 
der Ausschuß beschlossen, PlanungsmittPJ zu bewilli
gen, die im Rahmen de.~ Außt>rordentlirhen Hii.ttshalts 
dann auch e!ngesetrt worden sind. und zwar für die 
Planung eine~ NeuhRHP~. 
Und nun komme ich noch auf ein Projekt zu sprechen, 
das · ich heute vormitlag in Augenschein nehmen 
konnte. Ich hatte das Vergnügen, beim Landgeril:ht in 
Frankenthal in einer wichtigen Angelegenheit sein 
zu müssen. Dieses Gerichtsgebliude ist nun ein Muster
beispiel dafür, wle ich es mir eingangs edaubte dar
zustelle n. Man kommt in Frankenthal in eine sehr 
schöne große Empfangshalle hinein, die Sitzungssäle 
sind in Ordnung, da ist eine sehr scli<ine freie Treppe, 
die in das Obergeschoß führt; aber wenn man dii.nn 
vielleicht das Bedürfnis hat. sich vielleicht einmal mit 
einem Richter 1.u besprechen. dann sieht man. daß die
ser Richter in einem verhältnismäßig recht beschei
denen kleinen Raum, dazu noch mit einem anderen 
Kollegen zusammen, sitzt. Wenn dieser Kollege dann 
zufällig an einem Urteil arbeitet - das soll ja vor
kommen - , dann weiß dieser Richter nicht, wie er 
seinen Besucher empfangen soll . Das i;ind doch Zu
stände, meine Damen und Herren. die doch - glaube 
ich - untragbar sind. 
Die Staatsanwaltschaft Frankenthal - um bei dem 
Beispiel Frankenthal als Einzelfall zu bleiben - mußte 
in gemietete rul.ume in einer Nebenstraße ausweichen. 
Diese Behörde ist nicht einheitlich untergebracht in 
diesem Gebäude. Das ist ein Zustand, der auch nicht 
tragbar isi, und ich glaube, Herr Minister, ich darf 
hier in aller Offenheit sagen, daß die Stadt Franken
thal - ieden!alls der Oberbürgermeister - bereit ist, 
mit Ihnen sehr großzügig .über ein Grundstück für die 
notwendige Erweiterung des Gerichtsgebäudes in 
Frankentilal zu verhandeln. Ähnliches wissen wir von 
Neustadt, wo die Dinge ja schon sehr viel weiter 
gediehen sind. Ich glaube also, an den Stadtverwaltun
gen dieser kreisfreien Städte unseres Landes - und 
das wird bei ccn anderen eben genannten Städten 
nicht anders sein - liegt es nicht. 
Wenn ich mich damit etwas ausführlicher beschäftigt 
habe, meine Damen und Herren, so deswegen, weil 
ich glaube, daß die Ansätze, die nun für Erweiterungs-, 
Um- und Neubauten im Einzelplan 05 für das Haus
haltsjahr 1962 vorhanden sind, nicht ausre ichen und 
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nicht aw;refchen können zur Durc;hführung der not
wend!«sten Maßnahmen. Der Haushalts- und Finanz
auaschuß hat ' in diesem Zusammenhang - ich darf 
daran erinnern - einen PianungsaUttrag an den Herrn 
Mfniste~ ae&eben und fh.r\ drlngend gebeten, für meh
rere J'alu-e - ldl wlll 3etzt die Zahl der J'ahre nicht 
nennen, das ist schwlerlg; das zu tun und das sollte 
audl nicht cemadlt werden, we:!l sich die Dfnge leicht 
verschieben klSnnen und dann ein negativer Eindruck 
entsteht, und das Gejentefl sollte, glaube ich, im In
teresse der Sache der Fall sein - eine solche· Planung 
vorzubereiten, wonach das Justizministerium gehalten 
sein soll, dem Ausschuß und damlt dem Landtag einen 
Plan fiil" e1ne systematlSY'le Bere!nf(rJng der S!tuat!cn 
!n bezug aur dle rllumllChe Unterbrlngung der Justiz-. 
behörden unseres Landes vörzulepn. 
Sehr viel .kompliziert.er werden dle Dinge, wenn man 
nun von den Gerfchtsgeb!iuden steh abwendet und ein
mal in die große Sparte der Vollzugsanstalten hinein
seht. Hier ist häu!tg so tut wie alle!! im Räumlichen 
nicht so, wle es sein sollte. Die Ansätze, die der Etat 
hier ausweist, sind uhbefrledigend. 
Meine Damen und Herren! Wenn Sie einmal einen 
Blick au! die Zusammenstellung am. Ende des Einzel
plans Oll werten wollen und d'ort bei dem Ansatz zu 
Titel 205 im Kapitel 05 01 die Aufgliederung sehen, 
dann werden Sie fel!tste!len, daß von den 27 dort vor
handenen Elnzelposftlonen 20 nichts weiter betreffen 
als Verbesserungen von Heizungsanlagen und die not
wendigsten Verbesserungen von sanltAren Einrichtun
gen. Das ist a~-~ wirklich das allermindeste, was im 
Jahre 1962 zu gesch~hen Mtte. Und hier sol.lte der 
Planungsauftrag, den der Haushalts- und Finanzaus-
1dluß dem Ministerium erteilt hat, in ganz besonderer 
Welse sich niederschl8ien. Nun wetß ich sehr wohl -
dle sozialdemokratische Fraktion LSt sich sehr wohl 
darüber im klaren -, daß die Frage auch der räum
lichen Aus~taltung oder Verbesserung der Vollzugs
anstalten aufs engste zusammenh!lngt mft dem Pro
blem der Reform der strafprozeßordnung und als de
ren Io,iische Folge nat!lrlfch auch m1t dem Problem 
der Reform des Strafvollzuges. Denn das ganze Ist ja 
eine große Einheit, eines folgt aus dem anderen. Aber 

·fch mlSchte meinen, Herr Min~ster, daß wf.r doch wohl 
1m großen gesehen damit zu rechnen haben, daß die 
Vollzugsanstalten des Landes dort bleiben werden, wo 
sle jetzt sind, und das l.n sinnvoller "Voraus.schau dessen, 
was man heute schon Qberschauen kann und was 1n 
Vol!.zui dM" Strafrechtsreform kommen wtrd, heute 
schon sinnvoll 'plant, und dann, wenn die Dinge so
weit sind, dfe Maßnahmen auch sinnvoll zur Anwen
dun& bringen zu Mnnen und nlcht wieder scheitern 
laasen zu müssen an rlumlfchen UnzulAnglichkelten. 

Natürlich sind dle Linder und Landtage nicht zustlln
dig für die Stratrechtsreform. oder Strafvollzugsreform; 
das ist klar. Aber die Durc.h„fl_\hrung qer Refonnmaß
nahmen lst doch unsere Sache und erfordert d!e Sc!iaf
fwl.I der rlhmiIIi:hen Veföllltnfsse, und zwar nicht nur · 
der rll.umlfchen Verhältnisse, Wie wir mefnen, sondern 
auch der personellen Voraus!letzWlgen. Dle Reform des 

· Stratvollzu,ies lSt weftgehend elne Frage der Im Straf
~ 'tätt&en Pef'sorien. Und · hier ~t die derzeitige 

· perso~Ile Ausgestaltung - das zeigt ein Blick in den 
Haushaltsplan - keineswegs der Weisheit letzter 
Sc:hluß. 
NWl möchte ich nicht d~ große Problem und die da
mit zusammenhlngenden Streitfragen deS' Stra!voll
~les hier ansp~en Oder verbreitern. Wir wissen 
alle, daß inan, von den ven~edenen Standpunkten 
an die Sache herangehen kann, däß man ·auch ,durch
aus hfnsldltlich der Methoden versdlledener Ansicht 

sein kann und - das ist ja kein Geheimnis - daß das 
auch hinsichtlich des Zieles in bezug auf den Straf
vollzug seit eh und je so war. Wenn wir aber davon 
überzeugt sind - Ich glaube, daß daran kein Zweifel 
sein kann -, daß das letzte Ziel des Strafvollzuges 
doch, lm großen und ganzen gesehen, die Resoziali
sierung des straff"ällig gewordenen Menschen Ist; daß 
das nicht bei jedem straffällig Gewordenen der Fall 
ist, etwa bei Gewohnheits~ und Sdlwerverbrechern, 
ist kiar. Aber das sind doch zahlenmäßig die wenig
sten -, so bedarf es aur dem personellen 5ektor im 
Bereiche des Stra!vollzuges einer· Ausweitung des Per
sonals - ich sage bewußt Ausweitung -:- im Rahmen 
auch des Ste!Ienp1aru; bei der .Justiz durch Sd'laftung 
weiterer zusätzlicher,· man muß wohl sagen neuer, 
Stellen zum Einsatz von Medizinern, Theologen, Psy
chologen und Pädagogen im Strafvollzug. Ich brauche 
nur auf das Beispiel Schwedens zu verwelsen. Damit 
diejenigen, die unter uns sich mit diesen Dingen etwas 
genauer beschäftigt haben, wissen, was ich meine: Die 
Erfolge, dle dort erzielt wurden, sprechen filr die 
Sache und dafür, die Sache, um die es geht, so anzu
sehen. Das hat gar nidlts zu tun mit einer Verweich
lichung des Strafvollzuges oder einer Verhätschelung 
des straffällig Gewordenen. Aber ist das Wort von 
Logau wahr oder nicht: „Strafe soll sein wie Salat, 
der mehr 01 als Essig hat!" Wenn es wahr ist, dann 
müssen wir, wenn wir das Zlel der Resozialisierung 
der straffällig gewordenen Menschen erreichen wol
len, uns das auch etwas - wir sfnd bei einer Haus-· 
haltsberatung - kosten lassen. 

Erst wenn wir die Dinge so sehen und bereit sind, 
auch die notwendigen Konsequenzen für den Haushalt 
der Justiz daraus zu ziehen, dann werden wir es er
reichen, daß Fragen wie Trennung des Erstvollzuges 
vom Regelvollzug oder des Jugendstrarvollzuges etwas 
vollkommener gelöst werden könnten. Bei dem letzte
ren Problem darf ich daran erinnern, daß - ich glaube 
kurz vor den Parlamentsferien - der Herr Kollege 
Erkel hier einmal eine Kleine An!ra~ gestellt hat, -
die am 18. Juli 1960 beantwortet wurde. Es handelte 
sich damals um einen 19jll.hrigen jungen Menschen, 
der in das Schubgefängnls Mainz mußte und dort zu
sammen mit sechs erwachsenen Personen, darunter 
Schwerverbrechern, seine erste Zelt verbringen mußte. 
Der Herr Inneruninister hat damals diese Anfrage be
antwortet. Sie ist sehr sorgfältig beantwortet worden. 
Die Schwierigkeiten wu~en aufgezeigt. In der Ant
wort wurde gesagt, daß in jeder der tant vorhandenen 
Gemeinschaftszellen acilt männliche Personen unter
gebracht werden mußten, daß das zutraf, was in der 
Anfrage des Herrn Kollegen Erkel beanstandet wor
den war, ·übrigens efne Sadle, die nicht sein sollte, 
Herr Minister, daß aus den Begleitpapieren nicht im
mer zu ersehen ist, welcher Straftaten die eingelie
ferten Personen verdächtigt waren. Hier muß, glaube 
ich, noch eine weitere Rubrik in das Formular hinein. 
damit jeder das ersehen kann und solche Pannen nicht 
mehr passieren. Aber dann kommt das Entscheidende 
- das hat der Herr Innenminister in seiner Antwort 
ganz deutlich gesagt, warum sollte er es auch nicht-: 
Die räumlich beschränkte Au!nahmekapazltät in die
sem Gefängnis war die Ursache für diese Situation, 
der sich der junge Mensch ausgeliefert sah. Sicher, 
meine Damen und Herren, können wir sagen: es ist 
ein Einzelfall. Aber ich glaube, er steht nicht so ganz 
allein da. 

In diesem Zusammenhang darf ich einmal, Herr Mi
nister, tragen: Wie ist das eigentlich mit der Be
sdl!iftigung von Strafgefangenen In Industriebetrieben, 
die am Arbeitsplatz gegebenenfalls m it jungen Men-
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sehen zusammenkommen? Das ist nicht immer zu ver
meiden. Welche Weirnngen haben die Aufsichtsperso
nen, damit verhindert wird. daß jugendliche Arbeiter 
mit Strafgefangenen, die so eingesetzt werden, in allzu 
enge Berührung kommen? Gefahren, die für die jun
gen Mensc-hen darin liegen, sind mit der Hand zu 
greifen. 
Noch ein Wort zur Frage des Strafvollzuges an Gef
steskrankPn. Sie wissen, Herr Minister, daß es die 
Nervenkliniken ablehnen, straffällig gewordE>ne Gei
steskranke zu übernehmen. Das lehnen sie mit Recht 
ab. kh glaube, man kann einer Nervenheilanstalt das 
audi nicht r.umuten. Wir besitzen aber keinerlei Spe-
7:ia1Pinrichtungen in unserem Lande für die UntE'r
bringung str<1ffällig gewordener Geisteskranker. DiesP 
nun zusammenzulegen mit den übrigen Strafgefange
nen. ist auch nic-.ht möglich. Ich glaube, wk sollten 
da7.lt kommPn - da~ bitte ich auch in die Planung sehr 
ernsthaft mit einzubeziehen -, daß wir wenigstens 
eine Anstalt in unserem Lande errichten. die diese 
bedauernswerten Menschen aufnimmt. 

In der Frage der Arbeitshausverwahrten soll ja einiges 
geschehen. Das rnßt cier Ansat7. im Haushalt erkennen. 
Die Verhältnisse in den Baracken von Birkhausen s.lnd 
katastrophal. Hier soll im Zusammenhang mit dem 
Ausbau des Strafgefängnissei:; in ZwC'ihrürken eine 
Br>ss<:>rung eintreten. 

Meine iwhr verehrten Damen und Herren! Im ganzen 
gesehen könnte man dem Haushalt der Justiz sicher
lich seine Zustimmung g~bcn. Die Wünsche, die ich 
vortrug, 8ind nicht nur Wünsche, sondern wir möchten 
erwarten, Herr Minister. daß Ihre Planungen im 
nächsten Jahr bei der Beratung des Justizhaushaltes 
für 1963 diese Wünsche auch be-rücksichtigt. 

(Abg. Dr. Kohl: Das ist im Ausschuß zugesagt 
worden!) 

Und soweit ich hier noch einige Anregungen gegeben 
habe, z. B. die Unterbringung der straffälligen Geistes
kranken, darf ich der Hoffnung Ausdruck geben, daß 
wir in der Planung - mindestens einmal in ganz gro
ben Umrissen, es ist klar, daß das nicht von heute auf 
morgen gehen kann - diese Dinge dann zu sehen be
kommen, damit wir darüber diskutieren können. 
Meine Damen und Herren! Mehr natürlich als von den 
äußeren Dingen hängt das Ansehen der Justiz ab von 
der Haltung - der inneren bzw. politischen Haltung -
der Menschen, die in ihr tätig sind. 

(Abg. Dr. Kohl: Und sie repräsentierenl) 

Und von der Haltung dieser Persönlichkeiten - da 
blickt man insbesondere natürlich aur die Richter und 
Staatsanwälte -, und zwar jedes einzelnen, der zu 
diesem verantwortlich hohen Kreis gehört, hängt in 
weitem Maße das Ansehen des Staates, der Gesell
S<'haft und hier, sehr konkret gesagt, der DemokrBotit> 
ab. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir könn<>.n, 
glaube ich, uns nur darüber freuen, daß wir im großen 
und ganzen gesehen, eine positive Einstellung der 
Richter und Staatsanwälte zur freiheitlich-demokra
tischen Grundordnung, zur Demokratie als Lebens
form, feststellen dürfen. Wesentlich anders, meine 
Damen und Herren, als etwa nach 1919! Diejenigen 
unter uns, die heute zu den Fünfzig- bis Sechzigjähri
gen gehören und darüber, wissen noch sehr ~au, 
wie es damals war, daß ja - daß muß mit aller Offen
heit ausgesprochen werden - gerade der Richterstand, 
aber natürlich nicht nur er alle-in, im Jahre 1919 keine 
Kenn!ni~ davon nehmen wollte, daß sich ein histori-

scher Wandel in unserem Volke und in unserem 
Staatsleben vollzogen hatte. Man tat so, als sei ge
schichtlich nichts oder wenig passiert. Das ist nach 
1945 anders geworden! Ein Urteil, wie das Braunschwei
ger Urteil im Remer-Prozeß - um das einmal zu er
WRhnen -, unterscheidet sich ja Gott sei Dank grund
Bäl.z.1.ich und himmelweit von etwa dem Magdeburger 
Urti?il im Ebert-Prozeß 1924. Hier sind nicht nur An
sätze vorhanden - ich möchte das offen aussprechen 
und ane1:kennend sagen -, hier haL sich deutlich ein 
Wandel vollzogen. Und Randerscheinungen - ich 
möchte sie als Randerscheinungen bezeichnen dürfen; 
ich drücke mich sehr vorsichtig aus - können daran 
sicherlich nichts ändern. 
:r„iit diesen Randerscheinungen meine ich das Vcrhai
ten einiger Richter in unserem Lande, auf die der Tat
bestand zutrifft. den das Richtergesetz ansprechen 
wollte, als es diejenigen Richter, die es angeht, auf
forderte und ihnen die Möglichkeit gab, ohne daß an 
dem Grundsatz der Unabsetzbarkeit der Richter ge
rüttelt zu werden brauchte, von sich aus die Konse
quenz zu ziehen und aus ihrem richterlichen Amt aus
zuscheiden. Davon hat einer Gebrauch gemacht; die 
anderen Herren bringen - ich drücke mich sehr deut
lich aus, glaube aber, auf der parlamentarischen Ebene 
zu bleiben - offenbar die menschliche und innere 
Größe nicht auf, den Richterst!md unseres Landes von 
iht·er 'rätigkeit als Richter zu befreien und zu ent
JastPn. 

(Abg. Völker: Sehr gut!} 

Es gehört schon eine gewisse innere Größe dazu, sich 
dazu zu entschließen, eile Konsequenzen au.s absolut 
falschem Verhalten in bezug auf seine eigene Person 
zu ziehen. Aber nicht nur die Menschen anderer Be
reiche sind dazu aufgefordert, sondern ich möchte mei
nen, gerade und in erster Linie der Richter. Mehr 
möchte ich dazu nicht sagen. So schwer diE'se Fälle. 
die man an den Fingern einer Hand abzählen kann, wie
gen, so bleibe ich dabei, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, daß sie in bezug auf die Gesamthaltung 
unserer Richterschaft im Lande als Randerscheinung 
zu bezeichnen sind. 
Hierher gehört auch eine andere Frage, z. B. das un
längst durch die Presse gegangene Urteil des Bundes.
gerichtshofes vom 14. Juli 1961 in der Frage der Ent
schädigung für erlittenes nationalsozialistisches Un
recht. Ich darf mich hier auf einen Bericllt beziehen, 
den das Zentralorgan der SPD, der ,.Vorv:ärts", in der 
Nummer vom 6. Dezember 1961 in dieser Frage ge
bracht hat. Es geht - ·eile meisten von Ihnen werden 
das wissen, meine Damen und Herren - um einen 
Tatbestand, wonach ein Kläger, der 1939 den Kriegs-
dienst verweigert und :ms Überzeugung gegen das 
Hitlerreglme gehandelt hatte, der dann schließlich 
auch, als er zum Stratbataillon gekommen war, das 
Minenlegen veTWetgert.e, daß dieser Kläger, dem das 
zuständige Oberlandesgeric·llt seinen Eratsch.ädigungs
anspruch zugesprochen hatte, diesen Entschädigungs-

1 • anspruch a.bgeprochen bekam durch das Bundesge
rlchtshofurten vom 14. Juli 1961, - ein Urteil, das 
sich merkwürdigerweise auf das Entschädigun~g'esetz 
und Emm sogar noch auf die Präambel des Ent:<:<'hfir!i
gungsgesetzes glaubt stützen zu können, 

(Abg. Theisen: Zu Recht~) 

ein Urk>il, das meiner Ansicht nach, Herr Kollege 
Theisen, sich nitht auf die Präambel, jedenfalls nicht 
in ihrem ffinne, so wie ihn der Bundestag als Gesetz
geber festlegen wollte, stützen konnte; gut, wir wollen 
darüber nicht rechten. Aber es ist das ja auch in keiner 
Weise symptomatisch. 
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Auch das möchte lch als Randersdleinung bezeldlnen, 
um so mehr, als ja gerade der Bundesgeridltshof -
das muß man sagen - in einem Urtell vom Jahre 1954 
ew garu: and~ - positive - Einstellung vom Grund
sat:z: her zu dieser Frage bekundet hat. ldl verkenne 
auch dabei in keiner Weise, daß - denken Sie an die 
Rechtsprechung zum Artikel 131 - das Bundesver
f&s.swll&gericht mit dem Bundesgerichtshof zusammen 
einen bedeutenden Anteil daran hat, daß die Bewußt
aeinsbilduna bei den Verantwortlichen unserer Justiz 
in bezu& au! dfe demokratisch-freiheitliche Grund
ordnuna, auf Landesverfassun1en und Grundgesetz, 
eine positive werden konnte. Und auch der Bun
des1erlchtshof hat neben dem Bundesverfassungs
aerlcht hier durch seine Rechtspredmng einen 
eanz erheblldlen Anten; denken Sfe audl an die 
Rechtsprechung in Krleg:sverbrechersachen, die ja 
schließlich z.u der Einrichtung der Ludwlgsburger 
Stelle geführt hat, - alles durchaus positiv zu be
wertende Urteilssprüche dieser höchsten Gerfchte der 
Bundesrepublik, dle zweifellos eine bedeutende er
zieberlsche Aufgabe am Stande der Richter und Staats
anw~lte geleistet haben: 
Aber die Randerscheinungen dUr!en auch nicht unaus-
1esprochen bleiben, meine Damen und Herren, und 
Herrr Minister, Sie sind hier der Turmwächter der 
Demokratie aut diesem bedeutenden SektC1r. Das ist 
nun eillmal, mefne sehr verehrten Damen und Herren, 
keine Nur-Beamten-Tllttgkelt, sondern das ist eine 
Tltfgkeft, dfe, wenn man Gefahren sieht, Mut und 
Entschlossenheit erfordert, um diese Gefahren Im 
R;efme zu ersticken. 
Meine Damen und Heriren! Im großen und ganzen 
1esehen - das sagte ich schon - ist ln unserem 
Lande bei •den Justizbehörden, und Insbesondere bei 
den Rl.chtem· Und Staatsanwlllten, keine Veranlassung 
~n. hier Befllrchtungen Außem zu müssen, von 
Randerscheinungen, wie ich bemerkte, abgesehen. Daß 
auch die lußeren Verhlltnlsse fn deT Justiz, mit de
nen ich mich efnganp etwas ausfllhrlicher beschlftlgte, 
nun einen pwtssen Fortschritt aufweisen können -
und wir mßssen dabel weiter fortfahren -, das gibt 
auch der sozialdemokratischen P'räktion dieses Hohen 
Hauses die Ml:lgllchkeft, dem Einzelplan OlS Ihre Zu-
stimmune zu geben. · 

(Bettall bel der SPD und teilweise a uch bei der 
CDU.) 

'Vmeprlsldent Pfetfmont: 
Das W~ bat Herr Abg(i<)rdneter Dr. Ecarlus (CDU). 

Abg. Dr. ECarlns: 
Herr Präsident! Mefne Damen und Herren! Ich habe 
mit Genuatuun1 begrllßt, daß mefne Fraktfon mich 
awerwllhlt hat, zu einem Etat zu sprechen, bei dem 
et nicht so stUrmlsch ·zugeht wie heute vormlttag bei 
der Beratung des Etats des Herrn Minlsterprlsldenten 

(Heiterkeit im Hause.) 
und bei dem V9I" allen Dingen die Meinungen der 
Redner der einzelnen Parteien Im Grundsätzllchen 
übereinstimmen. Und das ist erfreulich, gerade weil 
ea sich um den .Tustlzetat handelt. 
Meine Damen und Herren! Der Etat des Justizmlniste
rlwns bietet auch tflr das Jahr 19S, wie in den Vor
jahren, keine Besondethelten. Es sind erhebliche Zu
sdl.üase zur Deckung des Gesamtbedarfs er!orderllch. 
Die Ursache der Mehrung der ZuschQsse gegenüber 
den früheren Jahren ist darauf' z.urtJckzu!Qhren, daß 
dle Gehälter und U!hne im letzten Jahre erhöht wor
den sind. Aber lnunerhtn decken noch dle Einnahmen 

37 v. H. der Gesamtausgaben. Die Justfz.verwaltun& 
ist selbatverständlich eine lohn- und gehaltsintensive 
Verwaltung, jedoch nach wie vor ist in ihr kein Stel
lenpolster zu verzeldlnen. Der Herr Kollege Dr. Skopp 
hat bereits vorhin darauf hingewiesen, daß der Haus
halts- und Finanzausschuß bei der Beratung des .Ju
stizetats beschlossen hat, eine Stellenvermehrung in 
Höhe von zehn Stellen der Gruppe A 13/A 14 eintreten 
zu lassen. um die ständig anwachsenden Wiedergut
madlungsprozesse endlich durch e ine genügende Zahl 
von Richtern erledigen zu können. Der Herr Justiz
minister hat bei der Beratung des Justizetats in die
sem Ausschuß erschreckend hohe Zahlen Qber die Rück
stände in Wiedergutmachungssachen und über die 
neuen Anfälle dieser Prozesse bekanntgegeben. Diese 
Rückstände müssen natürlich au!gearbeitet werden, 
und das möglichst bald. 
Immer wieder wird bei der Beratung des Justizetats 
im Haushalts- und Finanz.ausschuß darauf abgehoben, 
daß bei seiner Aufstellung der Forderung nach einer 
sparsamen Staatsverwaltung weitgehend Rechnung 
getragen worden sei. Man kann aber auch diesen si
cherlich nicht nur nützlichen, sondern sogar notwendi
gen Grundsatz überspitzen. 

(Abg. Dr. Kohl: Gerade bei diesem Etat!) 

Dann kann er sogar für die Allgemeinheit sich un
günstig auswirken. 
Was dar! der rechtsuchende Staatsbürger von der 
Justiz verlangen? Einmal eine sorgsam vorbereitete 
und einwandfrei begründete Entscheidung und zum 
anderen ein Verfahren, das sich n icht allzu lange hin
zieht. Wer d ie Praxis kermt, der weiß, daß mancher 
Kläger infolge der langen Dauer eines Prozesses, ob
wohl er ein obsiegendes Urteil erreicht hat, nicht ein
mal dazu kam, die Prozeßkosten von seinem Gegner 
ersetzt zu erhalten, weil sich dessen Vermögenslage 
während der langen Dauer des Prozesses wesentlich 
verschlechtert hat. Es stehen also wirtschaftliche In
teressen au! dem Spiel, wenn gewünscht wird, daß 
die Justizverwaltung mit genügend Personal ausge
stattet ist. Vice versa gilt dies natürlich auch Im Straf
prozeß. Eine geringfügige Stellenvermehrung ist voc
gesehen filr die Grundbuchllmter. Es sind bei der Be
ratung des vorjährigen Etats von dem Herrn Justiz
minister Ausführungen gemacht worden ßber die Not
wendigkeit einer sduiellen Behandlung gen.de der An
träge im Grundbuchwesen, weil auch hier wirtschaft
liche Interessen eine große Rolle spielen. 
Zu begrüßen ist es m.efnes Erachtens, daß in dem Ju
stizetat 1962 die Beschlüsse des Stellenkegelausschus
ses über die Schlflsselung der Stellen weitgehend ver
wirklicht word~ sind; lm einfachen Dienst vollständig, 
im mittleren Dienst ebenfalls vollständig, im gehobe
nen Dienst mit geringen Abweichungen von den Be
sdllüssen des Stellenkegelausschusses. 
Schon weist aber, meine Damen und' Herren - das 
hat auch, glaube ich, gestl!'tll der Herr Kollege Schnei
der bemerkt - der Deutsche Beamtenbund in Ver
öffentlichungen vom Oktober dieses Jahres darau! hin, 
daß Baden-Württemberg im gehobenen Dienst den 
Stellenschlüssel gegenüber unserem Stellenschlüssel 
abermals verbessert h at. Dieses Beispiel zeigt, wie not
wenig es ist, daß im Besoldungswesen des öffentlichen 
Dienstes die Länder einheitlich vorgehen. einheftlldle 
Richtlinien erlassen und sie auch ein halten, und daß 
dies auch im Verhältnis zwischen Bund und Ländern 
geschieht. Ein solches Vorgehen liegt, au! weite Sicht 
gesehen, auch im Interesse der Beamtenschaft. 
Erfreulich ist , daß der Haushaltsplan 14 Umwandlun 
gen von Hilfsstellen der Gruppe A 13/A 14 in P lan-
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stellen vorsü·ht. und wenn den Ände-nmgsvorschlRgen 
de-s Haushalts- und Finanzausschusses e-ntBprochen 
wird, e rhöht. sic-h diese Zahl sogar noch um v.-eitere 
zehn Stellen . von denen vorhin schon gesprochen wor
den ist. Durch diese M<i ßnahme wird - und da unter
s treiche ich auch das, w::is der Herr Kollege Dr. Skopp 
vorhin ge:;agt hat - eine Abkürzung der Assessoren
z<:>it err1~icht, Heute ist es so, daß die Assessoren -
das sind a lso Richter auf Probe, wie das Richtergeset7. 
sagt - vier bis sechs Jahre warten müssen, bis sie in 
eine Planstelle eingewiesen werden. Von den jungen 
Juris ten wird, m e ine D;.imen und Herren, ein la nges 
Studium und eine la nge Vorbereitungs- und Probe?.eit 
verla ngt. 
Das Richter~esetz bestimmt im § 5. daß vier Halb
jah1-esstulli~n an einer Universität abzulegen sind und 
dnß 7.wischen der ersten und zweiten Prüfung E'lne 
Vorbereitungszeit von mindestens 3Y. Jahren sich an
schließen muß. Wenn die Assessorenzeit vier bis sechs 
Jah1-e d:iut'r1 , dann ist das eine sehr lange Zeit. bi~ 

dc>r junge Jur ist endlich in eine Plans telle einrückt. 
Tn unsPrem Lande werden übrigens diese Bestimmun
gen des Richtergesetzes bereits praktiziert. Und dabei 
taucht. immer wieder - meinPs F.rachtens mit Recht -
diP F rage auf, ob im Hinblick auf d ie immer umfan11;
rei<'het• werdt>nde C"r€set;r,geh11ng. die der Richter be
herrsl'hen muß und angesichts der schwierigen Pro
hlPme. die r::frh a us e iner auf allen Lebensgebieten sich 
wHndelnden Welt für die Rechtswissenschaft und die 
Rechtsprechung ergeben. Studien- und Vorbereitungs
zeit ausrelchPn. Auf Grund dieser Situation kimn der 
Herr Justizminister nicht genug für die Fortbildung 
der Asiwssnren und auch der Ril:hter duTch Kurse, 
Vm'i.räl!e und Bereitstellung ausreichender Literatur 
tun. 

<Abg. Dr. Skopp: Sehr richtig!) 

In gewissem Zusammenhang mit der Kritik, der d ie 
Justiz ausg~etzt is t, wenn es sich wn die Frage der 
Dauer des Prozesses infolge Mangels an Richtern han
delt, steht auch die von Ihnen, Herr Dr. Skopp, bereits 
aufgeworfene F rage der Unterbringung der Gerichte. 
Auch hie r glaube ich im Namen meiner Frdktion er
klären zu dür fen , daß auch w ir der Auffassung sind, 
daß die Sitzungssäle dem Ansehen, das die Gerichte 
genießen sollen , und ihrer \Vürde zu entspredlen ha
ben. Wie kimn e ine sorgfältige Arbeit geleistl't werden, 
wenn die Büroräume unzureichend und überbesetzt 
sind ? 
Im Haushalts- und Finanzausschuß - das möchte ich 
auch nochmals erwiihnen - sind Bedenken in dieser 
Richtung geäußel't worden. Es ist auf die Unterbrin
gung der Amtsgerichte Frankenthal. des Grundbuch
amtes Neumagen. des Amtsgerichts Idar-O~rstein. des 
Landgerichtes Trier und des Amtsgerichtes Neustadt 
hingewiesen worden. 
kh will auf die Fragen, die mit der Gesetzesvorlage 
betreffend Verlegung des Oberlandesgerichtes Neustad t 
nArh Zweibrücken aufgeworfen werden, nicht ein.gc-
hen, WPiJ d iese Vorlage in dem zuständigen Ausschuß 
und im Plenum sehr eingehend behandelt werden 
muß. Aber das e ine muß ich sagen. daß für das Amts
gericht Neustad t unbedingt ausreichende und würdige 
Räume geschaffen werden müssen, damit dieses Ge
r icht. richtig arbeiten kann. 

(Abg. Hiilser: Und zwar alsbald! 
Abg. Dr. Skopp: Unverzüglich!) 

Gut. j a 1 
Zu begrüßen ist auch der Beschluß des Haushalts
und Finanzausschuss·es über die Aufstellung eines 
Zeitplanes betreffend Neuerrichtung und Ausbau 

von Justizgebäuden. Der gleiche Ausschuß h::it - dar
auf hat auch Herr Dr. Skopp bereits hingewiesen -
die Vorlage einer Denkschrift über die Gestaltung des 
Strafvollzuges in unserem La nde na ch modernen 
Grundslitzen und über die h iernach notwend igen Bau
maßnahmen angefordert. Hier wird das schwit!rige 
Problem des künftigen modernen Strafvollzuges ange
sprochen. Bekanntlich haben die Jus tizminister der 
Liinder eine Dienst- und Vollzugsordnung !ür den 
Stra!vollzug beschlossen, die am l. Juli 1962 in Kraft 
tritt. Sie ist die Vorläuferin der im Rahmen der Str1:1f
rechtsreform vom Bundesgesetzgeber zu schaffe nden 
Bwidesstrafvollzugsordnung. Da aber bes timmte Vor
ste~en über. die Reform des Strafvollzuges beste
hen., kann dem Besc..'11uß des Hrtu::;halt~- und Finanz
ausschusses, dem der Rechtsausschuß sicherlich se-ine 
Zustirrunung erteilen wird, Rechnung getragen werden. 
Das Ziel jeden Strafvollzuges - um das noch kurz zu 
sagen - muß sein, den straffällig geworden en Men
schen während der Strafhaft zu bessern, ihn zu re
soziaiisieren, in ihm das Vertrauen zu sich selbst w 
wecken und die m oralischen Kräftt> in ihm zu st ärken, 
damit er nach der Strafhaft wieder a ls nützliches Glied 
in d ie menschliche Gesellschaft zurückgeführt werden 
kann . Gewohnheitsvel·brecher sind lange oder datte<rnd 
zu vcn•1;ahren, um der Sicherheit der Bevölkerung 
w illen. Notwendig ist eine Trennung von jugendlichen 
und erwachsenen Sträflingen. Erfreulich ist, meine 
Damen und Herren, daß d ie S trafanstalt in Zwei
brücken für männliche Untersuchungsgefangene und 
für hundert männliche Arbeitshausverwahrle ausge
baut werden soll. Frauen, die im Arbeitshaus ;r,u ver
wahren sind, kommen nach meiner Infonnat.ion auf 
Grund eines Vertrages mit dem L ande Bayern in das 
Arbeitshaus für weibliche P ersnnen in Aichach in 
Obei·bayeni. Ich stelle die Frage au den Herrn Justiz
minister. ob die Anstalt in Zweibrücken nach dem 
Ausbau zur Unterbringung der in einem Arbeitshaus 
zu venvahren<len mi:lnnlichen Pernonen unsc>rP.s Lnn
des au<:reicht und ob es nicht zweckmfißi~ wfire, auch 
für die weiblirhPn Arbeitshausverv.•ahrten und die 
unt~ SldterungsvC'T'Wahrun~ stehenden Fra uen - €S 

hi>ndelt sich ja im wesentlichen um gleiche Ka tego
r ien von '1.11 verwahrenden Per.c;onen - durch Anbau 
An PinP ~tT'llfHnstAlt in unsf'rem Lande e inen landes
eigenen Strafv0Hz11!1, zu schaffen . 
Die JustlzverwaUung muß a uch heute wieder gebeten 
werden, dem .Tul!'endstrafvol17.1.1g in ganz besondP.rem 
M<1ße ihre Aufmerk•rnmk1>it zu widmf'n. Die Frage ist: 
Sind genügend Für.>orgt>r, Ans tc1ltFlehrer und Seelsor
ger vorhanden? Sind nie Strafvollwgsi:instaltPn in ih
ren Abteihm~('n für Jugendliche nicht üherhelf'gt? Ich 
erinnl"re An einen Artikel , der in der Ze itschrift „Chris t 
und Welt" <im 1. Dnembcr 1961 erschienen ist mit der 
'Oberschrift .,Der vcrlehlte Erziehungszweck" . In die
sem Artikel wird auf die Strafanstalt in Schwäbisch
Hall verwiesen, die mit 500 Jugendlichen belegt ist und 
von der der Anstaltsieiter mit Bitterkeit behauptet, 
sie sei nicht eine Sbrafvollzugsan!"talt, sondern eine 
Infektionsanstalt für Jugend liche. 
Deshalb, meine Damen und Herren, ist es von be
sond~· B~eutnng gerade für den Strafvollzug bei 
Jugendliclien, daß die Bewährungshilfe:! - ali;o die 
Ausset7.ung der Strafe zur Rewährung n<ich den §§ 23 
und 26 des Strafge~t:zbuches - mit besonderer Sorg
falt durchgclührt wird. 

{Abg. Hermanns-Hillesheim: Sehr richtig!) 
Und das gilt - ich möchte das nochmals betonen 
für jugendliche Kriminelle. Nach den Erla hrunge n, 
die man mit dieser Art des Strafvollzuges - die Be
währungshilfe ist ja auch eine Art Stra fvoIIzug -
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gemacht hat, kann man von guten Erfahrungen 
sprechen. Der Erfolg hängt von der Qualität der Be
währungshelfer und davon ab, daß diese nicht über
lastet sind. Die Frage ist deshalb, Herr Justizminister, 
ob die Zahl deT Bewährungshelfer ausreicht. Man rech
net - glaube ich - 50 bis 60 Probanden auf einen 
Bewährungshelfer, wenn eine richtige überwachende 
und beaufsichtigende Tätigkeit ausgeübt werden soll. 
Die Kriminalität ist übrigens in unserem Lande nicht 
angestiegen. Ein Vergleich mit Häufigkeitsziffern in 
anderen Ländern ergibt, daß wir sehr günstig da
stehen, nämlich an zehnter Stelle. Aber die Jugend
kriminalität macht immer noch 21 v . H. der gesamten 
Dellkte aus. Kirche, Schule und vor allem das Eltern
haus müssen sich an der Bekämpfung der Jugend
kriminalität beteilfgen. Das schlechte Buch, der Krimi
nal- und Abenteurer!ilm - -

(Abt. Dr. Kohl: Es gibt aber auch gute 
Kriminalromane!) 

- im allgemeinen sind die 10-Pfennig-Romane nicht 
gut! - und der Sftten.(.ilm sind nach den Erfahrungen, 
die man gemacht hat, mit eine Ursache der Jugend
kriminalität. Und hier ist an die Behörden und an die 
Polizei die Bitte zu richten, daß sie eine überwachung 
der Bibliotheken, die derartige Bücher vertreiben, und 
der Kinos vornehmen, damit nicht Jugendliche der
artige Filme zu sehen und solche Lektüre in die Hand 
bekommen. 
Leider haben die Verkehrsdelikte - wie in der ganzen 
Bundesrepublik, so auch In unserem Lande - ständig 
zugenommen. In einem Artikel In der Staats-Zeitung 
war zu lesen, daß in fünf Jahren, nämlidi vom Jahre 
1954 bis zum Jahre 1958, nicht weniger als 74 600 Per
sonen wegen Verkehrsdellkten bestraft werden muß
ten. Allerdings sind sie - und im möchte hinzufügen: 
leider - überwiegend mit Geldstrafen belegt worden. 
Hiervon sind allein 1100 Personen 'bestraft worden 
wegen fahrlässiger Tötung. Die Trunkenheit am Steuer 
ist eine der bedauernswertesten Ursachen der Ver
kehrsunfälle. Sie hat als Unfallursache ebenfalls stän
dig zugenommen. 1960 sind im' Bundesgebiet 14 000 
Personen durch Verkehrsunfälle ums Leben gekom
men. Davon mußten 3 250 Menschen wegen Trunken
heit am Steuer ihr Leben lassen. Diese Schreckenszahl 
muß meines Erachtens ein Mahnruf für unsere Richter 
sein. bei Unfl11Ien, bei denen der Alkohol eine Rolle 
spielt, keine Milde warten zu lassen 

(Abg. Dr. Skopp: Sehr gut!) 

und keine Aussetzung der Strafe zu Bewährung an
zuordnen. Die ger!chtsUbllche Fahruntüchtigkeit und 
Fahrunfähigkeit wird heute mit 1,5 Prom!lle Alkohol
gehalt Im Blut angenommen. Das Ist die höchste Meß
%.f!fer in allen westeuropäischen Ländern~ In der 
Schweiz ist es nur 1 Promille, In Österreich 0,8 Pro
mflle. Es ist erfreullch, daß der neue Bundesjustiz
mtnfster, Herr Stammberger, angekündigt hat, er 
werde baldmeglichst das zweite Gesetz zur Sicherung 
des Straßenverkehrs dem Bundeskabinett zur Verab
schiedung vorlegen. Dieser Entwurf bringt einige 
Strafverschärfungen un.d vor allem etne Herabsetzung 
der PromUle-Gren~e auf 0,8. Dle Erfahrung hat übri
gens gezeigt, daß die Entziehung der Fahrerlaubnis 
abschreckend wirkt. Unsere Landesregferung möge ih
ren Einfluß dahin geltend machen, daß dte genannte 
Novelle auch Im Bundesrat bald verabschiedet wird 
und der Entzug der Fahrerlaubnis als Muß-Vorschrif
ten bei schweren Verkehrsdellkten in das ~etz ein
gebaut wird. 
Diese Novelle ist eine Vorllluferin der großen Straf
rechtsre!orm. Mit dem Wort „Strafrechtsreform'' wird 

•
1 
,„ ,:,, ,· .. . , .• ·~:1 '" 1• .: • ••• ,.„ 1, '!": ." 1 

" "' ' • • • :~ • ' · ' •• • : ··' ' ·' „ ··: 

em Thema angeschnitten, das die Öffentlichkeit stark 
be~chäftlgt, und das mit Recht. Es geht hierbei haupt
sädilich um die Reform der Strafprozeßordnung. Ver
IS!fentlichungen, die in letzter Zelt und besonders ln 
den letzten Monaten in Zeitschritten und in Zeitungen 
zu lesen waren, sind zweifellos zu begrüßen, wenn sie 
das ernste Bestreben erkennen lassen, dem Recht die
nen zu wollen, indem sie auf Lücken im Gesetz hin
weisen. Auf jeden Fall müssen aber diese Autoren 
der Versuchung widerstehen, das so ernste Thema 
.Tustiz der Sensationslust auszuliefern. Im Fall Rohr
bach - das ist der Fall der Frau Rohrbach, die mit 
ihrem Geliebten ihren Mann eormordet haben soll und 
die dann im Wiederaufnahmeverfahren freigesprochen 
wurde - ist meines Erachtens Kritik an der Recht
sprechung geübt worden, bei der die erforderlidie Ob
jektivität nicht immer gewahrt worden ist. 

(Abg. Dr. Kohl: Da gab es aber auch Grund zur 
Kritik!) 

- Es gibt Kritik, die richtig gewesen Ist, es gibt aber 
auch eine Kritik - ich werde darauf noch zu sprechen 
kommen -. die wirkllch unrichtig war und die man 
scharf zurückweisen muß. Immerhin konnten, Herr Dr. 
Kohl, Im Wiederaufnahmeverfahren des Falles Rohr
bach die erheblichen Verdachtsmomente nicht ausge
räumt werden. Als Resümee bleibt aber, daß, wenn 
eine Verurteilung nur au! Grund von Indizien mög
lidi ist, die Richter einer besonders hohen Verantwor
tung unterstehen. Die Aussagen von Zeugen. die ihre 
Beobaditungen längere Zelt vor der Hauptverhandlung 
oder vor ihre.r Vernehmung im Ermittlunj(sverfahren 
gemacht haben, sind sehr kritisch zu bewerten. 

Das gleiche gllt von Gutachten durch Sachverständige, 
dle ihre Aufgabe offenbar darin sehen, den Angeklag
ten überführen zu müssen. Der Sachverständige hat 
lediglich die Aufgabe, den Richter in der Findung des 
Rechts zu unterstützen. 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Anderi.lng der Straf
prozeßordnung und des Gerichtsverfassungsgesetzes 
sieht verschiedene Änderungen vor, die gerade im Hin
blick au! das Wiederaufnahmeverfahren - von dem 
ich eben sprach - von Bedeutung sind und Mängel 
im Verfahrensrecht ausgeräumt werden. So sollen un
ter anderem die Voraussetzungen bezüglich der Ver
hängung der Untersuchungshaft wegen Verdunke
lungsgefahr enger gezogen werden. Die Rechte der 
Verteidigung werden erweitert. Die Eröffnung des 
Hauptverfahrens geschieht nicht mehr durch die Rich
ter, die in dem Verfahren als Richter mitwirken. Die 
Richter lassen nur die Eröffnung des Hauptverfahrens 
zu. Der Staatsanwalt wird künftig in der Hauptver
handlung die Anklage verlesen und nicht mehr die 
Richter; die$e sind ausgeschaltet, da sie selbs t. über 
die Anklage zu befinden haben. 

Leldeo: sieht der Entwur! des Änderungsgesetzes zur 
Strafprozeßordnung n icht vor, daß über die Zulässig
keit der Wiederaufnahme andere Richter entscheiden 
als die Richter, die in dem vorangegangenen Verfah
ren geurteilt haben. Man soll auch die Richter nicht 
überfordern. Herr Justizminister, es wäre wünschens
wert, wenn in die Proz.eßordnung die Bestimmung 
eingebaut werden würde, daß andere Richter, als die, 
die im Hauptverfahren entschieden haben, im Wieder
aufnahmeverfahren zu entscheiden haben. 

(Abg. Dr. Skopp: Ich glaube, das sind alles nur 
Vorentwürfe!) 

- Ja, ich rege an, was auf Grund der Praxis, die 
lange Jahre ausgeübt wurde, zu sagen fst. 

. .. 
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(Ur. Ecarh1s) 

Ich glaube, man muß auch in diesem Hohen Hause an 
die Bundesregierung, an den Bundestag und an den 
Bundesrat den dringenden Appell richten, in dieser 
Legislaturperiode die Strafrechts- und Strafprozeßre
iorm, die kleine und die große Reform, zu vcrabschie
oen . 

(Abg. Dr. Skopp: Sehr richtig!) 

Die Strafprozeßordnung, die heute noch praktiziert 
wird, stammt aus dem Jahre 1887. Welche Umwälzun
gen haben sich seitdem in allen Lebensbereichen voll
zogen. Auch das Recht, ja gerade das Recht, muß der 
EntwiCklung der Lebens- und Gesellsdu;flfiverhältnisse 
Rechnung tragen. Man muß daher meines Erachtens 
eiern im vorigen J a hr in den Ruhes tand gelrelt:?i:iCii 
früheren Präsidenten des Bundesgerichtshofes, dem 
Iforrn Weinkauff. folgen . wenn er in einem vtelbespro
ctlt:?ncn. kürzhch geha lt.enen Vortrag eine umfassende, 
auch den zivilen Sektor erfassende Justizreform gefor
dert hat. Die Quintessenz muß die sein: weniger Rich
ter, Verringerung der Zahl der Gerichte, Beschleuni
gung und Vereinfachung des Verfahrens, Abbau der 
Überfülle der Gesetze und der übermäßigen Tt:!ch
ni sieru ng· de.« Rechts. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Justizminister 
Stammberger hat in der Presse verlauten lassen, daß 
er ernsthaft daran denkt, gewisse Reformen, die not
wendig sind, durchzuführen. Er denkt daran, daß die 
Zusli-indigkeit. der Amtsgerichte von 1 000 DM auf 2 000 
DM erhöht wird, 

(Abg. Theisen: Da habe ich erhebliche 
Bedenk<"n') 

und künftig die Revision eine Grundsatz- und nicht 
eine Streitwertrevision sein soll. Hinzuzufügen wäre 
noch, ctaß die Bagateltprozesse nicht mehr berufungs
fähig sein sollten. Heute ist es so, daß bis zu einem 
Streitwert von 50 DM eine Borufung nicht eingelegt 
wP.rden kann. Man kann bei den h eutigen Geldver
hältni.s~en einen höheren Betrag festsetzen, ohne daß 
dabei die Rechtsfindung gefährdet wird. 

Bei allen Reformbestrebungen, meine Damen und Her
r en, von denen in der letzten Zeit zu hören war, sind 
ernsthafte Bestrebungen, die Stellung des Staatsan
walts durch eine Änderung oder R1>seitigung des Wei
sungsredi ts nt-u zu g~talten, und ihm eine dem Rich
ter ähnliche Stellung zu geben. nicht la ut geworden. 
Ich glaube. das Hohe Haus wird die Ausführungen, die 
im vorigen Jahr hierüber gemacht worden sind, auch 
heule noch billigen, daß nämlich dieses Weisungsrecllt 
vom Legalitätsprinzip beherrscht sein muß, daß also 
niemals aus parteipolitischen Gründen oder wn eine 
bestimmle Gesellschaftsschicht zu schonen, ein Ver
fahren nicht eingeleitet wird. Aber wie notwendig 
dieses Recht ist, wenn wichtige Staatsinte1-essen auf 
dem Spiel st~he-n, das zeigt doch der Fall Vracaric. 

Me-ine Damen und Herren! Ich verweise hier auf die 
Erklärung des Herrn Justizministers Hausm a nn vor 
dem Landtag von Baden-Württemberg Ende Novem
b•:r 1961, mit der er seine Auffasow1g bekannt gab, 
wie der Fall :rechtllch zu beurteilen ist, daß nämlich 
hiet• nach den internationalen Bestimmungen Tötung 
anzunehmen war, nach dem Überleitung;svertrag die 
deutschen Gerichte jedoch für diesen Straffall nicht 
zusti:indig sind. Als Ergt-hnis bleibt: Hier hätte der zu
ständige Oberstaatsanwalt die Weisung des General
staatsanwaltt:.>s lJ7.w. des Justizministers einholen müs
sen. Der Herr Bundesjustizminister hat kürzlich er
klärt, er glaube, es sei sogar notwendig, in Fällen, in 
den en wichti.l(e Staat.sfnteressen auf dem Spiel stehen, 
das Bundesjustizministerium einzuschalten. 

Ich ttlhre das aus, weil ich glaube, daß in unserem 
Land, Herr Justizminister, ein solcher Fall, auch wenn 
er vorkäme, nicht zu solchen Konsequenzen geführt 
hätt~. wie der Fall Vracaric. 
Das deutsdle Richtergesetz ändert nichts an dem Sta
tus der Staatsanwälte. Das Gesetz wird demnächst im 
Landtag behandelt werden müssen. Verschiedene Be
stimmungen die:;es ·Gesetzes fwfnssen sich mit den 
Richtl"m der einzelnen Länder. Da das Richtergeselz 
am 1. Juli 1962 in Kraft tritt, wird es notwendig sein , 
daß noch in der ersten Hälfte des neuen .Jahres ein 
Landesrichtergesetz dem Landtag vorgelegt wird. 
Zur richtigen Ausübung des schwierigen und verant
wortungsvollE-n Rkhlerbcrufes gchiiren nicht nur ·wi~
sen und Beherrschung der Technik d<"r Rf'mt.!'1mwen
dung, sondern vor allem eine in sich gefestigte st.a.rke 
Persönlichkeit, die dem Leben zwar verbunden ist, 
aber, ich möchte bald sagen mit der Weisheit des Phi
losophen, aucti über ihm 7.\t stehen verm::ig. Wir lmw
chen Richter mit einem klaren Blick für das wesent
liche des Tatbestandes, mit guter MenS<:henkenntnis 
und auch mit schöpferischen Qualitäten. 
Der Herr Kollege Dr. Skopp hat auf den § 116 des 
Ril.'htergesetzes hingewiesen , in dem den Rich tern, die 
in der Zeit vom 1. September 1939 bis 9. Mai 1945 als 
Richter und Staatsanwälte in der Strafjustiz tätig wa
ren, die Möglichkeit gegeben Ist, bis zum 1. Juli ni'ich
sten Jahres In den Ruhesta nd zu treten. Damit ist ein 
schwieriges Problem angeschn itten worden. kh bin der 
Autrassung. Hen Justizminister, daß man sich übet· 
dieses Problem einmal im Recht.o;ausscl1uß unterhalten 
müßte. um Ihre Auffassung zu hören und einen Weg 
zu suchen. wie diese Fälle, die rechtlich kompli7.iert 
sind, erledigt ~rden können. F.s ist bedauerlich, daß 
nur e f n Richter die goldene Brücke, die diesen R k h
tern gebaut worden ist, beschritten hat. 

(Ab". Dr. Skopp: Das hat er gemeint, 
Herr Kollege Ecarius!) 

Zum Schluß lassen Sie mich noch einmal auf den Fall 
Rohrbach in einem anderen Zusammenhang wrü<'k
kommc-n. Eine illustrierte Wochenzeitschrift , die von 
Hunderttausenden im In- und Auslande gelesen wird, 
hat bei der Besprechung des F alles Rohrbach unter 
anderem von unseren jungen Richtern folgendes ge
sagt: 

Die Mehrheit des Richternachwuchies rekrutiert 
sich 

- hören Sie, meine Damen und Herren -
aus dem Mittelmaß derer, dle sich dem Risiko einer 
selbständigen Laufbahn als Rechtsanwalt oder Syn
dlkus nicht gewachsen fühlen. 

Ich meine, in diesem Hohen H:iuse muß man gegen 
eine derartige Bl'urteilung eines großen Teils des deut
schen Rlcht.e~tandes entschieden Verwahrung einlegen. 
Sie f.St eine Diffamierung der Justiz und unterhöhlt 
das Vertrauen in die Rechtspflege. Diese Kritik ist vor 
allem auch in keiner Weise genx.'hlfertigt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wer als Anwalt viele .Jahre junge una alte Richter in 
Zivil- und Strafprozessen, an Amts-, Land- und auch 
Oberlandesgerichten kennengC'lernt hat, der weiß um 
die hohen berufsethii:chen und fachlichen Qualitäten 
unseres Richte1·standes. Ich glaube nicht, daß es bei 
den in freien Berufen tätigen Juristen so is t wie in 
unserer Justizverwaltung, da ß nämlich nur Prädikats
assessoren in den Justiz.dienst a ufgenommen werden. 
Wenn mit Recht Reformen für die Anpassung de:; 
Rechts an eine veränderte Welt gefordert werden, so 
hat dies mit der Qua lität der Richter nichts zu tun. 

• 

• 
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ff. Sitzung, 12. Dezember 1961 

(Dr. n:cartus) 

Sie selbst fordern Reformen. Alle Reformen müssen · J 

aber dem efnen Ziel ~leneh, unserem Vollt das beste 
Recht zu geben, durch ~tzcebung und Redltspre- j 
chune es vor Wlllkilr und Unterdrilckung ni scht1tzen 
tUUi se!ne und eines Jeden StaatsbQrgers Freiheit zu ! 
wahren. So bilden l.iecht und Rfdlter das Fundament 
unserer !reien demokratfsdlen Staatsordnung. Allen 
Angeh!SriJen des J'U$tizd1enstes, vor allem aber unse
ren Richtern, glaube fdl, im Namen aller hier an
~en Mitglieder der Cfemokratlschen Parteien, sa
fen zu dllrlen und zu mßssen, daß die demokratischen 
Parteien dieses Hauses einmütig darQber wachen wer
den, daß die Justiz des Landes ihrer hohen Aufgabe 
tre! und ungest!5rt sfch widmen kann. 

(Bell'a~ des 1ra~.) 
Melne l"raktion stimmt dem J'ugtizetat mit den vom 
Haushalts~ und Finanzausschuß beschlossenen Ande-
rungen m. 

(Erneuter Beifall des Hauses.) · 

Vlzepl'lsfdent Pfedmont: 
Das Wort hat Hellt' Abgeordneter Wallauer (FDP). 

Abg. Wallauer: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nachdem 
meine beiden Vorredner steh so erschl5pfend über das 
pnu Gebiet der Rechtspflege verbreitet haben, glaube 
leb, mi<:h kürzer fassen zu kl5nnen und nur noch einl
ies herausgreifen oder besonders betonen zu sollen, 
was bisher noch nicht oder nur fm VorQbergehen be-
handelt worden ist. · -
Der B:err Kolle&e Dr. Ecarlus, auch der Herr Kollege 
Dr. Skopp, haben vom Strafvollzug gesprochen. Alles was 
die Herren Vorredner hierzu ge.aagt haben, kann ich 
untendu'efben. Vielle~cht lassl!n Sie mich aber einige 
Worte zur Strafrechtsre!onn saatm, die nun au! den 
Bundes~ zukommt, nachdem sdion der letzte Bun
destag eine entsprechende und umfassende Vorlage 
eines neuen Strafgesetzbuches bekommen hat. Vor
ausstchtl!ch wfrd der Bundestag nicht den Rechtsaus
schuß, sondern eillen Sonderausschuß damit befasaen. 
Sie kßnnen daraus ersehen, daß der Materie eine be
·eondere Bedeutung beigemessen wird. Hoffentlich wird 
der Bundestag, der erst mit seinen Beratungen be
sonnen hat, m1t der- Vorlage aum zu Ende kommen, 
weil wir ja - das wfrd vielleicht interessieren -
Retonnentwürle mr ein neues Strafgesetzbuch zum 
Ersatz des St.raftesetzbuches von 1871 bereits selt dem 

· Jahre 1909 iiehabt haben und keiner der Entwürfe, 
lei e. durch die beiden Kriege, sef es durch andere 
Umstlnde, bisher zuin Ziele gekommen fst. Wir wollen 
hoffen, daß das jetzt anden wird. 
Wir haben das J'ustl.zmtnfsterlum fm Rechtsausschuß 
schon lm vqanpnen Sonuner gebeten, uns vielleicht 
einmal die Vorstellungen zu entwfdceln, die es zu der 
einen odel! anderen speziellen Frage des Strafrec::hts
reforqi hat. Wir denken doch, daß so etwas interessieren 
könnte. Es ist so - der Herr Kollege Dr. Ecarius 
hat es eben vom Prozeilrecht gesagt -, gerade weil ein 
alte$ Strafgesetzbuch ersetzt wird, weil slCh die Welt 
fn dieRn 80 Jahren geowaltlg verlildert hat durch die 
rroße Wandenmg, dutch den Verlust des Krieges, 
durdl die Wandlung der Anschauungen über eine 
Refhe von l"ragen, wfe z. B. dfe Glelchberechtlgung 
der Frau usw., gtbt es eine Reihe von Prob1emen, die 
einmal erörtert werden k!Snnten, und m ·denen uns 
du J'ustlzm!niste:rlum sefne Vorstellungen, die es :ta tm 
Bundesrat· entWickeln wird,· einmal mittefien soßte. 
Es hat fm Män; dfeses Jahres in Wiesbaden eine Ta
run& über Stra!redltspflete : ~nd StraJrrechtSref<>xlm 
unter Teilnahme v9n etwa dreihundertfilnf:dg Krimi-

nalisten und anderen Juristen stattgefunden. Ea wur
den dort verschiedene Grundsätze herausgestellt und 
diskutiert. Das Bekenntnis zum Schuldstrafrecht, wie 
wfr es bisher hatten, also zur Anerkennung der Wil
lensfreiheit, der Selbstverantwortlichkeit des der Ge
richtsgewalt unterwortenen Rechtsbrechers, wurde 
auch dort wieder verkündet. Es wurde die Bedeutung 
der kriminologischen Erkenntnisse, also dessen, was 
dle Wissenschaft der Kriminologie, die Wissensdlatt 
von der Bedeutung der Umwelt für den straffällig ge
wordenen Menschen, erarbeitet hat, erörtert. Diese Er
kenntnisse, die vielleicht früher noch nicht so ge
würdigt werden konnten, sollen in das neue Straf
gesetzbuch Eingang finden. Es wurden dort nicht nur 
die klassischen Delikte - Diebstahl, Untersehlacung, 
Mord, Totschlag und die schon immer vorgekommenen 
Unzuchtdelikte - angesprochen, sondern auch die so
genannten intellektuellen Straftaten, die durch unsere 
Massengesellschaft eigentlich erst erzeugt worden sind, 
wie Großbetrügereien, dle es etwa bei der Heraabe 
ungededt.ter Schecks in großem Stil gibt, das Schmler
geldunwesen in der WLrtschaft, das hier und da zu 
St.ra.ftaten führt, und ähnliches - denken Sie etwa 
auch an die Bedeutung der Verkehrsdelikte -, alle 
diese Dinge sind dort besonders erörtert worden. Und 
ea bedarf schon einmal eines Abschreltens des Krei
ses dessen, was nun in d iesem Strafgesetzbuch neu sein 
wird. Die Anregung, daß wir im Rechtsausschuß vlel
lelch t einmal etwas davon hören, darf ich daher hier 
wiederholen. 

Der Herr Kollege Dr. Ecarius hat kurz die Frage der 
Untersuchungshaft gestreift; er hat von der neuen 
StrafprozeßnoveIIe gesprochen, die dem Bundestag 
vorliegt, Nun, er hat auch .davon gesprochen, daß die 
Fragen des Strafrechts in der Presse und in den illu
strierten Zeitschrirten mandlmai redlt laienhaft und 
sensationell behandelt und beantwortet werden. Ich 
darf aber darauf hinweisen, daß wir auch ernsthafte 
Überlegungen und Betrachtungen zu hören und zu 
lesen bekommen. Kürzlich brachte d ie Frank!urter 
Allgemeine Zeitung - es ist etwa vier Wochen her -
einen Bericht über die Praxis der Untersuchungshaft 
in der Bundesrepublik mit der Immerhin ansprechen
den und zum Lesen anreizenden Überschrift: „So rasch 
kommt man lns Gefängnis". Es waren da auch ein 
Gefängnishof' in der Frankfurter Hammelsgasse und 
eine Zelle abgebildet. Einlge von Ihnen haben viel
leicht diese Beilage in der Mittwochausgabe der Frank
furter Allgemeinen Zeitung gesehen und gelesen. Da 
liegt ein einzelner Strafgefangener in seiner Zelle, 
und die Unterschrift lautet: „Dieser Mann ist ein 
Fürst: allein In der Zelle. Links der Kübel, den es in 
den meisten Haftanstalten noch gibt." Nun, meine Da
men und Herren, wir haben ja auch da eine Bitte 
ausgesprochen, daß nämlich der Rechtsausschuß, wie 
er das schon in einer der früheren Perioden unter dem 
Vorsitz des ehemaligen Kollegen Dr. Lichtenberger 
getan hat, einen Besuch in den Strafanstalten macht. 
Ich holfe, daß wfr uns das tur Februar vornehmen 
können und ich bitte den Herrn Justizminister, uns 
dann dfe Mtsglichkeit zu geben, etwa einmal nadJ Witt
lich zu gehen oder vielleicht auch eine Hartanstalt In 
der Pfalz oder das Zuchthaus Freiendfez zu besuchen. 
Nun weshalb ich diese Beilage in der Frankfurter 
Al~~einen Zeitung hier erwAhne? Ich tue es aus fol
gendem Grunde. Das ist eine sehr interessante, eine 
sehr ernsthafte und eine sehr fleißige Untersuchung, 
aber es ist offenbar doch die Untersuchung und Be
trachtung eines Laien, der sich allerdings, wie man das 
von den Redakteuren der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung Ja gewöhnt ist, mit Geschick und mit großem 

... , 
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\ Wa!lauer) 

Fleiß in seine Aufgabe eingelebt hat. Er ha t wirklich 
alle Erkenntnisquellen, deren er habha ft werden 
k•:onnt'.:', offonbar zu Rate gezogen und hat dann einen 
~ehr interessanten und lesbaren Aufsatz zustande ge... 1 

b r:.1cht. Aher höre n Sie die Überschriften : da heißt es : 1 

,,Freispruch nach zwanzig Monaten." Darunter ist der " 
Fall e iner griechischen Studentin behandelt, der vor- 1 
geworfen worden w;ir, mit einem gefälschten Paß 1 
ReiFeschecks im Gesamtwert von 2 000 DM eingelöst 1 
zu haben. Der Fall hr:it zwanzig Mon~te gedauert. Es 
is t der F all des Professors Leibbrand erwähnt, des 
Züri~her Verkehrspezialls ten. Es ist der Fall des Mini
terialdirekt0rs Dr. Stalmann sehr drastisch wiPder
gegebt>n, wie er plötzlich - er wohnt anscheinend in 
der Nähe v on Bonn auf einem Dorf - in Anwesenheit 
a ller nun plötzlich herbeilaufenden Dorfbewohner in 
Untersuchungshaft genommen worderr ist, wie er dann 
in der Untersuchungsha ft mit anderen Gefangenen, 
offenbar mit Strafgefangenen, zusammen war. MPine 
Damen und Herren, alles Dinge, die nicht in unserem 
Lande passiert sind , ;iber die natürlich ~hr wohl a ucli 
in unserE>m I.<inde passieren könnte n. eb<'nso ·wie der 
Fa!I des .Jugo1;lawen Vracaric anstatt In Konstanz sich 
m n:h in Rheinland-Pfalz hätte Rhspielen können. wenn 
- \' ie lleicht auch nicht, Herr Minister. ich werde dnzu 
noch nachher etwas kurz.bemerken -. sagen wir, eine 
rhein lan<l-pfälzische 8hrntsanwaltschaft die!-'l"n Fall in 
Gang gebracht hä t te. 

Nun, dann heißt es weiter: „Unnötige Verletzung der 
pc1·sönlichen Freiheitsrechte", .,Mit Fluchtverdacht stets 
gern zu Dien1;ten", „Haft und Dorfmeinung", „Dunkle 
Verdunke lungsgefahr" .. ,Gesetz und Wirklichkeit sind 
zweierlei" - das betrifft allerdings schon den Strnf
vollwg. Mt>inP Dam<:>n und Herren! Ich I~P das des
wegen einmal vor, um Ihnen klarmachen zu können, 
wie rasch man gegenüber der Justiz mit der Kritik 
bei der Hand ist, ohne sich doch vielleicht genügend 
in den F.ill der jeweilio amtierenden st aatsanwalt
schaftlichen Be11mten und der Richter hineinzuverset
zen. Letzteres erscheint als eine Selbstverständlichkeit, 
aber der Artikel zeigt, d aß es eben doch keine Selbst
V<'rständlichkeit ist. Und es kann es auch nicht sein, 
weil j a schon innerhalb der ,Justiz selber die Meinun
gen über die Untersuchungshaft auseinandergehen 
mü~~en je nach dem einzelnen Fall, a lso etwa der zu 
la nge dauernden oder unnötigen UnterSll.tchungshaft 
oder der Untersuchungshaft, vor der man vermutet, 
daß sie nur deshalb verhängt worden ist, um den An
geklagten zu einem Geständnis zu bringen, also einer 
Art Beugehaft , die natürlich keine gesetzliche· Grund
lage hat , die <iber, so wird beh auptet, in den Ent~ei
dungen des Ha ftrichters, der Staatsanwälte. irgendwie 
doch im Hintf'rgnmd angeblich mitspielt. Nun, das 
kommt natürlich daher, daß die Intentionen, mit denen 
man an den Haftbefehl herantritt. je nach dem Stand
o rt des mit ihm Befaßten, vö!!ig andere sind. Der 
Staatsanwalt bekommt eine Anzeige: er hat zu ermit
teln. er ha t es vielleicht mlt einer Menge von Be
schuldigten zu tun. Der eine Beschuldigte is t geständig, 
der an dere leugnet. Da nn kann es sehr rasch kommen, 
daß gesagt w ird : Die Untersuchungshaft ist zwar nicht 
ultima ratio. aber sie ist doch das Mittel, um das Ver
f<lhren von~.:ärts zu bringen. Der Verteidiger, der An
walt, sieht die Sache natürlich von einer gan7. anderen 
WMte aus ; e r sieht sie von der Warte seines Mandan
ten aus. Ich w ill damit nicht darauf hinaus, wie es auf 
dem Kongreß in Wiesbaden gesagt wurde, daß der 
Anw<:tlt ja auch von seinem Mandanten bezahlt v.'Ürde. 
Natürlich wird er bezahlt. er leistet ja auch seine Ar
beit dafür. Aber - und das muß zur Ehre unserer ge
samten Rechtsanwaltschaft doch gesagt we rden - der 

deutsche Am.valt hat sich immer als Glied der Rechts
pflege betrachtet; er hat immer seine Ehre dareinge
setzt, die Rechts pflege im wirklichen S inn vorwärts zu 
bringen, einen Fall zu klä ren. unabhängig davon. daß 
es sein Beru.f ist und daß dieser Beruf auch seine 
Existenz bedeutet. Aber trotz.dem ist natürlich die 
Sicht, von der aus der Beschuldigte, der Angeschuldigte 
und zuletzt der Angeklagte betrachtet werden. hier 
eine andere als bei der Staatsanw altsC'h::t ft. 

Es ist" eben das immer bleibende Dilenuna bei der Un
tersuchungshaft, daß die Notwendigkeit einer schlag
kräftigen Verbrechensbekämpfung konkurriert m it dem 
Bedürfnis, den Besdmldigten doch so weit vor der 
Hand de< Justiz zu schützen, wie das irgendwie mög
lich ist, ihm die Wohltat der Rechtsstaatlichkeit zugute 
kommen zu lassen; und dieser Konfliktsfall tritt eben 
immer dann ein, wenn es s ich um Verfahren handelt, 
die kompliziert sind und bei denen oft schwierige Zu
sammenhänge zu entwirren s ind, ehe das Verfahren 
m!1fürgehen kann. 

Zum Fall Vracaric noch e>ine ganz kune Anmerkung. 
Da war wirklich nicht der Staatsanwalt schuld, und es 
war auch nicht der Richter schuld. Gewiß hätte df'r 
Richter unter Umständen \vissen müssen, daß P arti
sanen nicht mehr verfolgt werden; aber, m eine Damen 
und Herren, 'haben Sie von diei<em Gnmdsatz vorhe r 
etwas gehört? Stellen S ie sich vor, es war ein Mann, 
der drei Jalu·e in Rußland Soldat war und der selbst 
als Soldat mit Partisanen zu tun hatte. Ja, dieser 
Grundsatz, d aß P nrtisi.mm in Deutschland nicht. mehr 
verfolgt werden, ist eigentlich erst auf Grund dieses 
Verfahrens, erst im Zuge dieses Verfahrens ex of!icio 
verkündet worden. Und jetzt weiß es jeder, jclzt kann 
so etwas nicht mehr pass ieren. Ich habe dieser Tage 
gelesen, daß der Bundesjustizminister sich nunmehr 
in dem Sinne gnmdsätzlich eingeschaltet hat, als er 
jetzt eln Informationsrecht in Anspruch niminl, daß 
also derartige Fälle ihm von den Ländern m itgeteilt. 
werden, damit dann Fühlung genommen werden k ann. 
Ich habe vorhin dem Herrn Just izminis ter eingerä umt, 
daß der F all nicht ohne weiteres auch hit>r passiert 
vrlkE': V1c-l1eicht hätt.e das Justizminis terium rechtzei
tig Kenntnis erh;ilten; vielleicht hätte es dann - das 
ist 7.U erwarten - von sich aus ohne weiteres gesagt : 
Seid da m a l etwas vors ichtig, prüft zuerst, ob das 
überhaupt ein Fall ist, d er verfolgt werden kann. -
Ich denke nicht unbedingt an die Realisierung des 
Weisungsrechts, obwohl es hier letztlich doch um ein 
Weisungsrecht geht, und 1.war wird genau das gerecht
fertigt, was im vergangenPn .Tahre Her r Kolle ge T hei
s en so vortrefflich ausgeführt hat, r1;iß t>i n rich tig auf
gefaßtes Weisungsrecht ~egenüher d er St;iMs;inwalt
schaft, also seiten.c; des Ministeriums, schon Eeine Vor~ 
teile haben und seine gesunde Wirkung äußern kann. 

Eines lassen Sie mich auch noch sagen. Das habe ich 
nicht verstanden bei der Diskussion über diesen Fall 
Vracaric in der Presse: da ß es möglich w;ir. <laß m;in 
nicht nur eine Entschädigung gefordert hat von jugo
slawischer Seite, sondern daß - irgendwo lte1be kh das 
geresen - sogar eine Bestrafung der beteiligten Or
gane gl!fordert worden ist. Nun, ich meine, wir haben 
es nicht nötig, uns das gefallen 7.11 l::i-;~en; d enn es ist 
ja schließlich so, daß hier das natüi·liche Rechtsgefühl 
der einzelnen Deutschen, der au<'h im Kr iegt> w11r, rea
giert hat, ganz abgesehen davon, daß sich ja dann in 
München Im Anschluß daran ein weiterer Fa ll ereignet 
hat bei dein offenbar schwerwiegender Anlaß ge
ge~n war, hier das Verlassen des bundesdeutschen 
Gebietes durch den betreffenden Am:länder zu ver
langen. 

• 

• 
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Damit, meine Damen und Herren, lassen Sie mich 
dieses Thema abschließen. Zum Thema der Unter-
suchungshaft überhaupt darf ich noch sagen, daß die 
Lösung der Frage ihrer richti1en Handhabung tatsäch
lich - es wurde, 1laube ich, schon zum AusdNck ge
bracht - nicht nur v:on der Gestaltung der Vorschrif
ten, sondern viel von den Persönlichkeiten abhängig 
ist, die diese Vorschriften anwenden. Ich habe aus der 
Praxis jedenfalls dle Erfahrung geschöpft - und ich 
habe elne lange Praxis ln Straf- und speziell auch In 
Haftsachen hinter mir -, daß eine vertrauensvolle und 
gute Zusammenarbeit der Staatsanwaltschaft mit dem 
Gericht manches verhlndern kann, während ein sche
matisches Arbeiten mä.nches gefährdet, daß aber eine 
rechtzeltfge Rückfrage, ein rechtzeitiges In-Verbin
duni-Setien einer Sache In vielen Fällen den Stachel 
nehmen kann, der ihr von ihrer Natur her gegeben 
war. 

Es wurde bereits von dem Richtergesetz gesprochen. 
Ich möchte es noch einmal besonders erwähnen, weil 
es eln bedeutender Fortschritt ist gegenüber dem bis
herigen Zustand, und zwar bedeutend mehr im Grund
sl!.tzllchen als im Einzelnen. Der Herr Kollege Dr. 
Skopp wird sich mit mir eri,nnern, daß wir noch kürz
lich im Hauptaussdluß eine Debatte gehabt haben über 
die .Frage, ob die Richter Beamte sind oder nicht. Es 
war vielleicht mehr eine akademische Debatte, gewiß, 
aber ich glaube, daß jetzt doch - lm Anschluß an das 
Grundgesetz - die Fraie wirklidl entschieden Ist, daß 
die Richter keine Beamte sind. Auch der Ausdruck 
„richterlicher Beamter" ist nidlt mehr am Platze. 
D1e Richter sind eben Rlchter. Meine Damen und Her
ren, das hat nichts mit Einbildung zu tun. Die Sol
daten sind auch SOldaten, obwohl auf sie eine Menge 
beamtenrechtlicher Vorschriften - denken Sie doch 
an die Besoldungsvorschriften. - angewendet werden. 
Allein aus der anderen Funktion, aus der anderen 
Tätigkeit heraus sollte das gesehen werden. Der Rich
ter entscheidet, der Beamte verwaltet. Das ist zunächst 
ein grober und vielleicht zu äußerlicher Unterschied, 
aber er deutet doch das an, .was · 1emeint ist. Dabei 
~bt es auch Tätigkeiten des Richters, die ebenfalls 
verwaltend sind; denken Sie an dfe Tätigkeit des Vor
mundscha!tsrlchters, des Nachlaßrichters - also an die 
sogenannte freiwillige Gerichtsbarkeit. Aber es ist doch 
ein prinzipieller Unterschied zwischen dem, was der 
Richter tut - sei er nun l\1itgl1ed der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit, sei er als Verwaltungsrichter oder als 
Sozial- oder Finanzrichter tlltig -, und dem, was der 
Beamte ln den verschiedenen Sparten macht. Ich bln 
daraut gefaßt, daß die Lehrer unter Umständen sagen 
werden: Ja, aber auch der Pädagoge ist kein Beamter. 
Früher hatte man den Ausdruck "Staatsdiener", der 
war etwas weitergehend, darunter konnte man vieles 
fassen. Nun, fch lasse das bei den Pädagogen dahin
gestellt. Aber hier fst doch ein grundsätzlicher Unter
schied. Dle richterliche Gewalt ist wirklich als beson
dere, als drltte Gewalt im Grundgesetz und In den 
Landesverfassungen konstituiert, und das madlt ihre 
besondere Stellung eben von Ihrer besonderen Funk
tion her aus. 

Mancher wird vielleicht fragen, wenn er slch unseren 
dQnnen J'ustizetat betrachtet - ich glaube, er hat nur 
30 Seiten -, wie er sfch der Bedeutung nach etwa zum 
Etat des Innenmlnisterlurrur., des Sozialministeriums, 
des Landwirtscha!tsmfnisteriums oder des Kultusmfnf
steriums die alle umfangreicher sind, verhä1t. Aber 
alle diese anderen aus dem ehemaligen früher eben
falls kleineren Mlnfsterfum des Innern abgesplitterten 
und herausgefl!lcherten Sachgebiete haben sich erst auf 
Grund der Entwicklung der modernen Ges~lschaft 
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entfaltet, während die richterliche Tätigkeit - so kann 
man sc:gen - heute wie eh und je eine Funktion ge
wesen ist, die im Grunde dieselbe geblieben ist die sie 
immer war und die zu ihrer Verwirklichung ga~ keines 
großen Apparates bedarf, abgesehen von den notwen
digen Ge.fangenenanstalten und Zuchthäusern die es 
früher in diesem Ausmaß nicht gegeben hat. Die Zu
gehörigkeit zur dritten Gewalt - das darf ich als 
Richter sagen - schafft keinen besonderen Anspruch 
im menschlichen und dienstlichen Sinne sondern die 
Stellung des Richters ist nur der Ausd.:.Xck einer be
sonderen sachlichen Situation. 
Nun, das Richtergesetz hat allerdings manche Wünsche 
nicht erfüllt. Zu diesen unerfüllt gebliebenen Wün
schen gehört auch die Frage des einheitlichen Rechts
pflegeministeriums. Das muß ich doch sagen entgegen 
dem, was der Herr Ministerpräsident heute morgen 
noch zum Rechtspflegeministerium gesagt hat, und ich 
meine auch, daß der Herr Justizminister, wenn er sein 
Innerstes prüft, da doch wohl anderer Meinung ist. 
Also man wird es schon vielfach als sc.hmerzlldl emp
funden haben, daß das Richtergesetz nicht schon das 
einheitliche Rechtsprechungsmlnisterium gebracht hat. 
Dazu schreibt auch der Spezialist des Gerichtsverfas
sungsrechts, Professor Kern aus Tübingen, in der Juri
stenzeitung, hier sei vielleicht noch nicht aller Tage 
Abend. -:-- Es gibt zum Richtergesetz noch eine Reihe 
anderer Dinge, mit denen ich Sie aber nicht langweilen 
will. 
Dle beiden Herren Vorredner haben auch den § 116 
des Richtergesetzes bemüht, der ein freiwilliges Aus
scheiden von Richtern vorsieht, die vom 1. September 
1939 bis 8. Mai 1945 in der Strafrechtspflege tätig ge
w~en sind. Ich möchte mich dazu nicht eingehender 
äußern. Ich könnte mir denken, daß diejenigen, die es 
angeht, sich doch noch besinnen, weil - es ist von den 
Herren Vorrednern bereits gesagt worden - es eine 
leidige Frage ist, die damit anges<.Ünitten ist. Und fch 
glaube auch, der Bundestag hat sich mit dieser Frage 
schwer getan. Es war eben keine sehr erfreuliche Sache, 
ganz abgesehen davon, daß ja gewisse Schwierigkeiten 
auftreten können, wenn nun der Effekt, der da ge
meint ist, nicht erzielt werden könnte. Der Herr Mi
nisterpräsident hat heute morgen in ganz anderem 
Zusammenhang das Sprichwort gebraucht: Es kreißte 
der Berg, und nur ein Mäuslein kam heraus. - Es ist 
ganz interessant, daß auch Professor Kern über die 
vielfältigen Bemühungen zum Richtergesetz zitiert: 
Parturiunt montes, nascetur ridiculus mus, - also das
selbe Zitat: Es kreißten die Berge, und eine lächer
liche Maus ist übriggeblieben. Aber allein die Kodi
fikation des Richtergesetzes hat schon ihre Bedeutung 
und hat eine Aufgabe erfüllt, auf die die Richter lange 
gewartet haben. Sie hat sie auch in dem Punkt mit 
Geschick gelöst, als d·ie Staatsanwälte, der deutschen 
Tradition entsprechend, in das Richtergesetz mit auf
genommen worden sind. Meine Damen und Herren, 
allein die Tatsache, daß in manchen deutschen Län
dern sogar sehr beträchtlich - in Bayern beispiels
weise ist es ja immer üblich gewesen - der dauernde 
Wechsel von der Staatsanwaltschaft zur richterlichen 
Tätigkeit und wieder zurück stattgefunden hat - ich 
glaube, in Hamburg ist es auch der Fall, auch in 
Preußen war es nicht unmöglich -, rechtfertigt die 
Hereinnahme In das Gesetz, obwohl ja natürlich ge
wisse Schwierigkeiten dabei nicht zu verkennen sind. 
Aber auch bisher sind diese Schwierigkeiten gemei
stert worden. Gewisse GaTant!en, die aus dem Wesen 
der richterlichen Tätigkeit folgen, können für den 
Staatsanwalt natürlich nicht gelten. 
Meine Damen und Herren, ich hatte eigentlich kürzer 
sprechen wollen als die beiden anderen Herren; aber 
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ich glaube, so lange wie Herr Ecarius habe ich auch 
noch nicht gesprochen. Eines liegt mir noch am Her
zen, es hier zu erwähnen. Es ist ein - sagen wir -
internes justizpolitisches heißes Eisen, das ich doch 
einmal anfassen möchte. 
l~rschrecken Sie nicht, Herr Minister, es ist der Pen
scnschlüssel. Meine Damen und Herren, nicht jeder 
von Ihnen kann wisse-n, was der Jurist unter dem 
Pen5enschlüssel versteht. Aber dieses Wort ist ,,,,.ohl 
gelegentlich auch hier schon gefallen. Nun, ich will den 
P ensenschlüssel nicht in der Wurzel angreifen, ich will 
nicht seine Beseitigung fordern. aber ich möchte sa
gen, daß, wenn Sie sich mit Richtern unterhalten -
und damit komme ich auf ein pcrsonalpolitisches An
lie~en -, der Pensenschllissel etwa!! ist. WflS den einen 
oder anderen Ritht(:'r auf die Palme bringen kann. Der 
Pensenschlüs~E'I stellt das Verfahren dar, nach dem 
festgestellt wird, wieviel richterlime KrJ!fte - tch 
nehme an, daß die Staatsanwaltschaft auch dazu ge
hi.irt - jeweils auf ein Amtsgericht oder auch eln 
Landgerieht oder auch eine Staatsanwaltschaft ent
fallen. Meine Damen und Herren, der Pensenschlüssel 
zei<'hnPt sich f PrnE'r dadurch aus, daß er eine Art -
kh will mich mal so au~rücken - .. Geheime Landes
~rnche" ist. Ich glaube. daß nicht einmal - Her.r Mini
f'.!<>r . herichtigen Sie mich, wenn ich etwas Falsches 
sage - die Landgerichtspriü:identen und Oberstaats
anwälte, sondern eri::t die Ränge aufwärts - also der 
OberlandPsg<>richtspräsident und Generalstaatsanwalt 
- den Pensenschlüssel kennen. Über das Alter des 
Pen::;enschlüssels ist keine zureichende Auskunft zu 
bekommen. Ob er einmal geändert, ob er modernisiert 
worden ist. a lles das ruht wohl allein im Schoße der
jenigen. die ihn kennen. Und vielleicht nähere ich mich 
der Lösung des Problems des Pensenschlüssels damit, 
daß ich auch hier den Herrn .Justizminister bitte, viel
leicht einmal im Rechtsausschuß den Schleier etwas 
zu lüften, das Geheimnis uns mitzuteilen , vielleicht 
nicht hundertprozentig, aber doch so, daß man sich 
ungefähr eine Meinung darüber bilden kann, wie der 
Pensenschlüssel gehandhabt wird und wer ihn hand
habt. E.c: geht da.c; Gerücht, daß der Pensenschlüssi?l 
nicht einmal erfunden worden ist, und auch. daß seine 
jetzige Handhabung nicht einmal maßgeblich be
stimmt wird von denen, die einmal richterliche und 
staatsanwaltschaftliche Tätigkeit selbst ausgeübt ha~ 
ben. Es dreht s ich, meine Damen und Herren, darum: 
Wenn SiE' mit einem Amtsgerichtsrat oder mit einem 
Landgerichtsrat sprechen, dann seufzt er natürlich, wie 
das auch die Philologen und and(>N> Bf'-:lmte tun. unter 
der Arbeit.c:llu~t. E.9 wird dann etwa gesagt: Nehmen 
wir einmal an, das Landgericht Trier habe 30 Richter
kräfte. es mögen auch einige mehr oder weniger sein 
- es gibt ja auch halbe Richterkräfte -. so daß also 
zwei Amts?erichte .ie 1 }4 Kräfte haben können - -

(Abg. Dr. Kohl: Aber nur rein etatmäßig! -
Leichte Heiterkeit im Hause.) 

- Meine Damen und Herren, diese . Frage ist nicht 
lächerlich, sie ist eine durchaus ern!>t.hiifte, aber sie 
gibt immerhin Anla ß, die Dinge auch etwas humor
voll zu betrachten 1 Dann ist es also so, daß gesagt 
wird, wenn irgendein Vertretungsfall eintritt: Ihr könnt 
nicht mehr bekommen, nach dem Penscnschlüssel habt 
ihr schon 1 J1 Richter zuviel. Meine Damen und Herren, 
oder besser, jetzt muß ich sagen: Herr Minister! Wäre 
es nicht vielleicht zweckmäßig, den Pensenschlüssel in 
dem Sinne zu überprüfen, da ß den Richtern, die nun 
durch das Richtergesetz auf dieses hohe Piedestal ge
hoben worden slnd, doch nicht so knapp vorgerechnet 
wird, ihr bekommt nur soundso viel. Nehmen Sie die 
acht Landgerichte, billigen Sie - wir sind doch im 

Rechtsausschuß immer sehr sparsam gewesen, ich 
glaube, ic:h habe jetzt die Zustimmung auch meiner 
beiden Vorredner - den vier großen Landgerichten 
doch noch ein bis zwei v.reitcre Richterkräfte zu, billi
gen Sie den Landgerichten Bad Kreuznach und Kai
serslautern vielleicht auch noch je einen Richter zu; 
ich sage das nw· beispielsweise, aber etwa in dieser 
Größenordnung. Das wären im Jahr vielleicht sechs 
oder sieben Hilfskräfte des Titels 1-03; ich glaube, 
dann wäre dai> ganze Gerede zu Ende. 
Lassen Sie mich noch ein Beispiel geben, wie sagen
haft dieser Penscnschlüssel bei den Gerichtsbedienste
ten herumgeistert. Mir wurde da kürz.lieh ein Fall er
zählt - ich kann es eigentlich nicht glauben, aber es 
wurde mir erzählt -. Herr Justizminister, Sie haben 
ja selbst genügend Erfahrung in Strafs11chen. Wenn 
eine Hauptverhandlung stattfindet, sagen wir bei ei
ner Strafkammer, und es wurde drei Stunden ver
handelt, es wurde ~ine Reihe von Zeugen vernom
men, und dann kommt plötzlich der Verteidiger und 
sagt: Ja, aus der Verhandlung ergibt sich das und das, 
ich benenne jetzt den und den Zeugen dafür. daß das 
und das mit dem Angeklagten so und so gewesen ist. 
Dann ist der Vorsitzende ja in die Notwendigkeit ver
setzt, die HaHptverhandlung zu vertagen. 
Es eTgeht also der Beschluß, daß die Sache auf unbe
stimmte Zeit vertagt wird, wenn sie nichl rechtzeitig 
fortgesetzt werden kann. Dann soll es sich - Herr 
Minister, das erzähle ich nur als Gerücht weiter, da
mit Sie sehen, was das für eine Bedi>utung in den 
Gesprächen hat - mit dem Pcnsenschlüssel so ver
halten, d aß dtese drei bis vier Stunden Ha uptverhand
lun~ dem G!'lricht nicht angerechnt>t werden. Der Pen
senschlüssel, geschaffen um die Dauer der Tä tigkeit 
der Richter festzustellen, funktioniert negativ, als ob 
diese Tätigkeit gar nicht ~tattgefunden hätte. Wenn 
sich so etwas nun summiert. dann kann man sich ja 
vorstellen, daß die Strafrichter - in einem anderen 
Fall kann es ähnlich bei den Zivilrichtern sein -
sagen: das ist nicht richtig und gerechtfertigt. Klären 
Sie uns bitte einmal auf. Ich könnte mir vorstellen, 
daß auch Ihr Personalsachbearbeiter, Herr Ministerial
rat Sch.önrlch, sich er-leichtert fühlt. wenn er nicht so 
knapp mit den Hilfskräften ausgestaltet wird. wie das 
jetzt offenbar der Fall ist. 

Meine Damen und Herren! Ich hätte noch das eine 
oder andere zu sagen, will ah-er davon abRehen. Zum 
§ 116 habe ich Stellung genommen. Wil' haben gestern 
und heute, wie das bei uns in Rheinland-Pfalz aus den 
Verhältnissen unseres Landes heraus erklä rlich ist, 
eine harte Debatte mit angehört, bei der das Welta n
schauliche den Hintergrund abgab. Lassen Sie mich 
schließlich mit 'elnt-m Hinweis rhmmf, d;iß l:M'i uns die 
Fragen der richterlichen Urt.eilsfindung doch mit gro
ßer Gev:issenhaftigkeit auch vom Wissensehaftliche n 
her erörtert und betrachtet werden. Ich darf z. B. er
wähnen, daß in diesem Jahr eine interessante wissen
schaftliche Debatte über die Bedeutung di>s Natur
rechts für die Rechtsprechung g~rühl't worden i:;t. .Sie 
wissen ja, daß wir in einem Lande leben, dessen Ver
fassung sehr stark von dem Naturrechtsgedanken be
!ltimmt ist. Herr Dr. Süst.erh~nn. der maßgebende Mit-

. autor der rheinland-pfälzischen Verfassung, hat ja -
ob das von allen gebilligt worden ist, das ist eine an
dere Frage - dafür gesorgt, daß dieser Gedanke bei 
uns .sehr stark verankert worden ist, während er im 
Grundgesetz diese Bedeutung nicht hat. Einige von 
Ihnen wissen, daß auch der frühere Präsident des 
Bundesgerichtshofes, Dr. WeinkRuff, als Protestant e in 
Anhänger des Naturrechts ist, während es andere gibt, 
die das Naturrecht ablehnen. In einem Aufsatz de3 
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Göttln1er Professors Wleacker über Rechtsprechung 
und Sitten&esetz, in dem zu einem Wefnkauttsdlen 
A.u!satz über den Naturrechtsgedanken in der Recht
sprechung des Bundesgerlditshotes Stellung genommen 
wird, ist in einer sehr interessanten Weise gesagt woz:
den, daß für uwi nach Wfe vor gelten muß - das hat 
auch praktische Bedeutung und gilt trotz der Verfas
sung von Rheiniand-Ftalz au! Grund der übergreifen
den Wirkllllt des Grundgesetzes auch für unser 
Land -, daß bei uns eine vom Weltanschaulichen her
kommende Wertordnung des Ethischen nur dann fn 
das materielle Recht Qbergeht, wenn sie - von den 
Vorschriften des Grundgesetzes her - auch gebilligt 
'Ist. Das Recht hat es nicht mit der Gesinnung, sondern 
es hat es im Grundsll.tillchen mit dem lußeren Ver
halten des Mensdlen zu tun. Deswegen ist es gleich
gültig, ob der Mensch aus diesem oder aus jenem Grunde 
der Rechtsordnung seinen besonderen Respekt er
weist, ob er es aus Angst oder a~s Enthusiasntus für 
das Recht tuL Gerade wen wir die weltanschaulichen 
Debatten bei uns sehr oft haben, ergibt sich daraus, 
wfe Rhr es die Sor~ der juristischen Wlssenschaft 
sein muß, daß ein m~gIIdi.er Spielraum für die Be
urteilung von Tatbeständen vorhanden ist, damit nicht 
e!.ne bestimmte Wertordnung - 5ei es eine vom Reli
Ciösen her kommende, sei es die so:z:ialistfsdle, sei es 
eine freihe1tlich liberale und human!Ulre Wertordnung 
alle.ln - die Dinge bestfnunen kann. Sl~ mögeri dies audJ. 
aus den Worten entnehmen, mit denen dieser Gattinger 
Professor $elne Betrachtungen über Rechtsprechung 
und Slttengeseti: beschUeßt. Er führt aus: 

Dle Kräftigung und Gesundung des gegenwärtigen 
deutschen Reäitsbewußbeln fordert, daß das nun 
von Ungerecb.t.fikelten gereinigte geltende Recht 
endlich fester Bestandteil des CSUentlkhen Rech~~
bewußtselns und nicht erneut durch den Rückgriff 
auf außerredi,Uiche Weltanschauungspostulate rela
Uvierl werde. Alle Integration der Rechtsordnung 
durch eine Oberzeu~nde Rechtsprechung beruht 
auf dem Vertrauen j e des rechtstreuen Rechtsge-

. D.OS11en, daß llber seine Ansprüche und Handlungen 
nlclit nach speziellen Gesinnungspostulaten geurteilt 
wird die nicht seine eigenen s!.nd und die ihm ln 
ein~ trelheituchen Grundordnung auch nicht au!
oktroylert werden kl5nneri, sondern nach dem ge
llchrlebenen sicheren Recht einschließlich der sitt
lichen Grunderfahrungen, welche die Allgemeinheit 
der redttaof!enel). Staatsbürger unseres Landes res
pektiert. Ein rech t 11 c ~es Verhalten : somit Ge
setzesgehorsam und aIIgeme!.n~ Rechtstreue, nicht 
!.nhaltl!ch bestimmte weltanschauliche Wertvorstel
lungen, sind es, welche Rechtsordnung und Gerichte 
vom Rechtsgenossen zu fordern ha})en. Wir dürfen 
UWI 

- .-> · llChl[eßt Prof. Wleacker diese Betrachtungen ·
tilr unsere Ansduiut.mgen auf den größten deut
schen Juristen der letzten .Tahrhunderte berufen, 
au! Friedrich Car! von Savigny, der betont, daß 
das Recht unabhlnglg von der Sittuchkelt bestehe; 
zwar solle das Recht der S1ttllchkeft dienen, doch 
nicht -

- jetzt :rJtiert er -, 
indem das Recht das Gebot der Sfttltchkeit vollzieht, 
sondern indem es die freie Entfaltung Ihrer, die 
jedem efmelnen wmen innewohnenden Kraft si
chert. 
Zwn Schluß helßt es: 
In dle.srm Zeichen ist' zu hoffen, daß hierüber Einig
keit bestehe: wlr brauchen nicht den weltanschul!ch 
"auseertchteten" Ridlter, sondern den Richter, der 
demütig und ehrfürchtig gegen die Iebendtge Ge-

rechtlgkeit, mit wachem und „denkendem" Gehor
sam gegen die Gesetze und selbstbewußt gegen au
ßerrechtliche Mächte und Einflüsse dem Rechte 
dient. 

Me!.ne Damen uftd Herren! Ich brauche nicht zu sagen, 
daß Ich dieses Zitat nicht 1ebracht habe, um polemisdl 
zu sein, sondern aus der. Situation unseres ganzen Va
terlandes heraus. Ich habe es gebracht mit Rücksicht 
au! die uns allen drohenden Gefahren, von denen heute 
morgen sdlon die Rede war und die ja noch nicht ge
meistert sind. 

(Beftall im Hause.) 

Vbcprlstdent Pledmont: 

Das Wort hat Herr Justizminister Westenberger. 

Justizminister Wetltenber~er: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Einern par
lamentarischen Brauch entsprechend sind auch in der 
heutigen Debatte eine ganze Reihe von Problemen und 
F.ragen angeschnitten worden, die nicht direkt etwas 
mit der finanziellen Frage zu tun haben. Sie zeigt 
aber, wie ber~tigt die Diskussion ist; denn letzten 
Endes hängt auch in der Justiz, wie in allen übrigen 
Verwaltungen. eine ianze Reihe von Plänen und Pla
nungen von dem Nervus rerl,lm, eben den Finanzen, 
ab. 
Ich darf einleitend zu meinen Ausführungen heute mit 
Befrled.lgung feststellen, daß sich die verbesserte Haus
haltslage d~ Landes auch im Justizbereich günstig 
ausgewirkt hat, daß im Haushalt 1962 einige drückende 
Sorgen im personellen wie im sachlichen Bereich be
seitigt oder erheblich ge°'ildert werden konnten. Ich 
dar! dabei anerkennend und dankbar das Verständ
nis hervorheben, das Sie al)e, meine Damen und Her
ren, bei den Beratungen des Justizetats gezeigt haben 
und das auch in den Ausführungen der drei Vorredner 
hier zum Ausdruck kam. Ich darf darin wohl ein 
Symptom erblicken, daß die Redl tspt1~e von dem 
Vertrauen aller demokratischen Kräfte getragen wird . 
Und dies scheint mir gerade heute besonders notwen
dig, wenn die Redltspfiege Ihre hohe Aufgabe erfllllen 
soll nämlich ohne Rücksicht auf Partei, Stand oder 

i Kordession des einzelnen nur dem Recht und der Ge-1 
j · rechtigke!t dienen. 

Meine Damen und Herren! Es wäre interessant und 
reizvoll, jetzt an dieser Stelle zu den letzten Ausfüh
rungen des Herrn. Kollegen Wallauer Stellung zu neh
men, der zu den Fragen des Naturrechts einiges vor
getragen hat. Ich will aber mit Rücksicht auf die vor
geschrittene Zeit darau! nicht eingehen, sondern nur 
darauf hinweisen, daß diese Fragen heute unter den 
Juristen !.n der Öffentlichkeit sehr heftig !Jnd sehr in
te~iert im Mittelpunkt der Diskussion stehen. Sie 
haben mit Recht den frllheren Präsidenten des Bun
desgerichtshofes Weinkauf! zitiert. Ich darf Sie au! die 
Ausführungen von Geiger hinweisen, d ie er im vorigen 
Jahr bei dem Deutschen Richtertag gebracht hat. 
Schließlich darf Ich noch verweisen auf einen Aufsatz, 
der vor einigen Monaten in der Neuen Zürcher Zei
tung ersdllenen ist unter der "Oberschrift: „Der Richter 
in der Industriegesellschaft", der mit einem Satz 
schlleßt, den Ich wohl mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten wörtlich hier zitieren darf, über den wir 
uns alle einig sein werden: 

Recht und Gerechtigkeit sind letzten Endes von 
Kräften getragen, die sich durch keine noch so 
formvollendete Normierung der Ordnung ersetzen 
lassen. 

Es ist da zum Ausdruck gebracht, daß nicht nur ein 
!ormalfstlsches und ~ormales Recht der heutigen Ge-
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sC'l!schaft Rechnung tragen kann. sondern daß da doch 
andet't' GPskhtspunkte und andere Werte - die auch 
von den Herren Vorrednern angeführt '11\'l.lrden, ich 
brauche nur die Idee der demokratischen Ordnung zu 
erwiH111t>n - im Recht 7llm Aw:<iruPk kommen und die 
Basb des Rechtes bilden müssen. 
Meine Damen und Herren! Daß der Justizetat auch 
diesmal wiE'der einen erheblichen Zuschuß fordert, 
wird niemanden ül.JetTa~cl1t"n. Die Einnahmen sind ei
nerseits etwa s angestiegen durch eine gewisse Erhö
hung der Gerichtsgebühren, G€ldstrafcn und Geidbu
ßen, aber auch die Ausgaben sind auf der anderen 
Seite. wie in den vergangenen Jahren, wieder ange
\~rachsen~ Es ergibt sich so ein gegenüber dem Vor
jahre um rund 7 Millionen DM erhöhter Zuschuß
bedare von rund 48.5 Millionen DM. Der größte Teil, 
und zwar Dreiviertel der Mehrausgabt!n, entfällt 
hierbei auf Personalkosten. Ich darf erinnern an 
die letzte Anhebung der Gehälter, Vergütungen 
und Löhne. Hierdurch war eine Erhöhung der 
Ausg<then zwan~släufig. Diese Kostensteigerung in
folge der Gehaltserhühun!i( bildet gerade im Justizetat 
einen erhehlichE'n Teil des Mehrbedarfs , wiihrcnd die 
neuen Stellen und Stellenumwandlungen einen ver
hältnismäßig geringen Mehrbedarf bedingen. 
MPinp n„rn„n 11n<i HPrr('n! Der Herr Minister-präsident 
hat mit Recht heute die Ausführungen im Schreiben 
des Bundes der Steuerzahler zu.rückgcwi esen. Wenn es 
in einem H<iushalt nicht zutrifft, dann ist es bei der 
Justiz. daß. wie hier vom Bund der Steuel'7.ahler vor
g~·worfen wird. die Lösung der Personalchefs in den 
Ministerien - so wurde sinngemäß oder wörtlich ge
sagt - ohne Rücksicht auf den Arbeitsanfall darauf 
au8ginge, neue Stellen zu schaffen. Die Justizverwal
tung - da,; ist auch von den drei Herren Vorrednern 
zum Ausrlruck gebracht worden - war schon immer 
und i~t a11C'h in diesem Jahre bemüht, im Rahmen der 
verfüglrnrf'n Mittel zu gewährleisten, daß die Organe 
der Rechtspflege gut und reibungslos und auch mög
lichst schnell zu wirken vermögen. 

Der neue Haushalt enthält 140 zusätzliche Stelli'!n, von 
denen die Mehrzahl allerdings für Nachwuchskräfte 
und nur 61 für Arbeitskräfte bestimmt sind. Der größte 
T eil der für die Arbeitskräfte gcschaffenC'n Stellen, 
cfa-" heißt für Richter , Beamte und Angestellte, war 
erforderlich, WPi l der Geschäftsanfall. besonden:; für 
Enls~·hädigungs- und Grundbuchsachen, sprunghaft an
gewachsen ist und gerade in Entschädigungssachen mit 
einem weiteren Anwa<'h.~en in den n ächsten Jahren 
noch gerechnet werden muß. Es haben hier die Über
lastung und die Rückstände. wie auch heute schon er
Wäl t11t worden ü;t, ein ungewöhnliches Maß erreicht. 
Es wal· deswegen unumgänglich notwendig, neue Ent
schädigungskammern zu bilden und die bestehenden 
Kammern und Senate bei den Oberlandesgerichten zu 
vQr~tärken. Feiner mußten ~~eitere Stellen :;:escha!!en 
werden. damit an den B1·ennpunktcn des Fehlbedarfs 
die Dienstgeschäfte ordnungsgemäß erledigt werden 
können: denn ohne solche Maßnahmen kä me es zu 
Verzügel'llngen und Störungen im Arbeitsablauf, und 
es könnten hiet' Schäden eintreten für die Allgemein
heit. für das rechtsuchende Publikum.. Bei den Richtern 
und Staatsanwälten hat sich dies gezeigt, als einige 
für Sondernufgaben :ibgestellt werden mußten und an
dere für längere Zeit erkrankt waren. Einige neue 
Stellen für den mittleren Dienst sollen dazu beitragen, 
den vermehrten Anfall in Grundbuchsachen zu be
wältigen; denn hier gerade - es ist dies in früheren 
Deba tten nnd im Haushalts- und Finanzausschuß auch 
schon eingehend besprochen worden - wih'de sich 
eine verzögernde Bearbeitung für den Baumarkt und 

die Flurbereinigung wirtschafllich erheblich nachteilig 
auswirken. Es fehlten schließlich noch dringend Büro
und Kanzleikräfte, ein Umstand, der sich auch man
cherorts ungünstig auf die Dauer der anhängenden Zi
Yil- und Strafsachen ausgewirkt. hRt. 
Audi dfestnal stellen die~e 61 neuen Stellen nur das 
Mindestmaß des Bedarfä dar; wenn bisher m anche 
Schwit~rigkeiten zum '!'eil durch den aufopfernden Ein
satz zahlreicher Richter und Beamte notdürftig üb('r
brückt wurden, so darf daraus nkht geschlossen wer
den, daß es einer Abhilfe nicht bedarf; denn eine 
dauernde crhwliche Überbe;,in:spl'Uchung würde sich 
nlch.t nur auf die Arbeitsfreude und Gesundheit der 
Bedienstete."~ sondern insbesondere auf die Qualität 
der Rechtspflege und damit auf hohe Güter der de
mokratischen Ordnung unheilvoll auswirken. 
In dem Zusammenhang gestatten Sie mir ein Wort zu 
dem von dem Herrn Kollegen Wallauer hier ange
sprochenen Pensem:chlüs:<el. Herr Kollege Wallauer, 
es handelt sich bei dem P ensenschlüssel nicht um ein~ 
geheime Landessache, sondern es handelt sich bei dem 
Pensenschlüssel um einen - -

(Abg. Dr. Kohl: Um eine geheime ,Justizsache!) 
- · Auch um keine geheime Justizsache, sondern um 
einen Maßstab für die Berechnung des Arbeitsanfalls 
der Gerichte und der Richter, der allerdings nicht je
dem Richter zugänglich ist, sondern his 7.Um Oberlan
desgerich t.<>präsidenten und bls 7.Um Generalstaätsan
wait. Aber Ruch hier kann ich Ihnen siigen, dnß die>:er 
Pensenschlüssel Gegenstand ständiger Beratungen ei
ner besonderen Kommission Ist, die vnn <illf'n Lnnde~
justi?.ministern z;usammen beschickt wird, und daß in 
dieser Kommissionen ständig und dauf'rnd bis in die 
letzte Zeit Verbesscnmgcn des Pemenschlüssels vor
genommen werden. Ich bin übrigens froh und dank
bar, daß wir einen solchen Maßstab haben ; denn Ich 
könnte mir vorstellen, daß wir ohne diesen Maßstab 

· überhaupt kein Verhältnis für die Zuteilung von Kräf
ten an die elnzE'lnen Gerichlt-> hätten. Und ohne den 
Pensenschlüssel könnte ich mir vors tellen, daß der 
Herr Kollege Wallauer mir beispiel.~weise vorwerfen 
V.l'Ürde: Das Landgericht Bad Kreuznach ist v iel schlech
ter besetzt als das Landgericht Mainz; das kommt nur 
daher, weil das Landgericht Mainz so nahe beim Ju
stizministerium ist. - So haben wir a ber einen ob
jektiven Maßstab, nach d em wir die Besetzung der 
Stellen hier vornehmen können. Im übrigen k11nn ich 
Ihnen sagen, daß ich bisher ernsthafte Klagen über die 
Berechtigung und die Art dieses Pensc11schlüssels noch 
nie gehört habe. Ich bin aber gern bereit, dem Rechts
ausschuß diese „Geheimwissenschaft" demnächs t ein
mal vorzutragen und ihm darüber Aufklärung zu ge
ben. 
Meine Damen und Herren! Es ist auch das Problem 
angesprochen worden. gute Nachwuchi;kräfte in aus
reichender Zahl zu erhalten. Das i~t gerade für die 
Justiz von zentraler Bedeutung. Für den höheren 
Dienst, das heißt die Laufbahn der Richter und Staats
anwälte, haben wir bisher qualifiziert.e Bewerber im
mer ausreichend zur Auswahl gehabt. Wir mußten 
aber bei der Einstellung in letzter Zeit abwPichend von 
der bisherigen l'taxis auch wiederholt auf examens
mäßi,g durchschnittlich qualifizierte Kräfte zurückgrei
fen, wobei ich Ihnen ohne weiteres zugeben will, daß 

.die Examen~ote nicht der Weisheit letzte r Schluß ist. 
Solange Sie aber keinen besseren Maßstab für die 
Auswahl haben, müssen wir uns an diese Examens
note halten. Bewerbungen für die Laufbahn der Rechts
pfleger sind dem.gegenüber selten. Es bereitet uns eine 
immer größer werdende So·rge, wie wir hie t· de n er
forderlichen Nachwuchs schaffen könnf'n , 
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Eine wesenUiche Änderung im Personalhaushalt stellt 
die große Zahl von Stellenhebungen in Auswirkung 
des neuen Stellenschlüssels dar. Ich habe iil den fril
heren Jahren von dieser Stelle aus immer den Rich
tern, Beamten, Angestellten und Arbeitern für ihre 
pfilchttreue Arbeit Dank und Anerkennung ausge
sprodlen. Ich !reue mich besonders, daß ich dies heute 
tun kann xusatn:men mit der Bekanntgabe so zahlrei
cher Stellenhebungen; wie dies bei der Justiz in Rhein
land-Pfalz Innerhalb eines Jahres wohl noch ~e zu 
ven:efchnen war: Die b~$Seren Beförderwigsaussich
ten werden sich, so hoffe und erwarte 'ich, nicht zu
letzt au! die Arbeitsfreude und den Leistungswillen 
aller auswirken; denn sie kommen trilher oder später 
auch denjenieen Beamten und Angestellten zueute, die · 
in diesem Jahre noch nicht zur Beförderung anstehen. 
Die kilnftlgen Aufstiegsmöglichkeiten sollten deshalb 
auch gerade die jüngeren Krll!te zu höheren Leistun
ien anspornen. Wenn ·dfe5es Ziel in der Breite er
reicht wird, darm wfrd der erforderllche Mehraufwand 
auch bei den Gerichten. Staatsanwaltsdlaften und Voll
~panstalten seine Früchte tragen, und er wfrd ho!
fentllch dazu beitragen, tüchtige Bewerber für all~ 
unsere Laufbahnen anzuziehen. vor allem für die 
Rechtspflegerlaufbahn, wo ja, wie ich soeben gesagt 
habe, der Nachwuchsmangel besonders drückend ist. 
Ich wlll noch elp.mal betonen, daß der durl:h die ~tel
lenanhebunaen verursachte Mehraufwand lm Verhält
nis zci der gesamten Ausgabensteiiterun:g bei uns in 
der Justiz wohl kaum ins Gewicht fällt. 

Ich darl' hier außer den Stellenanhebungen auf Grund 
des neuen Stell~sc:hlüssels auch kurz die Stellenum
wandlungen streifen, darunter die Umwaridlung von 
vierzehn Hilfsstellen in ~nstellen !Clr Richter und 
Staatsanwälte. Diese neueu Planstellen sind zusammen 
mit den lm vorliegenden Haushalt ausgebrachten wei
teren Stellen wohl ausreichend, um alle überalterten 
Asaesaoren in Planstellen ei.p.zuwelsen. Ich glaube, daß 
damit die von Ihpen, Herr Kollege Dr. Sk:opp, ange
sprochene Frage ihre befriedigende Erledigung finden 
wird. . 

Neben dem Personal~ verdient · der Bausektor 
· bei der .Tustlzverwaltung ein erhebliches Interesse. 

Nach dem Kriege lag E;ln Großteil unserer Gerichte 
und Vollzugsanstalten in Trümmern, besonders in den 
Städten. Der Wiederaufbau der kriegszerstörten Ge
bäude konnte wegen · der beschränkten Etatmittel zu
nächst nur lan&sam und schrittweise durchgeführt 
~rden. Bis au! das Amtsgericht in Ludwigshafen 
konnten aber inzwl$c:hen alle Kriegsschäden beseitigt 
vrerden, und auch in Ludwigshafen wird der Wieder
aufbau noch im 'kommenden Jahre vollendet sein. · 

Au&r dem Wtederau!bau kriegszerstörter Gebäude 
galt es aber auch, die d~ Neugliederung und Ver
mehrung des Geschäftsanfalls notwendig gewordenen 
Neu- und Erweiterungsbauten zu schaffen. Bisher sind 
seit 1949 siebzehn Gerichtsgebäude mit einem Gesamt
•Ufwand von über 20 Millionen DM 'wiedererrichtet 
worden. Dazu kommen neun größere Erweiterungs
bauten und um!anireiche Eraeuerungsarbeiten. Wir 
sind nunmehr be!rf,edigt darüber, daß der größte Nach
holbedarf iededct ist und die Bediensteten o!t nach 
harten Jahren wieder an&emessene Arbeitsräume be
sitzen. Es bleiben aIIerd~gs auch jetzt noch eine Reihe 
drinillcher Bauvorhaben. Im Bau sind zur Zeit ein 
11"i5ßerer Erweiterungsbau in Cochem, die restliche 
Wiederherstellung des Amtsgerichtes Ludwigshaten. 
von dem Ich eben ·sprach, sowie ein Neubau für ein 
Amtsgericht und etn Gerlchtsge!ängnls in Simmern. 
Geplant fst weiterhin für die nächste Zeit ein Neubau 
oder efn Erweiterunobau in Frankenthal - ich habe 

mir vor einiger Zeit die Örtlichkeit dort anges~hen, 
auch die Grundstücke, die hier zur Verfügung ste
hen -. für das Amtsgericht in Neumagen sowie ein 
Erweiterungs- und Neubau in Idar-Oberstein. Auch 
dort bin ich im Verlaufe der letzten Wochen gewesen 
und habe mit dem Oberbürgermeister und der Stadt
verwaltung die entsprechenden Verhandlungen über 
dte Frage Neubau oder Erweiterungsbau geführt, und 
ich hoffe, daß wir bald hier konkrete Pläne vorlegen 
können. 

. Über die schlechte Unterbringung der Gerichte in Neu
stadt, meine Damen und Herren, haben wir uns schon 
oft unterhalten. Wir hoffen, daß wir durch die An
mietung des Gebäudes, das bisher das Landesarbeits
amt innehatte, wenigstens vorübergehend eine Besse
rung erreichen können. Idl bin mir darüber klar, daß 
diese Anmietung nur ein Provisorium sein kann; derm 
endgültig kann ·hier erst geplant werden, wenn Sie, 
meine Damen und Herren, über die Vorlage entschie--

. den haben, die Ihnen anschließend an die Erörterung 
des Justizetats zur Beratung in erster Lesung vor
liegt, und wenn feststeht, ob das Oberlandesgericht 
der Pfalz nach Zweibrücken verlegt wird oder aber in 
Neustadt bleibt. Ich möchte wünschen, daß diese Ent
scheidung bald fällt, damit dann sofort die Planung 
für die endgültige Unterbrinrung der Justiibehörden 
in Neustadt begonnen werden kann; denn daß der der
zeitige Zustand unhaltbar ist, darüber bin ich m.it 
Tunen allen einer Meinung. Ich werde auch dafür Sorge 
tragen, daß der vo~ Haushalts- uiltl Finanzausschuß 
gewünschte Mehrjahresplan, wenn ich so sagen darf, 
für die baulichen Wünsche der Justizverwaltung dem
nächst vorgelegt wird. 

Was die Vollzu~anstalten angeht, so konnte auch hier 
schon vieles getan und verbessert werden. In den letz
ten Jahren haben sich größere Bauvorhaben verwirk
lichen lassen! Wir müssen dabei aber auch bedenken, 
daß gerade bei den Vollzugsanstalten Umhauten oder 
Verbesserungen ja nicht schlagartig auf einmal vorge
nommen werden können; das verbietet die Durchfüh
rung des Vollzugs. Wir können also hier aus dem 
Wesen des Vollzugs heraus nur schrittweise diese Ver
besserungen und Umbauten vornehmen. 

In diesem Zusammenhang kann ich in erster Linie die 
Erweiterungs- und Neubauten der während des Krie
ges zerstörten Strafanstalt Zweibrücken erwähnen. 
Darüber hinaus haben wir teils mit Mitteln des Ordent
lichen, teils mit Mitteln des AU.ßerordentlichen Haus
halts Verbesserungen der hygienischen Einrichtungen 
der Anstalten in Angriff genommen und fortschreitend 
weiter !ördern können. Eine Verbesserung und Erwei
terung der Arbeitsräume der Gefangenen sind eben
falls möglich gewesen, um auch. Insoweit neuzeitlichen 
An!ordenmgen gereCht zu werden. Ich begrüße es des-

. wegen dankbar, meine Damen und Herren, daß der 
Haushalts- und Finanzausschuß und auch der Rechts
ausschuß sich vorgenommen haben, so wie dies in frü
heren Jahren schon der Fall war, einmal die Vollzugs
anstalten zu besuchen und sich von dem Zustand der 
Einrichtungen ein eigenes Bild zu verschaf.fen. 

Was die weiteren Bauten für die Zukunft angeht, so 
darf ich darauf hinweisen - es wurde heute schon kurz 
angeschnitten -, daß diese Frage sehr eng damit in 
Zusammenhang steht, wie der kommende Strafvollzug 
ilberhaupt von Bundes wegen geregelt wird, und daß 
wir endgültige Pläne erst dann vorlegen können, wenn 
hier Endgültiges auf Bundesebene feststeht. Neben den 
crößeren Bauvorhaben hat unsere Sorge aber auch der 
baulichen Unterhaltung unserer Gebäude gegolten; 
denn hier sind die Anforderunaen auch von Jahr zu 
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Jahr gestiegen, zumal da schon während der letzten 
Kriegsjahre und der Nachkriegszeit oftmals nicht die 
notwendigen Instandsetzungen durchgeführt werden 
konnten. Obwohl der Haushaltsansatz gegenüber den 
Vorjahren um eine Million DM erhöht werden konnte, 
sind wil· noch mit rund % Million DM hinter den Be
da rfs n1:1chweisungen der Hochbauämter zurückgeblie
ben. Soviel darf ich zum Bausektor sagen. 
\Vas die Venvaltung der Justizbehörden selbst angeht. 
setzen wir auch hier unsere Bemühungen, alle Mög
lichkeiten zur Modernisierung und Technisierung der 
Verwalhmg ~usznsd1öpfen, fort. Ich denke, daß wir 
damit auch dazu beitragen, weitere Personalvermeh
rungen auf ein tragbares Mindestmaß zu beschränken, 
daß wir vor allem ober dazu beitragen, daß ein schnel
ler Geschäftsablauf gewäht·leistet wird. Doch diese Ra
tionalisierungsmaßnahmen allein werden noch nicht zu 
einer wesentlichen Vereinfachung der Verwaltung und 
zu einer erheblichen Verminderung des Aufwandes 
fiihrP.n. Das läßt sich auf dem bisherigen Wege nicht 
durC'hführen, FondP.rn nur auf Grund einer durchgrei
fenden Rdol'ln der Zivilgerithtsbarkeit und der Ge
richtsorganisation. Die dahingehenden Bestrebungen 
haben gerade in jüngster Zeit erneut Auftrieb erhal
ten. und sie scheinen jetzt wenigstens schrittweise ei
ner Verwirklichung näherzukommen. Die sogenannt~ 
Große .Justizreform auf dem zivilrechUichen Sektor, 
nie hier auch von den Herren Vorrednern angespro
dt~n wurde, wird schon seit Jahrzehnten gefordert. 
Heute setzen sich nicht zuletzt die Richter selbst, durch 
den Richterbund vertreten, für sie ein. 

Das Problem ist zuletzt vor etwa zwei Monaten von 
dem früheren Bundesjustizminister Dr. Schäffer be: 
h<:tndelt worden, als er als eine seiner letzten Amts
handlungen einen Bericht der Öffentlichkeit. überge
ben hat, der von einer vom Juristentag 1955 einge
setzten Kommission nach langen, eingehenden Bera
tungen ausgearbeitet worden ist. Wie schon bisher 
von den Verfechtern der Großen Justizreform, so wird 
iiuch in dem Beridlt darüber geklagt, daß weite Kreise 
des deutsc-hen Volkes den Gerichten fremd ii:egenüber
sti.innen. El'. wird weiterhin b€dauert, daß für die fünf 
Zweige der Gerichtsba·rkeit allz.u unterschiedliche Ver
fahrensordnungen vorli~en, daß also für die Prozesse 
vor Zivil- und Straf~erichten. Verwaltungs-, Arbeits- , 
Sozial- und Finanzgerichten verschiedene Prozeßord
nungen Gültigkeit haben. Und schließlich haben die 
lan.e:e Dauer und die Umständlichkeit der Verfahren 
immer wieder das Mißfallen erregt, weshalb z. B. In
dustrie und Handel vorwieirend der privaten Schieds
gerichtsbarkeit sich zugewandt haben. 

(Abg. Dr. Kohl: Das kostet nicht so viel!) 

- Andere Frage; das ist richtig! 
Aber aus diesen und anderen Gründen hat diese Kom
mission 140 Einzelvorschläge ausgearbeitet, die die 
Grundlage für die Diskussion der nächsten Zeit bilden 
und auch die Landesjustizverwaltung beschäftigen 
werden. Allen diesen angeführten Mängeln soll auf 
versc:hiedenen Wegen abgeholfen und damit gleich
zeiti~ Personal und Verwaltungsaufwand eingespart 
werden. Daß aber alle Maßnahmen zur Verbesserung 
der Zivilrechtspflege auf keinen Fall zu Lasten des 
Rechtsschutzes gehen dürfen und deshalb den Reform
vorschlägen Grenzen gesetzt s.ind, darüber besteht 
wohl unter allen Beteiligten Einigkeit. 
Es soll Ihnen - um nur gan7. kurz einige der Reform
vorschläge anzudeuten - gesagt werden. daß der vier
stufige Ausbau der Justiz - Amtsgericht, Landgericht, 
Oberlandesgericht, Bundesgerichtshof - erhalten blei
ben soll. Eine Erweiterung der Zuständigkeit der Amts-

gerichte, verbunden mit einer Vergrößerung der Be
zirke - also die Beseitigung kleinerer Gerichte - wird 
hier gefordert. die Einschränkung der Rt:!'chtsmittel, 
die Entscheidung erstinstanzlicher Zivilsachen beim 
Landgericht durch einen Richtet· und andere Dinge 
mehr; es ·würde zu weit führen, wenn ich Ihnen das 
ausführlich vortragen wollte. 
Einen großen Raum in diesem Bericht der Kommission 
nehmen die Vorschläge ein, die darauf abziden, den 
Zivilprozeß zu straffen und zu vereinfachen; denn 
mit Rt:!cl1t ist darübe1· geklagt worden, daß Zivilpro
zesse viel!ach zu lange dauern, und das soll durch 
eine Straffung des Verfahn:ns wirksam vermieden 
werden. Ob die$e Vorschläge schon in nächster ~it 
zu verwirklichen sind, ilst fraglich. Ein Teil davon wird 
bereits vom Bundesjustizministel'ium mit den Landes
justizverwaltungen erörtert, Ul)d es ist zu erwarten, 
daß vord1·ingliche Ändenmgen - wie die Erw('iti?rung 
der Zuständigkeit der Amtsgerichte, die Einschrän
kung der Rechtsmittel - schon bald im Rahmen einer 
kleinen Reform ihre Venvirklichung finden. 
Noch ein Wort zum Gebiet des Strafrechts und des 
Strafverfahrensrechtes. Der Entwurf z.ur großen Slraf
rechtsrefonn ist von der Bundesregierung bereits beim 
dritten Deutschen Bundestag eingebracht gewesen. Er 
ist aber in dieser letzten Legislaturperiode nicht mehr 
zur Verabschiedung gekommen. Der Entwurf wird des
halb 'Anfang des nächsten Jahres erneut eingeb racht 
werden. Inzwischen hat die von den Landesjustizver
waltungen bestellte Kommission den Entwurf fast 
durchberaten. so daß beim ersten Durchgang des Ent
wur!s beim Bundesrat diesmal auch schon die Länder 
ihre Anderungswünsche vorbringen können. 
Ein kun.es Wort zur Kritik des Herm Kollegen Wal
lauer an der Frage der Untersuchung~haft. Sie habf'n 
dfe::en Aufsatz in der F·rankfurt:~r Zeitung zitiert 
wenn Ich mich recht erinnere mit der Überschrift : 
„Wird zuviel verhaftet?" Wir haben diesen Aufsatz 
auch sehr sorgfältig durchgelesen. kh kann Ihnen sa
gen, daß wir in Rheinland-Pfalz - im übrigen in einer 
Re.fhe anderer Länder auch - schon vor Efächeitwn 
dieses Artilrels wranlaßt haben, daß bei uns eine re
präsentative Fest~tellung getroffen wird, und zwar, 
indem Im ~tli<'hen die Frage e-rörtert wird: Wird 
zuvtel verhaftet?, mit anderen Worten. es \Vird eine 
Statistik entellt über die Dauer der Untersuchungs
haft, über das Verhältnis der Untersuchungshaft zur 
erkannten Strafe und über das Verhältnis der Unter
suchungshaft zur Freisprechung, Das sind also alle die 
Fragen, die in dem Artikel in der FrankfurtPr 7.eit.ung 
angeschnitten sind. Wir ~rden wohl balci in der Lage 
sein, Thnen im Rechtsau$Schuß - oder im Landtag, 
wenn es gewünscht wird - das Ergebnis dieser Sta
tistik vorzulegen, weil wir selbst - unabhängig von 
diesem Aufsatz - der Auffassung sind. daß wir diese 
Dinge einmal mit anderen Landesjustizverwaltungen 
lm Rahmen der vorgesehenen Prozeßreform über
prlllen wollen. 
Die P.rozeßrechtsnovelle, die Anfang des Jahres dem 
BundestaE! vorgeleitt worden vnir, ist nicht mehr zur 
Verabschiedung gekommen, wie Sie wissen. Dieser 
Entwurf w!rd wohl in den nächsten Wochen t:n'neut 
eingebracht werden_ Hier Ist ebenfalls damit zu rech
nen. daß. wenn vtellelcht auch nicht die in-oße g.rund
leitend~ Reform durch~führt wird, wenisrntens eine 
kleine Reform des Strafprozeßrechts zustandekommt. 
f.4'eine Damen und Herren. ich cfarf noch kurz auf 
eini~ Frnrten d<>s Strafvollzue:s ein~ehen. die von den 
verschiedenen Rednern an~esorochen worden sin<l; 
denn ich muß Ja wohl die Frai?en. die hier itP.stellt 
worden sind . . beantworten. Ich werde mich bemühen, 
das so. kurz wie möglich zu tun. 
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Eine Unterbr!n.rtm.1 weiblicher Arbeltshausverwahrter 
fat in ZVV"eibrücken nlcb.t beabsldltigt. Wir tnilssen hier 
- ev:entuell zusammen mlt dem Sozialm.inisrerwn -
elne andere I.&ung !lnden. · 

(Aba., Hermanns-HWesbeim: $ehr richtig!) 

Wir haben zur Zeit einen Vertrq mit Bayern - das 
ist schon· aesaat worden~. 'l11ir brlngen unsere weib
lichen Arbe.ltshausverwahrten dort unter. Auch dle 
ll"(Weren Nachbadlnder wie Baden-Warttemberg, Hes-
1en und Nordrhein-Westfalen filhren diesen Vollzug 
nidlt in landeseigenen Anstalten durch. Die Arbelts
hausverwahrten aus Baden-Wllrttemberg z. B. und 
auch aus Hessen werden in Brauweiler untergebracht. 
Dort hatten wir bisher ebenfalls unsere Arbeitshaus
verwahrten untergebrach~; der Vertrag ist uns aber 
eekündfgt worden, und deshalb mußten wir nach 
Bayern all.S_Vll'elchen. 
Die Fraee der Beschl!Ugung von Gefangenen au! Aus
aenarbeii hatten Sle angeschrittten, Herr Dr. Skopp. 
Ich d~ verweisen a~ Nr. 79 der Stra!vollzugsord
nung in Rheinland-Pfalz, und ich darf sie wörtlich 
ntleren, weil damit alle diese Fragen beantwortet 
werden: · 

Die Auswahl del' Gefaneenen, die außerhalb der 
Umwehrung der Vollzttisalultalt ·oder sogar außer
halb ·des sonstigen um!rtedeten Bereichs der An
stalt arbeiten sollen, bedarf be:ionderer · Sorgfalt. 
Bel der Auswal;ü werden das Vorleben, die Straf
tat, die Fruuuni und der Gesundheitszustand des 
Gefangenen berücksichtigt, Fluchtverdächtlge, auf
aliadge und besonders gefährliche Gefangene sowie 
Getaniene, von den,en sonst ein Mißbrauch der mit 
der Außenarbeit verbundenen Lockerunii des Straf
vollzugs zu befürchten Ist - -

- dazu 1eh1Srt auch nach meiner Auffassung der un
heilvolle Ein.fluß au! Minderjährige -

werden von der AUllenarbeit ferngehalten. Gefan
eene. dle außerhalb des eingefriedeten Bereichs der 
Vollzupa~talt beschllttlgt werden, werden von 
freien Arbeitern und Angestellten getrennt gehal
ten, soweit solche n1cht bei der fachlichen Leitung 

· der Arbeiten beteUigt sind. 
Da freie jugendliche ,Arbeitnehmer. im allgemeinen ja 
nldlt mit 4tt .Anleitune von Strafgefangenen betraut 
werden, Ist damit grundallWfdl von uns aus Sorge ge
tragen, daß auf der Außenarbeit die dort beschäftigten 
Gefangenen nicht mft Jugendlieben zusammenkom
men. Wenn das doch eimilal geschleht, ist das e1n Miß
brauch oder ein Ve:rl!~n der Autslcht, und lch bitte, 
uns solche FlUle zu berichten, damlt ·Abhilfe geschaffen 
wird. . . 

Zur Frate des VoUzuaes an erstbestraften und vorbe
straften Getangenen: Ui;isere • Strafvollzugsordnung 
aieht vor, daß eln „Erstvollzug" an Erstbetra!ten -
ode;r: nur &erlng Vorbestraften - sowie ein „Regel
vollzU&• an erheblfcher Vorbestraften durchgeführt 
wf.rd. So haben wir in Zweibrücken und fn der Straf
anstalt Freiendfez keine zurrt ersterunal mit Gefängnis 
bestrafte Gefangene. Der Erstvollzug wird bei Ge
flngnisgefangenen in Wittlich durchgeführt. Die Zahl 
der kantt!e in den ErstvoD.zuc einzuweisenden Ge
fanae~ wird sMh mlt dem Inkrafttreten der bundes
elnlieittlchen Dlenst- und Vollzugs0rdnung, die auch 
wir in Kraft eesetzt haben, am 1. Juli 1962 verringern, 
da nach dieser Voll2:u,pordnung fri. Anstalten oder be
ionderen Abteilungen des Erstvollzugs nur die Ver
urteilten einzuweisen sind, die bishtt fnstesamt nicht 
mehr als cb:ei Monate Strafe verbru3t haben. Dle Be
atfmmung~n der neuen bundeselnheitlfchen Vollzugs
ordnuna gehen zum Teil au:!' die Tatsache zurück, daß 
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in einigen Ländern zur Zelt eine Trennung zwischen 
Erstbestraften und Vorbestraften nicht durchgeführt 
wird. Bei uns wird sie nach M~chk.elt durchgeführt. 
Zum Thema „geisteskranke und gefstes8chwache Ge
fangene•: Geisteskranke können im allgemeinen nicht 
strafflUlig werden, da sfe nach § 51 Abs. 1 des Straf
gesetzbudles nicht zurechnungsfähig sind. 

(Abg. Dr. Kohl: Was heißt „im allgemeinen"?) 

-:- Es· würde zu weit führen, das zu erklären, aber ich 
könnte Ihnen darüber noch einen Vortrag von einer 
Viertelstunde halten. Per Vollzug durch Unterbrin
gung solcher Personen in elner Heil- und Pflegeanstalt 

. nach § 42 b StGB, das heißt auf Grund strafgericht
lichen Urteils, obliegt nach der bisher noch geltenden 
Vierten Verordnung zur Vereinfachung des Fürsorge
rechts vom 9. Juli 1944 den Landesta.r:sorgeverbänden. 
Er wird auch tatsäcb.llch ln den Heil- und PflegE!!lll
stalten des Landes durchgeführt. Es ist uns kein Fall 
bekannt, daif eine der drei in Rheinland-Pfalz be
stehenq,en Nervenkliniken die Aufnahme eines auf 
diese Weise eingewiesenen Geisteskranken ernstlich 
abgelehnt hätte. Es ist richtig, daß mit dem Außer
krafttreten dieser Vereinfadlungsverordnung nach§ 1~ 
Bundessozialhilfegesetz vom 1. Juni 1962 insofern. eine 
gewi&se neue Situation entstehen wird. Die Melnuna 
aIIer LandesJustizverwaltungen geht aber dahln -
soweit sfe sfch mit diesem Problem befaßt haben -, 
und eben.so die Auffassung der Fürsorgereferenten der 
LAnder, daß die Unterbringung der nach § 42 b StGB 
einzuweisenden Geisteskranken weiter wie bisher in 
den Anstalten und Helmen der Sozialverwaltung 

. durchgeführt werden soll. 
Wir stehen au! dem Standpunkt, ein Geisteskranket< 
ist ein Kranker, der in erster Linie in die Hand des 
Arztes gehört und nlcht in erster Llnle In eine Voll
zugsanstalt. Aus diesem Grunde Überweisung in eine 
Pflegeanstalt. 
Bei ge1stesschwadlen Gefangenen ist die Situation 
anders. Der Vollzug wird bei diesen Gefangenen, die 
nur vermindert zuredlnungsfähig sind, in Justizvoll
zugsanstalten durchgeführt. Besondere Psychopathen
Anstalten haben wir filr dfese kleine Gruppe in kei
nem Land, und wir haben auch nicht vor, eine der
artige Anstalt in unserem Lande einzurichten. Aber 
gerade dieses Problem wird auch nadl vorliegenden 
Entwilrlen im Rahmen· der bevorstehenden Strafvoll
zugsreform auf Bundesebene ausführlich behandelt 
werden. 
Zur Frage der Trennung junger Gefangener von er
wachsenen Gefangenen: Sie haben hier auf eine Kleine 
Anfrage des Herrn Kollegen Erkel vom 15: Mal 1961 
verwiesen. Dieser Vorfall hat sich nicht in der Haft
anstalt Mainz abgespielt, sondern in dem der Inneren 
Verwaltung unterstehenden Polizeigefllngnis In Maim.; 
und der Herr ·Innenminister hat damals ja auch diese 
Anfrage beantwortet. In den Justizvollzugsanstaiten 
werden junge, d. h . minderjährige Gefangene grund
sätzlich von erwachsenen Gefangenen getrennt ge
halten. Das Justizministerium legt besonderen Wert 
darauf, daß dieser Grundsatz in allen ihm unterstellten 
Anstalten genau beachtet wird, und zwar aus den 
Gründen, die ich hier im einzelnen nldlt zu wieder
holen brauche und über die wir uns alle einig sind. 
Noch ein kurzes Wort zur Frage der Bewährungshelfer. 
Wir haben im Etat eine Stelle für einen weiteren Be
währungshelfer ausgebracht, so daß sich damit die 
Zahl auf 17 erhöhen wird. Bisher sind auf einen Be
~rungshelfer 66 zu betreuende Personen entfallen. 
Mit · der Erhöhung der Zahl der Bewährungshelfer 
werden wir im kommenden Jahr einen Durchschnitt 
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von 62 haben. Ich muß 1.ugeben, daß der als normal 
angenomm<me Durchschnitt etwa 45 bis 50 beträgt. 
Wir müßten, wenn wir diesen Durchschnitt erreichen 
wollen, in Zukunft noch weitere Stellen schaffen. Wir 
haben bi!;her mit der Bewährungshilfe recht girte Er
fahrungen gemacht und sind der Auffassung, daß sfe 
auch in der Zukunft als wirksames Mittel angespro
chen werden kann, straffällig gewordene .Tugendliche 
und Erwachsene wieder zu einem gesetzmäßigen und 
geordneten Leben hinzuführen. Deswegen ist wohl die 
Forderung berechtigt, daß die Zahl der dem f"in:r.PTnPn 
Bewährungshelfer anvertrauten Personen nicht so hoch 
sein soll und kann. 

Meine Damen und Herren, soviel zur Frage des Straf
voib:ugs. Das deutsd1e Richtergesetz wurde von dem 
Herrn Kollegen Wallauer angesprochen. Ich darf nur 
lrnr7. darau( hinweisen, daß es am 1 .. Juli 1962 in Kraft 
treten wird, und daß ich auch beabsichtige, dem Hohen 
Hause spätestens bis zum Frühjahr des kommenden 
Jahres den Entwurf eines Landesrichtergesetzes vor
zulegen. damit dieses Gesetz möglichst gleichzeitig mit 
dem deutschen Richtergesetz in Kraft treten kann. Mit 
diesem L~ndesrkhterge~etz wird d<inn auch die Rechts
~:Wllung der Richter und Staatsanwälte unsPres Landes 
vollständig und umfassend geregelt ~in, unr'I PS wird 
dazu beitragen, dem Richter die Stellung einzuräumen. 
die ihm nach der Verfassung zukommt unr'I nie die 
Unabhängigkeit in persönlicher und sachlicher Hinsicht 
voll und ganz gewährleistet. 
Meine Damen und Herren, noch ein kurze<: Wort zu 
den von den drei Rednern angesprochenen sogenann
ten RandPrscheinungen in unserem Richterstand. Ich 
darf dieses W"rt von den Randerscheinungen aufgrei
fen. Meine Damen und Herren , wenn Sie die Zahl 
hüren, daß wir von rund 600 Richtern und Staatsan
wäile gegen sec..hs Personen ein Verfahren eingeieitet 
haben, dann wercten Sie mit mir einig sein. daß mim 
wh·klkh nur von einer Randerscheinung sprechen kann. 
Es ist richtig, daß von der MöKlichkelt, die das deut
sche RichtPrgesetz gibt, daß nämlich die Richter und 
Staatsanwälte, die na<'h dem 1. September 1939 bis 
zum Zusammenbruch in der Rechtspflege tätig waren, 
a us dem ciktiven Dienst ausscheiden können, bisher 
von den sechs Bctroffonen nur einer Gebrauch ge
macht hat Wir müssen iihwarten, Gb die anderen Be
troffenen noC'h davon Gebrauch machen. Die Antrags
frist. läuft noch bis zum 30. Juni 1962. Ich greife aber 
gPrnP rliP vnn rlen drei Rerlnern ge~ern.'ne Anrem.in~ 
auf, vor •fr·m Rr•cht~a11Fsl'h11ß demnächst ausführlich 
füwr dieses Problem und seine Ein:r.elheiten zu berich
ten. 
Meine Damen und Herren! Tn diesem Zusammenhang 
ist heute in der Deb~tte auch die HRltung unserer 
Richter <u:gesprochcn worden. Die verschiedenen Red
twr haben mit Recht - ich darf das hier dankbar 
feststellen - darauf hingcwie1*'n, daß diese Dinge nur 

dC':<h11lh auf die Einzelheiten hier nicht einzul'(ehen -
keinen Fall Roh1'b<leh haben un<l auch keinen Fall Vra
cark wie- in anderen Ländern. Es ist auch nicht meine 
Aufgabe. hier zu der Kritik zum Urteil des Bundes
gerichtshofes Stelltmg zu nehmen. ld1 darf auch hier 
fes tstellen. <laß Gott sei Dank im Bereich um;crer Lan
desjustizverwaltung kdn Urteil dem Hohen Hause 
Anlaß zur Kritik gegeben hat. 
Meine Damen und Herren! Sie haben mit Recht die 
Stellung des Richters in der Demokratie angesprochen. 
kh 1*nutze jede Gelegenheit, wenn ich vor Richtern 
und Staatsanwälten spreche. darauf hinzuweisen, daß 
die sogenannte dritte Gewalt, der die Rechtsprechung 
a nvertraut i:-;t , nur e in Teil d er gesamten Staa tsgewa lt 

darstellt, die in unserer Demokratie verköi·pert wird 
durch Legislative, Exekutive und rechtspre<!hender Ge
walt, und daß diese drei Teile der StaRt~gewalt eng 
zusammengehören, daß sie gegenseitig Rücksicht 
nehmen und miteinander arbeiten müssen und 
daß, wenn das Ansehen eines dieser Teile gefährdet 
ist, die anderen mitbetroffen sind, daß das Ansehen, 
das unsere Demokratie gerade in der Legislative und 
Exekutive in der Öffentlichkeit ~enießt, auch auf die 
Rechtsprechung ausstrahlt und für sie von Bedeutung 
ist. D1e Demokratie hat der dritten Gewalt eine große 
Macht anvertraut. Dieses Vertrauen, das die Demo
kratie der dritten Gewalt entgegenbringt. hringt auf der 
anderen Seite für die Angehörigen der dritten Gewalt 
die ''lerp.flich.tur"6 n-Jt sich, fest auf de-rr. Boden dieser 
Demokratie zu stehen und eine positive Einstellung 
zum demi>kn=1tischcm Staat naeh außen und innen zu 
dokumentieren und zu beweisen. 
Meine Damen und Herren! Ich darf abschließend fest.... 
stellen, daß auch im vergangenen .Tahr im Etat be
achtliche Fortschritte zu verzeichnen sind. Wir ha
b1:n an mehreren Stellen Engpässe auflockern und 
Neuerungen einführen können. Ich hoffe, daß wir auf 
diesem Weg ~iterschreiten können. Der Dienst an 
der Gerechtigkeit, von dem ich eingangs gesprochen 
habe, ist unser oberstes Ziel, die Würde des Menschen 
und das Recht des demokratischen Staates unsere 
oberste Verpflichtung. Die Justiz weiß, wie berechtigt 
der alte Satz ist: justitia est fundRmentum regnorum! 
Und wenn in irgendeiner Staatsform, dann gilt es in 
der Demokratie, daß Gerechtigkeit die Grundlage des 
Staates ist. 

<Bt:ifall des Hauses.) 

Vlzepr!s[dent Piedmont: 

Wortmeldungen liegen nicht mehr vor, Tch 1~~~e rnm 
abstimmen - bevor ich i.ihPr den Einzelrlan <Hi flhstim
men Insse - über den ÄnrlPrung„F>ntrHg IIl368 des 
Haushalts- unc1 Fimm7.au:::schusses. - Wer dieser Vor
lage U!3G8 seine Zustimmung geben will , den bitte ich 
tlm das H:-indzP!ch('n! - Die Gegenprohe! - Stimm
enthaltungen! - Einstimm[g ang-.mnmmPn . 
Ich rufe nunmehr auf die Dntcksache IIl379, den ge
meinsamC"n Antrag der Fraktionen c1er CDU, SPD und 
FDP. Wer dieser Vor1age seine Zustimmung geben 
will, den bitte fch. ebenfrlH~ um rlas Handzf'imen ! -
Die Gegenprobe'! - Stimm1mlhalt11ngen! - Ebenfalts 
einstimmig angt>-nommPn . 

Ich rufe nWlmehr auf den Einzelplan 05 mit den eben 
angenommenen Ändet'ungen, und zwar Kapitel Ul, 03 
und 04. Wer· dem Einzelplan 05 in zweiter Lesung 
seine Zustimrnung geben will, dC'n bittf> ich l'm das 
Handzei,'h('n ! - Die Geg ... nprobe! - Stimmenthaltun
gen! - Der Einzelplan 01i ist eins timmig 1mgennmmen. 

Meine Damen Wld Herren! Wir haben nunmehr im 
Rahmen des Einzelplanes 05 den Punkt 13 der Tages
ordnung zu erledigen, und zwar: 

Eritte Beratung eines Lantlcsg·csetzes iibcl' die Ver
legung des Oberlandesgerichtes der Pfa&z nad1 
Zweibrücken 

- Drucksache II/352 -

Der Ält~trnrat schlägt dem Hohen Hause vor, diese 
VorlAg<' dem Rechtsausschuß zu übC'rweisen. - Es 
erhebt sich kein Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Um die technisC'he Abwicklun~ der Etatberatungen 
durchführen r.tt können. müssen wir heute abend noch 
die Punkte 6, 7 und 8 der Tagesordnung erledigen. 

Ich rufe auf den Punkt 6: 
Erste Beratung eines Landesgesi>h:es übe..- den Ab
schluß eJnes Abkomme ns zur Xnderung des Ab-
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k.ommem Ober elnea Ftnamausgleich zwisdten den 
Rundfunkan.sta.Jten vom 17. April 1959 

- Drucksache II/357 -

Der Altestenrat schlägt dem Hohen Hause vor, diesen 
Antrag an den Kulturpolitischen Ausschuß und an den 
Haushalts- und Finan,zausschuß zu überweisen. - Es 
erhebt sich auch hier kein Widerspruch. Dann ist so 
beschlossen. ' 
Ich rufe auf Punkt 7 der Tagesordnung: 

Erste Beratung eines Landesgesetzes über 
Schul~dfreQielt 

- Drucksache II/343 -

Hier hat der Ältestenrat ebenfalls dem Hohen Hause 
den Vorschlag zu machen, dle Vorlage dem Kultur
politischen Ausschuß und dem Haushalts- und Finanz
ausschuß zu überweisen. - Das Wort hat Herr Abge
ordneter Sclunldt (SPD). 

Abg. Schmidt: 
Zu diesem Tagesordnungspunkt hat die .sozialdemokra
tische Fraktion einen Zusatzantrag gestellt. Ich bitte, 

diesen Zusatzantrag ebenfalls den Ausschüssen zu 
überweisen. 

Vlzeprlsideat Piedmont: 
Ich stelle fest, daß kein Widerspruch dagegen erhoben 
wird, wenn der Antrag der sozialdemokratischen Frak
tion an die Ausschüsse mit überwiesen wird. 

Ich rufe auf den Punkt 8 der Tagesordnune: 
Erste Beratlll11' eines Ersten Landesgesetzes zur 
Xnderang des Privatschulgesetzes 

- Drucksache II/344 -

Es wird ebenfalls dem Hohen Hause vorgeschlagen, 
diesen Antrag an den Kulturpolitischen Ausschuß und 
an den Haushalts- und Finanzausschuß zu überweisen. 
- Es erhebt sich auch hier kein Widerspruch. Dann 
ist so beschlossen. -
Wir sind am Ende unserer heutigen Tagesordnung 
angelangt. Ich rufe die 47. Sitzung des Landtages auf 
morgen, 9.30 Uhr, ein. Die Sitzung ist geschlossen. 

Ende der Sitzung: 17.22 Uhr . 


